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Sehr geehrte Leserinnen und Leser,

die Entwicklung der Bevölkerungsstruktur – die sogenannte demographische Entwicklung – und deren Auswirkungen sind Gegenstand ver-

schiedener Forschungsbereiche der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften. Durch aktuelle Entwicklungen in Deutschland, wie dem Anstieg 

des Durchschnittsalters der Bevölkerung und der jüngsten Migrationsentwicklung, ist die demographische Entwicklung regelmäßig auch im 

Zentrum des öffentlichen Interesses. Dabei wird in Bezug auf die Alterung der Bevölkerung häufig von einem ‚Demographischen Wandel‘ 

gesprochen, der sich in vielen Industrienationen abzeichnet. Neben der Geburtenziffer und den Sterbefällen wird die Entwicklung der Bevölke-

rungsstruktur auch durch die Zu- und Abwanderung beeinflusst. Diese stand im Jahr 2015 durch den vermehrten Zustrom an Flüchtlingen im 

Fokus. Dabei wurde sowohl in den Medien als auch von einigen Autoren dieses Sammelbands die Frage aufgeworfen, inwieweit Zuwanderung 

den demographischen Wandel aufhalten oder beeinflussen könnte. Das Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität zu Köln hat zu dieser 

Thematik im Wintersemester 2015/2016 mit der Ringvorlesung „Demographischer Wandel – Fakten, Prognosen, Herausforderungen und 

Chancen“ eine Diskussionsplattform geschaffen. Experten aus unterschiedlichen Forschungsrichtungen präsentierten ihre Erkenntnisse und 

Standpunkte zum demographischen Wandel, um diese im Anschluss ihrer Vorträge mit dem Publikum aus Studierenden, Wissenschaftlern, 

politischen Akteuren sowie Privatpersonen zu diskutieren. 

Die Ringvorlesung zum demographischen Wandel im Wintersemester 2015/16 war bereits die sechste Veranstaltung dieser Art des Instituts 

für Wirtschaftspolitik. Seit 2010 sind die Ringvorlesungen zu aktuellen wirtschaftspolitischen Themen ein fester Bestandteil des Veranstal-

tungsangebots des Instituts. Das Konzept der Ringvorlesung bietet dabei die Möglichkeit, zentrale wirtschaftspolitische Fragen unserer Zeit aus 

unterschiedlichen Blickwinkeln zu betrachten sowie die Folgen alternativer politischer Entscheidungen zu erörtern und zu prüfen. Das Institut 

für Wirtschaftspolitik lädt zu diesem Zweck führende deutschsprachige Wissenschaftler unterschiedlicher Fachrichtungen als Referenten nach 

Köln ein. Die Ringvorlesung bietet somit Einblicke in die aktuellen Fragestellungen einzelner Forschungsgebiete. 

Die Vorlesungsreihe adressiert nicht nur das universitäre Fachpublikum, sondern insbesondere auch die interessierte Öffentlichkeit. Die 

Ringvorlesung nimmt somit eine wichtige Transferfunktion zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit wahr. Studierenden ermöglicht die 

Ringvor lesung zudem intensive Einblicke in ein Themenfeld und bietet dadurch Anregungen für die Spezialisierung ihrer wissenschaftlichen 

Ausbildung. Wir danken dem Fördererkreis und den institutionellen Förderern des Instituts für Wirtschaftspolitik sehr herzlich für die groß-

zügige Unterstützung, mit der sie dieses Angebot erst ermöglichen. Für die Ringvorlesung im Wintersemester 2015/2016 danken wir außerdem 

Carina Fugger für die organisatorische Betreuung der Veranstaltungsreihe.

In diesem Jahr gibt das Institut für Wirtschaftspolitik zum zweiten Mal als Ergänzung zu der Ringvorlesung einen Begleitband heraus, in dem 

die Vorträge der einzelnen Referenten in ihren zentralen Punkten zusammengefasst sind und so einer weiterführenden Auseinandersetzung 

zugänglich gemacht werden. Den Referenten sei herzlichst für ihren Beitrag gedankt. Für die Herausgabe dieses lesenswerten Überblicks zum 

Thema danken wir Carina Fugger und Sandra Hannappel. 

Wir wünschen Ihnen viel Spaß und Erkenntnisgewinn bei der Lektüre. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Instituts für Wirtschaftspoli-

tik freuen sich, Sie bei einer unserer nächsten Veranstaltungen willkommen zu heißen.

Mit freundlichen Grüßen

Köln, Juli 2016

Dr. Steffen J. Roth

Geschäftsführer

Institut für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln

Prof. Achim Wambach, Ph. D.

Direktor

Institut für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln

Vorwort
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Institut für Wirtschaftspolitik
an der Universität zu Köln 

Förderung der Ringvorlesung

Das Institut für Wirtschaftspolitik (iwp) wurde 1950 als un ab-
hängiges wirtschaftswissenschaftliches Forschungsinstitut an 
der Universität zu Köln gegründet. Gründer waren Prof. Dr. Alfred 
Müller-Armack, der geistige Vater der Sozialen Marktwirtschaft, 
und Dr. h.c. Franz Greiß.

Die vorrangige Aufgabe des Instituts liegt in der Untersuchung 
aktueller grundlegender Probleme im Bereich der Wirtschafts-
politik. Das besondere Augenmerk gilt dabei den institutionellen 
Rahmenbedingungen einer funktionsfähigen Sozialen Markt-
wirtschaft. Das iwp schlägt die Brücke zwischen universitärer For-
schung und wirtschaftspolitischer Praxis. Es hat den Anspruch, 
den aktuellen Stand der Wissenschaft für die Erarbeitung prakt-
ischer Politik empfehlungen zu nutzen. Ziel ist es, wissenschaft-
liche Erkenntnisse zu übersetzen, dabei konkrete Antworten auf 
gesellschaftliche Herausforderungen zu erarbeiten und wirt-
schaftspolitisch gangbare Wege aufzuzeigen, durch die diese 
Herausforderungen gemeistert werden können. Die praktische 
Umsetzung der akademisch erarbeiteten Lösungsansätze genießt 
bei der Arbeit des iwp höchste Priorität.

Wirtschaftspolitische Forschung erfolgt zuallererst im Dienste der 
Gesellschaft. Das iwp möchte mit der problemlösungsorientier-
ten Forschung nicht nur einen Beitrag zur praktische Beratung der 
Politik, sondern auch den Transfer der Erkenntnisse in die interes-

sierte Öffentlichkeit leisten: Daher genießen der Austausch mit der 
Öffentlichkeit und die Beteiligung an der öffentlichen Diskussion 
einen hohen Stellenwert. Sie prägen neben Forschung und Politik-
beratung das Selbstverständnis des iwp.

Die wissenschaftliche und organisatorische Leitung des Instituts 
liegt zurzeit bei Prof. Achim Wambach, Ph. D. als Direktor und Dr. 
Steffen J. Roth als Geschäftsführer des Instituts. Unterstützt wird 
die Arbeit des Instituts seit 1950 durch einen gemeinnützigen 
Förder erkreis.

Weitere Informationen erhalten Sie unter:

www.iwp.uni-koeln.de

Die Ringvorlesung wird gefördert im Rahmen der Universitas-
Förderinitiative „Dialog Wissenschaft und Praxis“ der Hanns Martin 
Schleyer-Stiftung und der Heinz Nixdorf Stiftung.

In dieser Initiative treffen Studenten mit Experten aus Wirtschaft, 
Staat, Gesellschaft und Medien zusammen, um praxisbezogene 
Themen zu diskutieren. „Wissenschaft und Praxis“ treten in einen 
Dialog; dabei stehen innovative Ideen und konkrete Lösungs-
ansätze im Fokus.

Die Herausgabe dieses Begleitbands zur Ringvorlesung wird 
ermöglicht durch die großzügige Unterstützung der Otto Wolff 
Stiftung und des Otto Wolff Instituts für Wirtschaftsordnung.

Otto Wolff Stiftung
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Einleitung: Demographischer Wandel – Fakten, Prognosen, 
Herausforderungen und Chancen

Von „Der demographische Wandel ist eine Chance“ über „Demo-

graphischer Wandel bedroht die Sozialsysteme“ zu „Schockzahlen 

– stirbt Deutschland aus?“: Unzählige Schlagzeilen verkünden die 

Herausforderungen einer alternden und schrumpfenden Gesellschaft. 

Das von den Medien gezeichnete Bild des demographischen Wan-

dels ist oftmals negativ und von Ängsten geprägt. Die Schlagzeilen 

verdeutlichen zum einen die Unsicherheiten über das genaue Aus-

maß der Bevölkerungsveränderung und deren Auswirkungen. Zum 

anderen veranschaulichen sie die Unsicherheit im Umgang mit dem 

demographischen Wandel. 

Dabei wird die Bevölkerungsstruktur insbesondere von drei Fakto-

ren beeinflusst: den Geburten, den Sterbezahlen und der Migration. 

Während die Prognosen über eine längerfristig niedrige Geburtenrate 

und eine hohe Lebenserwartung in Deutschland relativ sicher sind, 

besteht insbesondere über die Wanderung eine große Unsicherheit. 

Der Zustrom an Asylbewerbern aus dem letzten Jahr hat noch einmal 

verdeutlicht, wie schwer es ist, die Wanderungssalden vorauszusagen. 

Die Überlegungen, ob eine verstärkte Zuwanderung die Schrump-

fung einer Gesellschaft aufhalten oder zumindest abmildern kann, 

liegen dennoch nahe. Insbesondere im Jahr 2015 wurde diese Frage 

sowohl in den Medien als auch von den Autoren dieses Sammel-

bandes häufig diskutiert. Jedoch sind sich die Experten weitestge-

hend einig, dass insbesondere der Effekt einer einmalig verstärkten 

Zuwanderung eher marginal ist. Eine erhöhte Zuwanderung kann 

die Schrumpfung der Bevölkerung höchstens abmildern. Die ein-

zige (realistische) Möglichkeit diesen Prozess aufzuhalten, wäre ein 

Anstieg der Geburten. Dabei wird häufig argumentiert, dass verbes-

serte Rahmenbedingungen für Kinder und deren Eltern, z. B. durch 

bessere Vereinbarkeit von Beruf und Elternschaft, zu einem Anstieg 

der Geburtenzahlen führen würden. Empirische Nachweise für einen 

nennenswerten Einfluss poli tischer Maßnahmen auf das Geburten-

verhalten fehlen jedoch.

Trotz der Unsicherheiten über die quantitative Entwicklung gilt 

es als relativ sicher, dass die Bevölkerung in Deutschland in den 

nächsten Jahrzehnten abnehmen wird. Veränderte Geburten-, Sterbe- 

und Wanderungszahlen haben allerdings nicht nur Einfluss auf die 

Größe der Bevölkerung. Auch die Struktur innerhalb der Gesellschaft 

verändert sich. Beispielsweise werden sich das Medianalter nach oben 

und der Anteil der nicht (mehr) Erwerbsfähigen in Deutschland nach 

unten verschieben. Des Weiteren führt die Zuwanderung dazu, dass 

sich die ethnische Zusammensetzung verändert. 

Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung Deutschlands (in 1.000)

Anmerkungen: 1871 bis 1939 Reichsgebiet, ab 1950 Gebietsstand seit dem 3. 

Oktober 1990. – 1871 bis 1910 im Dezember, 1925 und 1933 im Juni, 1939 im 

Mai, 1946 im Oktober, 1950 im September, 1926 bis 1932 und 1934 bis 1938 

Jahresmitte; 1947 bis 1949 Jahresdurchschnitte, ab 1950 Jahresende.

(a) Ergebnisse der jeweiligen Volkszählung. (b) Gebietsstand: 31.12.1937. (c) 

Ab 1950 Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung.

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten des Statistischen Bundesamts 

(2015a)

Die Berichterstattung in den Medien suggeriert teilweise, dass der 

demographische Wandel ein neues Phänomen sei. Die Bevölkerungs-

struktur in Deutschland und auch in anderen Ländern ist jedoch 

einem ständigen Wandel unterworfen, der unter anderem von Krie-

gen und gesellschaftlichen Entwicklungen beeinflusst wird. So war die 

Bevölkerungsentwicklung des letzten Jahrhunderts in Deutschland 

durch eine stete Zunahme geprägt, wie in Abbildung 1 zu sehen ist. 

Die linke Bevölkerungspyramide in Abbildung 2 verdeutlicht darüber 

hinaus, dass die Bevölkerung in Deutschland in den letzten 60 Jah-

ren nicht nur gewachsen ist, sondern sich zusätzlich die Altersstruk-

tur der Bevölkerung insgesamt verändert hat. Im Vergleich zum Jahr 

2013 gab es 1950 weniger alte Menschen und mehr junge. Auch wenn 

die Bevölkerungsstruktur einem ständigen Wandel unterworfen ist 

und die Bevölkerungspyramide von 1950 schon erste Hinweise auf 

einen zukünftigen Bevölkerungsrückgang geliefert hat, ist ein Rück-

gang der Bevölkerung im Vergleich zu einem Anstieg eine verhältnis-

mäßig neue Situation. 

Carina Fugger

Institut für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln

seit April 2016: Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung

Sandra Hannappel

Institut für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln
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Abbildung 2: Bevölkerungspyramide in Deutschland 1950, 2013 und eine Prognose für 2060

Anmerkungen: Szenario: Kontinuität bei stärkerer Zuwanderung, Annahmen: (1) Geburtenhäufigkeit: 1,4 Kinder je Frau, (2) Lebenserwartung bei Geburt 2060: 

84,8 Jahre für Jungen, 88,8 für Mädchen, (3) Wanderungssaldo (ab 2021): + 200 000 Personen 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2015b)

Abbildung 3: Das Medianalter im europäischen Vergleich im Jahr 

2013

Anmerkungen: Georgien: Daten aus 2012; Russische Föderation: Daten aus 

2011

Quelle: Bundesministerium des Inneren (2015)

Diese Entwicklung lässt sich jedoch nicht nur in Deutschland beob-

achten. In vielen Industrienationen wird die Bevölkerung in den 

nächsten Jahrzehnten vermutlich zurückgehen, auch wenn die Welt-

bevölkerung auf absehbare Zeit weiter wachsen wird. Im Vergleich 

mit anderen Industrienationen ist der Alterungs- und der sich ankün-

digende Schrumpfungsprozess der Bevölkerung in Deutschland aller-

dings mit am weitesten fortgeschritten. Im globalen Vergleich hat 

Deutschland beispielsweise eine der niedrigsten Geburtenraten und 

wie Abbildung 3 verdeutlicht auch im europaweiten Vergleich mit das 

höchste Medianalter.

Der demographische Wandel ist voraussichtlich eines der Themen, 

das die Diskussionen der nächsten Jahre beherrscht. In diesem Sam-

melband werden daher einzelne zentrale Themenbereiche heraus-

gegriffen, die zu erwartenden Auswirkungen des demographischen 

Wandels auf diese Bereiche erläutert und Handlungsempfehlungen 

abgeleitet. Die Beiträge verdeutlichen zum einen die Risiken, die sich 

durch den demographischen Wandel ergeben. Zum anderen machen 

sie jedoch auch darauf aufmerksam, dass der demographische Wan-

del nicht zu pessimistisch betrachtet werden sollte. Insbesondere 

durch die gesteigerte Lebenserwartung ergeben sich neue Möglich-

keiten und Chancen.

Aufbau des Sammelbands

In dem ersten Beitrag des Sammelbands „Zahlen, Daten, Fakten zum 

demographischen Wandel - ein kurzer Blick zurück und ein wei-

ter Blick nach vorn“ gibt Prof. Dr. Eckart Bomsdorf zunächst einen 

deskriptiven Überblick über die gegenwärtige sowie die zukünf-

tig erwartete Bevölkerungsentwicklung in Deutschland. Der Autor 

beschäftigt sich außerdem damit, wie sich eine einmalig erhöhte 

Zuwanderung auf die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung aus-

wirkt. 

In den darauffolgenden Beiträgen werden die Effekte des demo-

graphischen Wandels auf die sozialen Sicherungssysteme genauer 

29,7 bis unter 32,5

32,8 bis unter 35,9

35,9 bis unter 39

39 bis unter 42,1

42,1 bis 45,3

Keine Daten
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betrachtet. Zu Beginn setzt sich Prof. Dr. Volker Ulrich in dem Bei-

trag „Effekte der demographischen Entwicklung für das Gesundheits-

wesen“ mit der Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung 

auseinander. Prof. Dr. Ulrich verdeutlicht anschließend, dass die 

steigenden Gesundheitsausgaben sowohl mit dem demographischen 

Wandel als auch mit dem medizinisch-technischen Fortschritt 

zusammenhängen. Um die Veränderung der Kosten für das Gesund-

heitssystem abzuschätzen, diskutiert er die Medikalisierungs- und die 

Kompressionsthese. 

Für die Auseinandersetzung mit einem weiteren Aspekt der Sozial-

versicherungssysteme fasst Larissa Hages den Vortrag „Demographie 

und Pflege – Altersarmut, Rentenreformoptionen und Alterssiche-

rung“ von Prof. Dr. Heinz Rothgang zusammen. Die Zusammen-

fassung beschreibt die Bedeutung eines steigenden Pflegerisikos und 

einer steigenden Anzahl an Pflegebedürftigen sowie der zu erwarte-

ten Versorgungslücke. Dabei werden die Herausforderungen für die 

Pflege versicherung und die verschiedenen Lösungsansätze zur Finan-

zierung diskutiert. 

Prof. Axel Börsch-Supan, Ph. D. befasst sich mit den ökonomischen 

und sozialpolitischen Auswirkungen der Alterung in Deutschland. In 

seinem Beitrag „Ökonomische und sozialpolitische Implikationen der 

Alterung in Deutschland“ geht er insbesondere auf die Chancen ein, 

die sich durch eine gesteigerte Lebenserwartung ergeben. Er sieht die 

Erhöhung des Rentenalters als eine Möglichkeit, die Sozialsysteme an 

den demographischen Wandel anzupassen. 

In dem Text „Generationenbeziehungen im demographischen Wan-

del“ geht Prof. Dr. Karsten Hank der Frage nach, wie sich die steigende 

Lebenserwartung zusammen mit einer niedrigen Geburtenziffer auf 

die generationenübergreifenden Netzwerke innerhalb der Familie 

auswirken. Dazu analysiert er drei zentrale Aspekte der intergenera-

tionalen Solidarität: (a) räumliche Nähe und Kontakthäufigkeit, (b) 

Hilfe und finanzielle Transfers und (c) Betreuung der Enkelkinder. 

Die Analyse stützt sich auf die Daten des Survey of Health, Aging and 

Retirement in Europe (SHARE). Dabei kommt er zu dem Ergebnis, 

dass die Negativszenarien, die einen Verfall der Familie propagieren, 

unangemessen scheinen.

Im nächsten Abschnitt wird die Sichtweise der caritativen Ein-

richtungen auf den demographischen Wandel geschildert. In dem 

Beitrag „Herausforderungen des demographischen Wandels für 

die Träger caritativer Einrichtungen“ geben Hans Jörg Millies, der 

Finanzvorstand des Deutschen Caritasverbands, und Dr. Christopher 

Bangert zunächst einen kurzen Überblick über die Struktur der 

Caritas. Danach gehen sie auf deren Aufgaben ein und schildern, wel-

che Herausforderungen der demographische Wandel an die Caritas 

stellt. Dabei beschreiben sie insbesondere die folgenden vier Hand-

lungsempfehlungen für die Tätigkeiten der Caritas: 1. Entwicklung 

einer altersfreundlichen Infrastruktur, 2. Aufrechterhaltung der 

Grundversorgung in besonders stark vom demographischen Wandel 

betroffenen Regionen, 3. Berücksichtigung der Anforderungen von 

Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund und 4. Unterstützung 

pflegender Angehöriger.

Der Text von Sandra Hannappel greift die zentralen Aspekte des Vor-

trags „Veränderungen der Altersstruktur – Folgen für die Generatio-

nengerechtigkeit“ auf, den Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen während der 

Ringvorlesung gehalten hat. Dabei analysierte Prof. Dr. Raffelhüschen 

die fiskalischen Kosten der Zuwanderung und setzte sich sowohl mit 

der Tragfähigkeit der Gesetzlichen Rentenversicherung, der Ent-

wicklung der Gesetzlichen Krankenversicherung als auch der Sozi-

alen Pflegeversicherung auseinander. In dem vor liegenden Artikel 

steht die mittels Generationenbilanzierung berechnete fiskalische 

Nachhaltigkeit im Fokus. 

Prof. Dr. Alexander Ludwig geht in seinem Beitrag „Demo-

graphischer Wandel: Kapitalrenditen, Löhne und Verteilungs-

wirkungen“ der Frage nach, wie sich der demographische Wandel auf 

das Pro-Kopf-Einkommen, die Lohnentwicklung und die Kapitalren-

diten auswirkt.  Dabei geht er auch auf die Rolle der derzeitig niedri-

gen Renditemöglichkeiten ein. Im Mittelpunkt der Analyse steht auch 

in diesem Beitrag die Nettomigration, auf deren Basis unterschied-

liche Szenarien erstellt werden. Prof. Dr. Ludwig kommt zu dem 

Ergebnis, dass die Zuwanderung nur einen relativ geringen Einfluss 

auf die makroökonomischen Indikatoren hat.  

Im Fokus des Beitrags „Demographische Entwicklung in Ländern 

und Kommunen – Finanzausgleich und Daseinsvorsorge“ von Prof. 

Dr. Thomas Lenk und Tim Starke stehen zum einen die Auswir-

kungen des demographischen Wandels auf die Einnahmen und 

zum andern die Auswirkungen auf die Ausgaben der Länder und 

Kommunen. Die Autoren kommen zu dem Fazit, dass der demo-

graphische Wandel eine Herausforderung für die öffentlichen Haus-

halte darstellt und dass insbe sondere die Gemeinden mit steigenden 

Pro-Kopf-Ausgaben rechnen müssen. Abschließend leiten sie einige 

Handlungsempfehlungen für die Kommunen her.   
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Prof. Dr. Annekatrin Niebuhr beschäftigt sich in dem Beitrag 

„Konse quenzen des demographischen Wandels für den Arbeits-

markt“ mit den unterschiedlichen Herausforderungen, mit denen der 

Arbeitsmarkt konfrontiert wird. Diese ergeben sich zum einen durch 

die Abnahme des Arbeitsangebots und zum anderen durch eine Ver-

änderung der Altersstruktur der Erwerbspersonen. In dem Artikel 

geht sie insbesondere darauf ein, inwieweit dieser Prozess einen Effekt 

auf die Arbeitslosigkeit hat und ob der demographische Wandel zu 

einem Fachkräftemangel führt.   

Hans-Jürgen Dorr schildert in dem Beitrag „Demographische 

Entwicklung und Unternehmen – Personalstrategien, Arbeitszeit-

modelle, Trends“ wie Unternehmen auf den demographischen Wan-

del reagieren sollten. Einen besonderen Fokus legt er dabei auf die 

kleinen und mittleren Unternehmen. Er rät den Unternehmen, sich 

dem demographischen Wandel aktiv zu stellen und sich rechtzeitig 

auf die Veränderungen einzustellen.  

In dem abschließenden Beitrag „Immobilienmarkt vor dem Hinter-

grund des demographischen Wandels – Entwicklungen und Folgen“ 

analysiert Dr. Oliver Arentz die Auswirkungen der zu erwartenden 

Bevölkerungsentwicklung auf den Wohnimmobilien- sowie auf den 

Büroimmobilienmarkt. Dabei weist Dr Arentz zum einen darauf hin, 

dass die Veränderungen auf den Immoblilenmärkten insbesondere 

durch die veränderten Wohn- und Arbeitswelten entstehen. Zum 

anderen verweist er auf die Funktion von Immobilen als wichtigen 

Vermögensposten und auf ihre Rolle als Altersvorsorge.
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Zahlen, Daten, Fakten zum demographischen Wandel – Ein 
kurzer Blick zurück und ein weiter Blick nach vorn

 "Prognosen sind oftmals problematisch, vor allem wenn sie  

 sich mit der Zukunft beschäfttigen." Mark Twain

Deutschlands Bevölkerung wird immer schneller älter, gleichzeitig 

sinkt langfristig die Einwohnerzahl – weil die Lebenserwartung steigt 

und weniger Kinder als früher geboren werden. Bis zum Jahr 2060 

wird jede zweite in Deutschland lebende Person über 50 Jahre alt sein 

und die Einwohnerzahl vielleicht um zehn Millionen auf 72 Mil  lionen 

zurückgehen. Bereits bis 2035 wird dadurch, dass die Generation der 

Babyboomer aus dem Erwerbsleben ausscheidet, der Umfang der 

Bevölkerung im Erwerbsalter um sieben Millionen sinken – daran 

werden auch die aktuell hohen Zuwanderungszahlen wenig ändern.

Im Folgenden werden in einer eher holzschnittartigen Darstellung 

ausgewählte Zahlen, Daten, Fakten und Folgen zum demogra-

phischen Wandel dargelegt.1 Dabei beziehen sich einige Darstel lungen 

und Textstellen auf verschiedene Veröffentlichungen des Autors (vgl. 

Bomsdorf 2015, Bomsdorf und Winkelhausen 2014, Bomsdorf 2011) 

bzw. sind diesen entnommen.

Der kurze Blick zurück

Ein kurzer Blick zurück soll sich vergangenheitsbezogen den drei 

Komponenten der Bevölkerungsentwicklung, den Geburten, Sterbe-

fällen und Wanderungen widmen.

Zu den Geburten: 

In Deutschland wurden 1964 knapp 1,4 Millionen Kinder geboren, 

davon 5% außerehelich, 50 Jahre später, 2014, nur rund 700 000, 

davon 35% außerehelich. Deutschland ist aktuell ein Land mit nied-

riger Fertilität. 

Die Fertilitätsrate, die als Durchschnittsgröße angeben soll, wie viele 

Kinder eine Frau im Laufe ihres Lebens zur Welt bringt, liegt derzeit 

von Jahr zu Jahr leicht schwankend zwischen 1,3 und 1,5. Verein-

facht gesagt, bringt jede Elterngeneration nur ungefähr zwei Drittel 

der Kinder zur Welt, die nötig wären, damit die Elterngeneration sich 

zahlenmäßig vollständig reproduziert.
1 Um der Bedeutung dieses Themas gerecht zu werden, reicht der dem Autor vorgegebene 
begrenzte Platz natürlich nicht aus. Dementsprechend kann hier nur ein Ausschnitt aus 
dem Vortrag zu diesem Thema wiedergegeben werden. Aus der Fülle der im Vortrag vor-
gestellten Abbildungen und Tabellen werden daher nur wenige übernommen.

Zu den Sterbefällen:

2014 starben in Deutschland knapp 870.000 Menschen, das waren 

nahezu genauso viele wie 1964. Die Anzahl der jährlichen Sterbe-

fälle lag in den letzten 50 Jahren zwischen nahezu einer Million und 

820.000 Personen. Sie hing neben der Lebenserwartung natürlich 

wesentlich von der Altersstruktur der Bevölkerung ab. Verglichen mit 

den Geburtenzahlen waren die Schwankungen bei der Anzahl der 

jährlichen Sterbefälle eher gering.

Während es aber 1964 noch einen Geburtenüberschuss von fast 

500.000 Personen gab, kam es 2014 zu einem Geburtendefizit von 

über 150.000 Personen. Seit 1972 hat jedes Jahr die Anzahl der 

Gestorbenen die Anzahl der Geborenen überstiegen. Das Geburten-

defizit betrug in der Summe seit 1972 rund 5 Millionen Personen.

Zu den Wanderungen:

In den letzten 50 Jahren sind über 40 Millionen Menschen nach 

Deutschland zugezogen und rund 30 Millionen aus Deutschland 

weggezogen. Ohne Zuwanderung hätte Deutschland bereits heute nur 

rund 70 Millionen Einwohner. Allein in den Jahren von 1990 bis 2014 

betrug der Wanderungssaldo (= Differenz zwischen Zuwanderungen 

und Abwanderungen)2 über 7 Millionen Personen.

Deutschland ist ein Einwanderungsland.

Der weite Blick nach vorn

Der folgende weite Blick nach vorn muss zwar auch kurz bleiben, er 

umfasst aber zeitlich einen Horizont bis zum Jahr 2060.

Bevölkerungsvorausberechnungen sind immer annahme abhängig. 

Sie sind – nicht zuletzt wegen des langen Zeithorizonts – als Modell-

rechnungen und weniger als Prognosen anzusehen. Ohne im Ein-

zelnen auf die Annahmen einzugehen, wird hier nur eine mehr 

qualitative Skizze der Modellannahmen gegeben. Bei der Fertilität 

wird in der hier primär dargestellten sogenannten Ausgangsvariante 

von einem Verharren der Fertilitätsrate auf dem aktuellen Niveau 

ausgegangen.3 Bei den Sterbefällen wird berücksichtigt, dass die 

sogenannten einjährigen Sterbewahrscheinlichkeiten in der Vergan-

genheit kontinuierlich zurückgegangen sind und damit die Lebens-

erwartung gestiegen ist und weiter steigt. 

Tabelle 1 enthält – in einer mittleren Variante – die geschätzte alter-

sabhängige durchschnittliche fernere Lebenserwartung im Jahr 2016. 

Diese Werte liegen wesentlich höher als nach der allgemeinen Sterbe-

tafel 2010/2012 des Statistischen Bundesamtes (vgl. Statistisches 

Bundesamt 2015), da letzteres von einer Konstanz der einjährigen 

Sterbewahrscheinlichkeiten ausgeht und damit die Lebenserwartung 

bewusst unterschätzt. 

2 Von einem Wanderungsüberschuss wird im Folgenden gesprochen, sofern der Wande-
rungssaldo positiv ist.
3 Zu den verschiedenen Annahmen bzw. Varianten der Vorausberechnungen vgl. 
Bomsdorf und Winkelhausen (2014, S. 18). In den dort vorgestellten Modellrechnungen 
werden neben den Wanderungen auch die Lebenserwartung und die Fertilitätsrate vari-
iert sowie Sensitivitätsbetrachtungen vorgestellt.

Prof. Dr. Eckart Bomsdorf

Universität zu Köln
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Tabelle 1: Lebenserwartung 2016 in Abhängigkeit vom Alter

Die höchste Unsicherheit in den Annahmen zu Bevölkerungsvoraus-

berechnungen liegt – wie aktuell wieder deutlich wird – bei den 

Annahmen über die Wanderungen. Ausgehend vom relativ hohen 

Niveau der Jahre 2013 bzw. 2014 wurde in der Ausgangsvariante der 

Modellrechnungen ein Rückgang des jährlichen Wanderungsüber-

schusses bis zum Jahr 2020 auf 150.000 angenommen und von da ab 

von einer Konstanz des Wanderungsüberschusses auf dem dann 

angegebenen Niveau ausgegangen.

Abbildung 1 stellt die Bevölkerungsentwicklung nach dieser Variante 

in kompakter Form dar.4 Neben einem langfristigen Rückgang der 

Bevölkerungszahl zeigt sich deutlich eine Verschiebung der Umfänge 

und der Anteile der Bevölkerung in den drei betrachteten Alters-

klassen.

Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung bis 2060 (Modellrechnung, 

Ausgangsvariante) nach Altersklassen

Eine etwas differenziertere Darstellung der Ergebnisse der skizzierten 

Bevölkerungsmodellrechnung findet sich im ersten Block der Tabelle 

2 (Ausgangsvariante).5

4 Ausgangspunkt der ursprünglichen Berechnungen war die Bevölkerung zum Jahresende 
des Jahres 2013.
5 Zur Erläuterung der Abkürzungen in der Tabelle: BEA ist die Bevölkerung im Erwerbsal-
ter, ABEA der Anteil der Bevölkerung im Erwerbsalter an der Bevölkerung. Die Angabe 
65 bzw. 65/67 (Jahre) gibt an, welche Altersgrenze jeweils zur Abgrenzung zwischen der 
mittleren und der oberen Altersklasse gewählt wurde; die Angabe 65/67 bedeutet hierbei, 
dass die Altersgrenze fließend – entsprechend der Veränderung bei der Regelaltersgrenze 
der gesetzlichen Rentenversicherung – gewählt wird. Dies gilt gleichermaßen beim Alten-
quotienten und beim Jungenquotienten.

Bei den Variationen der Wanderungsannahmen ist danach zu unter-

scheiden, ob es sich um dauerhafte oder nur kurzzeitig vorliegende 

Änderungen handelt, da diese natürlich unterschiedliche Konse-

quenzen für die Bevölkerungsvorausberechnung haben. Im zweiten 

und dritten Block der Tabelle 1 ist direkt ersichtlich, welche Folgen 

ein im Vergleich zur Ausgangsvariante ab dem Jahr 2020 dauerhaft 

höherer Wanderungsüberschuss6 auf die Bevölkerungsentwicklung 

und die in der Tabelle weiter angegebenen Kenngrößen hat.

Ein dauerhaft höherer Wanderungsüberschuss hat unmittelbar Aus-

wirkungen auf die Entwicklung des Bevölkerungsumfangs, aber 

auch auf die Altersstruktur der Bevölkerung. Während der Bevöl-

kerungsumfang in den beiden Wanderungsvarianten nicht nur 

vorübergehend, sondern sogar ständig über den Werten nach der 

Ausgangsvariante liegt – und damit ein Bevölkerungsrückgang teil-

weise gestoppt wird bzw. die Bevölkerungszahl sogar zunimmt, ist 

unmittelbar ersichtlich, dass der Alterungsprozess durch diese konti-

nuierliche Zuwanderung nicht gestoppt, sondern lediglich gedämpft 

werden kann.

Tabelle 2: Eckdaten zur Bevölkerungsentwicklung in Deutschland für 

ausgewählte Jahre und verschiedene Wanderungsannahmen

Große Auswirkungen zeigen die höheren Wanderungen bei der Bevöl-

kerungszahl, bei der Anzahl der Personen im Erwerbsalter sowie bei 

der Anzahl der Neugeborenen. Dieser auf den ersten Blick positive 

Effekt relativiert sich, wenn die Altersstruktur der Bevölkerung und 

der Jungenquotient sowie der Altenquotient betrachtet werden. Dort 

sind die Veränderungen eher gering. Das bedeutet auch, dass selbst 

der hohe Wanderungsüberschuss den demographischen Wandel 

im Sinne einer Veränderung der Altersstruktur nicht stoppen kann. 

Der Vergleich der Resultate der Ausgangsvariante mit denen der 

Wanderungsvariante 400.000 in Tabelle 2 zeigt beispielsweise, dass 

6 Für die Jahre vor 2020 ist der Wanderungssaldo dementsprechend ebenfalls höher.
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langfristig die Auswirkungen des hohen positiven Wanderungssaldos 

auf den Altenquotienten 65 annähernd genauso hoch sind wie die 

im Altenquotienten 65/67 dokumentierte Dämpfung der Zunahme 

dieses Quotienten durch das höhere Renteneintrittsalter. 

Diese Betrachtungen weisen zugleich daraufhin, dass eine dauer-

hafte Zunahme des Wanderungssaldos gegenüber der Basisvariante 

um 50.000 Personen jährlich dazu führen würde, dass die Bevölke-

rungszahl Ende 2060 um 2,7 Millionen Personen höher und gleich-

zeitig der Altenquotient 65 um 2,1 Punkte, der Jungenquotient 65 

um 0,2 Punkte niedriger ist als ohne diese Maßnahme.7 Während die 

Bevölkerungszahl weitgehend linear mit der Zunahme der Netto-

wanderung wächst,8 ist das im Fall des Altenquotienten nicht der 

Fall. Der zusätzliche positive Effekt schwächt sich mit zunehmender 

Zuwanderung ab.9, 10

Im Jahr 2015 waren Zuwanderungen – und entsprechend auch ein 

Wanderungsüberschuss – in ungewöhnlicher Höhe zu verzeichnen. 

Die Frage ist, welche Auswirkungen diese und evtl. entsprechend 

hohe Zuwanderungszahlen in den folgenden Jahren auf die Bevöl-

kerungsentwicklung haben. Kann der nicht auf Jahrzehnte, sondern 

vermutlich auf einige Jahre beschränkte resultierende stark erhöhte 

Wanderungsüberschuss den demographischen Wandel eher stoppen?

Tabelle 3: Änderung ausgewählter Kennzahlen der Bevölkerung 

durch zeitlich begrenzte extrem hohe Zuwanderung gegenüber der 

Ausgangsvariante

Auskunft hierüber kann ausschnittweise Tabelle 3 geben. Es zeigt sich, 

dass sich – wenn beispielsweise zu den schon hoch kalkulierten Wan-

derungsüberschüssen der Jahre von 2015 bis 2019 noch rund eine Mil-

lion Personen hinzukommen – 2030 die demographische Situation 

etwas verbessert. Langfristig sind die Effekte relativ gesehen allerdings 

kaum positiv, was daran liegt, dass die aktuell erhöhten Zuwanderun-

gen bzw. Wanderungsüberschüsse gleichsam wie eine zweite – gegen-

über der ersten zeitlich versetzten – Babyboomergeneration wirken, 

die größtenteils nach 2050, 2060 im Rentenalter ist.11 Die Hoffnung 

oder genauer die Rechnung, dass diese „einmaligen“ Zuwanderungen 

die demographischen Probleme lösen, wird demnach nicht aufgehen,

7 Entsprechend gilt dies bei einem Rückgang des positiven Wanderungssaldos.
8 So ergibt sich die Bevölkerung 2060 der Wanderungsvariante 400.000 näherungsweise 
aus der Ausgangsvariante durch Addition von 5*2,7=13,5 Millionen.
9 Alles Weitere – insbesondere die Konsequenzen für die Bevölkerung im Erwerbsalter – 
kann unmittelbar Tabelle 2 entnommen werden.
10 Eine isolierte Zunahme der Fertilitätsrate gegenüber der Annahme der Ausgangsva-
riante um 0,1 würde in der Tendenz ähnliche Effekte haben: Die Bevölkerung würde 
2060 2,0 Millionen höher als in der Ausgangsvariante liegen, der Altenquotient um 1,7 
Punkte abnehmen. Eine Steigerung der Fertilitätsrate um 0,1 hat, vereinfacht gesagt, auf 
die Bevölkerungszahl 2060 denselben Effekt wie eine zusätzliche Nettowanderung von 
37.500 Personen jährlich.
11 Diese Berechnungen können nur als grober Anhaltspunkt dienen, da über die Alters- 
und Geschlechtsstruktur der Flüchtlinge noch zu wenige Daten vorliegen.

selbst wenn berücksichtigt wird, dass diese Zuwanderer Kinder mit-

bringen bzw. nachholen oder später noch Kinder bekommen.12

Die Anzahl der Hochaltrigen wird deutlich zunehmen

Langfristig wird mit der Anzahl der über 65-Jährigen natürlich auch 

die der Hochaltrigen zunehmen. Dies sei nur an zwei Beispielen klar-

gemacht: zum einen an der Entwicklung der Anzahl der 80-Jährigen. 

Während 2010 die Anzahl der unter 6-Jährigen und der mindestens 

80-Jährigen nahezu übereinstimmte, wird sich bis 2050 die Anzahl 

der mindestens 80-Jährigen auf nahezu über 10 Millionen erhöhen 

und dann für längere Zeit auf einem relativ hohen Niveau verhar-

ren, während die Anzahl der unter 6-Jährigen sogar zurückgeht (vgl. 

Abbildung 2). 

Abbildung 2: Mindestens 80-Jährige und unter 6-Jährige bis 2060

Im gleichen Zeitraum wird sich die Anzahl der 100-Jährigen (nicht 

der mindestens 100-Jährigen) von heute unter 10.000 nahezu versie-

benfachen, bis 2090 vielleicht sogar verzehnfachen. Die altersabhän-

gige Wahrscheinlichkeit, 100 Jahre alt zu werden, liegt beispielsweise 

für die heute geborenen Mädchen (Jungen) bei 0,27 (0,15), d.h. 27 

% (15 %) der aktuell geborenen Mädchen (Jungen) werden demnach 

das Alter von 100 Jahren erreichen (vgl. Abbildung 3 sowie Bomsdorf 

2011). 

Jede zehnte Person, die heute in Deutschland lebt, wird 100 Jahre alt 

werden.

Abbildung 3: Wahrscheinlichkeit 100 Jahre alt zu werden in Abhän-

gigkeit vom Alter

12 Eine Verdoppelung der zusätzlichen Wanderungen würde zwar den Bevölkerungsum-
fang erhöhen, beim Jungen- bzw. Altenquotienten jedoch langfristig keine positiven Wir-
kungen hervorrufen.
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Die Folgen des demographischen Wandels

Aus eher qualitativer Sicht kann der demographische Befund wie folgt 

skizziert werden. Es kommt zu

• einer starken Alterung der Bevölkerung,

• einem Ungleichgewicht zwischen Jungen und Alten,

• einer überproportionalen Steigerung der Gesundheits- und Pfle-

gekosten, 

• einer Gefährdung der Finanzierbarkeit und/oder der Leistungen 

der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung,

• einer Gefährdung der Finanzierbarkeit und/oder der Leistungen 

der Alterssicherungssysteme,

• einem fachspezifischen Arbeitskräftemangel.

… für die sozialen Sicherungssysteme

Dass die sich vor allem in einer großen Zunahme der Anzahl des 

Anteils der Älteren an der Bevölkerung bemerkbar machende Ver-

änderung der Altersstruktur der Bevölkerung Auswirkungen auf die 

sozialen Sicherungssysteme hat, ist unmittelbar einsichtig. Notwen-

dige Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit dieser Systeme ist ein 

zahlenmäßig ausgewogenes Verhältnis zwischen Beitragszahlern und 

Leistungsempfängern, denn in erster Linie zahlen zeitnah die jeweils 

Erwerbstätigen für die Rentner, Pflegebedürftigen, Kranken und 

Arbeitslosen.

Die Anzahl der Pflegebedürftigen wird sich in den nächsten 30, 40 

Jahren mindestens verdoppeln, das bedeutet gleichzeitig eine min-

destens ebenso hohe Steigerung des  Beitragssatzes zur Pflegeversi-

cherung. In der Krankenversicherung werden die Probleme noch 

deutlich größer werden. Die Krankenversicherungsbeiträge für die 

gesetzliche und die private Krankenversicherung werden aus zwei 

Gründen deutlich erhöht werden müssen, zum einen weil durch die 

Zunahme der Anzahl und des Anteils der Älteren an der Bevölkerung 

die Krankheitskosten steigen, zum anderen durch die Möglichkeiten 

des medizinisch-technischen Fortschritts, der sich auch in steigenden 

Kosten niederschlägt. Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenver-

sicherung von über 20 Prozent des Bruttoeinkommens sind dann 

realistisch. In der privaten Krankenversicherung ist ebenfalls mit 

deutlich steigenden Beiträgen zu rechnen. Auch hier gilt, längeres 

Leben gibt es nicht umsonst. 

Ein Vorschlag zur langfristigen Verbesserung der Situation am 

Arbeitsmarkt und in der Rentenversicherung im demographischen 

Wandel.

In der gesetzlichen Rentenversicherung und anderen Alterssiche-

rungssystemen wird sich der demographische Wandel unmittelbar 

bemerkbar machen. Während heute noch über eineinhalb Beitrags-

zahler (nicht etwa drei, wie vielfach behauptet wird) einem Rentner 

gegenüberstehen,13 wird in 30 Jahren dieses Verhältnis bei eins zu eins 

liegen, wenn neben der Rente mit 67 nicht ein weiteres Gegensteu-

ern stattfindet. Dabei gibt es in der gesetzlichen Rentenversicherung 

– genauer in der Rentenanpassungsformel – bereits zwei Steuerungs-

mechanismen, die sichern, dass evtl. Belastungen auf Beitragszahler 

und Leistungsempfänger aufgeteilt werden. Eine Anpassung des Bei-

tragssatzes führt nämlich zu einer entsprechenden Anpassung der 

Rentenerhöhung.14 Gleiches gilt für eine Veränderung des Verhältnis-

ses zwischen Beitragszahlern und Rentenempfängern. 

Ein Vorschlag zur langfristigen Verbesserung der Situation 

am Arbeitsmarkt und in der Rentenversicherung im demo-

graphischen Wandel

In der gesetzlichen Rentenversicherung und anderen Alterssiche-

rungssystemen wird sich der demographische Wandel unmittelbar 

bemerkbar machen. Während heute noch über eineinhalb Beitrags-

zahler (nicht etwa drei, wie vielfach behauptet wird) einem Rentner 

gegenüberstehen,  wird in 30 Jahren dieses Verhältnis bei eins zu eins 

liegen, wenn neben der Rente mit 67 nicht ein weiteres Gegensteu-

ern stattfindet. Dabei gibt es in der gesetzlichen Rentenversicherung 

– genauer in der Rentenanpassungsformel – bereits zwei Steuerungs-

mechanismen, die sichern, dass evtl. Belastungen auf Beitragszahler 

und Leistungsempfänger aufgeteilt werden. Eine Anpassung des Bei-

tragssatzes führt nämlich zu einer entsprechenden Anpassung der 

Rentenerhöhung.  Gleiches gilt für eine Veränderung des Verhältnis-

ses zwischen Beitragszahlern und Rentenempfängern. 

Eine weitere Möglichkeit, die Rentenversicherung etwas zu stabilisie-

ren, wäre eine Anpassung der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 

Rentenversicherung – aber auch in anderen Alterssicherungssyste-

men – nach 2030, wenn die Rente mit 67 voll eingeführt ist. Dieses 

sollte nicht willkürlich erfolgen, sondern durch ein langfristig wir-

kendes, sinnvoll erscheinendes Konzept gut begründet werden. im 

Gleichklang mit der Zunahme der Lebenserwartung von Rentnern 

könnte die Regelaltersgrenze angepasst werden. Es kann nicht sein, 

dass alle immer älter werden, folglich immer länger Rente u.ä. bezie-

hen, aber möglichst immer kürzer arbeiten. Das hält auf die Dauer 

kein Alterssicherungssystem aus. Die Lebenszeit muss ausgewogen 

auf Kindheit, Jugendzeit und Ausbildung, auf die Zeit der Erwerbs-

tätigkeit und die Zeit des Ruhestandes aufgeteilt werden. Auf dieser 

Prämisse beruht der folgende Vorschlag, der eine Koppelung des 

Renteneintrittsalters an die Lebenserwartung im Rentenalter vorsieht 

(vgl. hierzu Bomsdorf 2015).15

Die Lebenserwartung steigt in Deutschland von Jahr zu Jahr. Dies gilt 

gleichermaßen für die Lebenserwartung im Renteneintrittsalter, und 

13 Das heißt jedoch nicht, dass nur die Beitragszahler für die Renten aufkommen. Rund 25 
Prozent der Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung kommen aus dem Bundes-
haushalt, werden also von den Steuerzahlern aufgebracht.
14 Ein steigender (sinkender) Beitragssatz dämpft (steigert) die Rentenerhöhungen.
15 Die folgenden beiden Abschnitte sind weitgehend Bomsdorf (2015) entnommen.
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damit nimmt auch die Rentenbezugszeit zu, ohne dass der Renten-

versicherung auf der Einnahmenseite zusätzliche Zahlungen zugute-

kommen. In der kapitalgedeckten privaten Rentenversicherung wird 

dieser Effekt durch niedrigere Rentenzahlungen oder höhere Beiträge 

kompensiert; in der umlagefinanzierten gesetzlichen Rentenversiche-

rung bleibt dieses Phänomen bisher weitgehend unberücksichtigt. 

Eine steigende Lebenserwartung kann sich jedoch nicht allein in einer 

immer weiter zunehmenden Rentenbezugszeit bemerkbar machen. 

Sie sollte gerade in Zeiten des demographischen Wandels auch Aus-

wirkungen auf die Lebensarbeitszeit haben. Die auch als gesetzliches 

Renteneintrittsalter bezeichnete Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 

Rentenversicherung als Grenze zwischen Arbeitsphase und Renten-

phase bedarf daher langfristig einer weiteren Anpassung, wie sie auch 

mit der Einführung der zum Teil immer noch umstrittenen Rente mit 

67 vorgenommen worden ist. Die Regelaltersgrenze könnte dauerhaft 

an die Entwicklung der Lebenserwartung gekoppelt werden, so dass 

eine Aufteilung der gewonnenen Lebenszeit auf Erwerbsphase und 

Rentenphase erfolgt. Wird dieses Verfahren nach 2030 nach der voll-

ständigen Einführung der Rente mit 67 angewendet, so wäre langfris-

tig gesehen, eine Erhöhung der Regelaltersgrenze auf beispielsweise 

69 oder 70 Jahre die Folge. 

Wie diese Anpassung konkret erfolgen könnte, ist beispielhaft für 

die Erhöhung der Regelaltersgrenze auf 70 Jahre Abbildung 4 zu ent-

nehmen. Im Jahr 2031 liegt die Regelaltersgrenze bei 67 Jahren. Der 

erste Geburtsjahrgang, für den dieses gilt, ist der Jahrgang 1964. Unter 

der durch Modellrechnungen gestützten Annahme, dass die Lebens-

erwartung von Rentnern nach 2030 bis 2070 kontinuierlich steigt, 

würde sich eine Anhebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters im 

Zeitraum nach 2030 bis 2070 in Höhe von insgesamt (zwei bis) drei 

Jahren anbieten.16 Für die Geburtsjahrgänge 1965 bis 2000 würde 

demnach die Regelaltersgrenze jeweils um einen Monat gegenüber 

dem jeweils vorangehenden Jahrgang zunehmen. Die erste Erhöhung 

in Richtung Rente mit 70 fände dann 2032 statt. Für den Geburts-

jahrgang 1965 würde dann eine Regelaltersgrenze von 67 Jahren und 

einem Monat gelten, für den Geburtsjahrgang 1976 eine Regelalters-

grenze von 68, für den Jahrgang 1988 eine von 69 Jahren und für den 

Jahrgang 2000 im Jahr 2070 schließlich eine von 70 Jahren.17 Diese 

16 Zur detaillierten Begründung dieses Vorgehens vgl. Bomsdorf (2015).
17 Eine Erhöhung des Rentenzugangsalters, wie die schrittweise Einführung der Regel-
altersgrenze von 70 Jahren, ist keine riesige Rentenkürzung, wie gern behauptet wird. 
Im Gegenteil, die Erhöhung der Regelaltersgrenze hat einen positiven Einfluss auf die 
Rentenhöhe. Der Rentenwert steigt durch diese Maßnahme stärker als ohne die Verschie-
bung der Regelaltersgrenze, da das Verhältnis von Beitragszahlern zu Rentnern sich posi-
tiver entwickelt und dies zu einer Verbesserung der Entwicklung des Rentenwerts führt. 
Zusätzlich steigen die Ansprüche der Arbeitnehmer, da deren Lebensarbeitszeit steigt und 

Verschiebung des Eintrittes in die Rentenphase hat einen positiven 

Effekt auf den Arbeitsmarkt und auf die Finanzen der gesetzlichen 

Rentenversicherung. 

Abbildung 4: Jahrgangsspezifische Anpassung der Regelaltersgrenze 

bis Jahrgang 1964 nach geltendem Recht, danach Vorschlag für Rente 

mit 70 

Statt eines Resümees

Den demographischen Wandel gibt es natürlich und das nicht erst 

seit heute, es wird ihn auch immer geben – wenn auch in unterschied-

lichem Umfang. In den Jahren von 1950 bis 1980 ging er mit einem 

Zuwachs an Lebensqualität und einem kräftigen realen wirtschaftli-

chen Wachstum einher. Da hat der Wandel nicht gestört, er wurde 

sogar kaum beachtet. Jetzt, da er mit einer - gemessen an früher - real 

schwächer wachsenden Wirtschaft einhergeht, wird er häufig – zu 

Unrecht – allein für diese Situation verantwortlich gemacht. Er führt 

allerdings mittel- und langfristig zu Problemen, die es zu lösen gilt. 

Kurzfristiges und zugleich vorausschauendes Denken und Handeln 

ist angesagt. Noch besteht die Chance, und sie sollte genutzt werden, 

die Folgen des demographischen Wandels mitzugestalten. Dabei 

sollte – zum Beispiel in Bezug auf die sozialen Sicherungssysteme 

oder die Familien – der Blick in erster Linie auf jene geworfen werden, 

die zusätzliche Unterstützung nötig haben.

In jedem Fall ist zu akzeptieren, dass der demographische Wandel 

und dabei vor allem die höhere Lebenserwartung nicht nur positive 

Seiten haben, sondern dass an die Gesellschaft insgesamt und auch 

an die Menschen und von den Menschen höhere Ansprüche gestellt 

werden, die es sozial und gerecht zu befriedigen gilt. Immer nur nach 

dem Staat zu rufen, ist zu einfach. Solidarität – und nicht Paternalis-

mus – ist gefragt.

sie somit länger in die Rentenkasse einzahlen. Auch verlängert sich trotz der Erhöhung 
der Regelaltersgrenze die Rentenlaufzeit weiter, wie oben bereits gezeigt wurde. Die Rente 
wird also stärker steigen als ohne diese Maßnahme.
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Effekte der demographischen Entwicklung auf das 
Gesundheitswesen

1. Einleitung

Der Beitrag analysiert die Bedeutung der demographischen Entwick-

lung auf das Gesundheitswesen im Allgemeinen und auf die Finan-

zierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) im Besonderen. 

Die demographische Entwicklung in Deutschland beeinflusst alle 

Systeme der sozialen Sicherung. Einerseits funktionieren die domi-

nierenden Umlageverfahren nur reibungslos bei einer konstanten 

Bevölkerungsstruktur, die in den nächsten Jahrzehnen aber nicht 

mehr gegeben ist. Dazu fallen die zu Grunde liegenden vitalen Raten 

in Deutschland zu niedrig aus. Andererseits ist auch ein Ausstieg aus 

dem Umlageverfahren nicht ohne weiteres möglich. Zum einen müss-

ten einzelne Generationen doppelt belastet werden, zum anderen ist 

nach der Theorie der Pfadabhängigkeit ein Ausstieg nur mit unver-

hältnismäßig hohem Aufwand möglich. Da die ökonomische Theorie 

gezeigt hat, dass es keinen Pareto-verbessernden Übergang von einem 

Umlage- in ein Kapitaldeckungsverfahren gibt, ist für die meisten 

Ökonomen ohnehin nur eine ergänzende Kapitaldeckung vorstellbar. 

Aber auch diese ist in Zeiten der Nullzins-Politik der Europäischen 

Zentralbank schwieriger geworden.

Um die Verschiebungen im Altersaufbau zu verdeutlichen, bietet 

sich die Analyse des so genannten Altenquotienten an. Dabei wird 

die Zahl der 65jährigen und Älteren in Beziehung gesetzt zu je 100 

Personen im erwerbsfähigen Alter von 20 bis unter 65 Jahren. Der 

Altenquotient wird sich demnach in den nächsten 4 bis 5 Jahrzehnten 

etwa verdoppeln. Rechnet man zu dem Altenquotienten noch den so 

genannten Jugendquotienten, d. h. die Zahl der unter 20jährigen je 

100 Personen zwischen 20 und 65 Jahren, erhält man für den Gesamt-

quotienten in den nächsten Jahrzehnten Werte von 100 oder sogar 

größer als 100. Auf jeden Erwerbstätigen kommt damit mehr als eine 

junge oder alte wirtschaftlich von ihm abhängige Person.

Aus volkswirtschaftlicher Sicht bestehen die ökonomischen Kon-

sequenzen dieser Entwicklung zu allererst in einem makro-

ökonomischen Strukturproblem1. Es wird künftig deutlich weniger 

Erwerbstätige geben, die das von allen nachgefragte, langfristig 

zudem höhere Konsumniveau produzieren müssen. Dies impliziert 

makro ökonomisch entweder einen steigenden Importanteil und/oder 

1 Vgl. Börsch-Supan 2001.

eine höhere Arbeitsproduktivität bzw. Kapitalintensität. Der Begriff 

Kapital ist dabei sehr breit zu verstehen und umfasst sowohl Human- 

als auch Realkapital. In Deutschland wird diesen Fragen zunehmend 

eine größere Bedeutung beigemessen, da sie zwar erst die Zukunft 

betreffen, jedoch heute schon entscheidungsrelevant sind. Die seit 

Jahrzehnten anhaltende Dominanz der eher kurzfristig ausgerich-

teten Einnahmen- und Ausgabenpolitik blockiert die Ausrichtung hin 

zu einer langfristigen strukturverändernden Politik und impliziert 

zudem erhebliche Lastverschiebungen zuungunsten der künftigen 

Generationen. Unsere Kinder und Enkelkinder werden stärker belas-

tet werden, wenn die heutigen Generationen sich nicht auf Struktur-

reformen einigen können.

2. Demographie, technischer Fortschritt und die Finanzie-

rung des Gesundheitswesens

Ob der demographische Wandel den Hauptfaktor für die steigenden 

Belastungen in der GKV darstellt, wird in der Literatur kontrovers 

diskutiert. Neben der demographischen Entwicklung stellt insbe-

sondere der medizinisch-technische Fortschritt eine zentrale Deter-

minante der Entwicklung der Gesundheitsausgaben dar. Vieles spricht 

dafür, dass sich beide Größen in ihrer Wirkung auf die Gesundheits-

ausgaben verstärken2.

Das Gesundheitswesen unterliegt einer zunehmenden Technisierung, 

teure Produktinnovationen dominieren günstige Prozessentwick-

lungen, und die zukünftigen Möglichkeiten des technischen Fort-

schritts erscheinen nahezu unbegrenzt; man denke nur an die 

Möglichkeiten der Gentechnik, der Transplantationsmedizin oder 

der Biotechnologie. Setzt sich diese Entwicklung fort, trägt sie zu 

einem Phänomen bei, für das sich der Begriff „Versteilerung der 

Ausgabenprofile“3 eingebürgert hat. Darunter versteht man, dass die 

Gesundheitsausgaben bei älteren Versicherten, bedingt durch die 

Wechselwirkungen zwischen Demographie und medizinisch-tech-

nischem Fortschritt, schneller wachsen als bei jüngeren Versicherten. 

Das zu erwartende Wechselspiel zwischen demographischem Wan-

del und medizinisch-technischem Fortschritt dürfte auch künftig die 

Gesundheitsausgaben überproportional ansteigen lassen. Umstritten 

ist, welche Faktoren für den Anstieg der Gesundheitsausgaben im 

Alter verantwortlich sind. Die These vom Restlebenszeiteffekt betont, 

dass nicht das kalendarische Alter die Gesundheitsausgaben anstei-

gen lässt, sondern die Nähe zum Tod (vgl. Abbildung 1).

Ein Großteil der Gesundheitsausgaben fällt im letzten Lebensjahr an, 

bzw. noch enger in den letzten Lebensmonaten und zwar unab hängig 

vom erreichten Lebensalter. Die Ausgaben der Krankenkassen für 

Versterbende liegen in allen Altersklassen über den Kosten derje nigen, 

die überleben. Allerdings nehmen beide Ausgabengruppen, also auch 

die Sterbekosten, mit zunehmenden Alter ab. Der eigentliche Einfluss 

des Lebensalters bleibt moderat, wenn man für die Sterbekosten kon-

trolliert. Nach der „Red-Herring“-Hypothese ist die Alterung deshalb 

kein Ausgabentreiber, weil es letztlich auf die Gesundheitsausgaben 
2 Vgl. Breyer und Ulrich 2000, Niehaus 2006, Henke und Reimers 2007, Ulrich und 
Schneider 2007, Cassel und Postler 2011, Breyer et al. 2011, Felder 2012, Rausch und 
Gasche 2014, Breyer 2015.
3 Buchner 2002, S. 167.

Prof. Dr. Volker Ulrich

Universität Bayreuth
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in den wenigen Jahren vor dem Tod ankommt4. Für die Gesundheits-

politik könnte dies bedeuten, dass man durch eine steigende Lebens-

erwartung und damit einhergehend in allen Altersklassen sinkende 

Sterberaten langfristig die Gesundheitsausgaben senken könnte5. 

In neueren Arbeiten wird diese These allerdings in Frage gestellt, 

da der Effekt sinkender Sterberaten durch den Anstieg der Lebens-

erwartung überkompensiert wird und der Nettoeffekt der Alterung 

auf die Gesundheitsausgaben doch wieder positiv wird. Als Erklärung 

wird darauf verwiesen, dass Ärzte Patienten intensiver bzw. mögli-

cherweise sogar aggressiver behandeln, wenn die Patienten noch eine 

größere Lebensspanne vor sich haben:6

In diesem Kontext sind noch zwei Hypothesen zu erwähnen, die in 

der Literatur intensiv diskutiert werden: die Medikalisierungsthese 

und die Kompressionsthese.

Abbildung 1: Entwicklung der GKV-Ausgaben in höheren Alters-

gruppen in Euro pro Jahr
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Quelle: Kruse 2003.

Die erstmals von James F. Fries (1980) entwickelte Kompressionsthese 

besagt, dass immer mehr Menschen relativ gesund alt werden und erst 

als Hochbetagte in ihren letzten Lebensjahren einen hohen Bedarf an 

medizinischen Leistungen haben. Die Phase ausgeprägter Multimor-

bidität wird in ein höheres Alter verschoben, zugleich nehmen bei 

älteren Menschen die Belastungen durch Krankheit und Behinderung 

ab. Mit der Verlängerung der Lebenserwartung weiten sich als Folge 

verbesserter allgemeiner Lebensbedingungen, der Aktivierung der 

Eigenpotenziale zur Gesunderhaltung sowie des medizinischen Fort-

schritts die Lebensphasen in guter Gesundheit aus (vgl. Abbildung 

2). Neuere geriatrische Forschungsergebnisse finden empirische Evi-

denz, dass sich das Morbiditätsniveau in den letzten drei Jahrzehnten 

um etwa fünf Jahre verschoben hat7.

Dieser These steht die Medikalisierungsthese (Ernest M. Gruenberg 

1977) gegenüber, die von mit dem Alter eher kontinuierlich steigen-

den Gesundheitsausgaben ausgeht. Für beide Thesen gibt es empi-

rische Belege, wie der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 

Entwicklung im Gesundheitswesen in einem 2009 veröffentlichten 

Gutachten gezeigt hat. Die Kompressionsthese hat eine hohe empi-

rische Evidenz vor allem in besser gebildeten Schichten. 

4 Vgl. Zweifel, Felder und Meier 1999.
5 Die steigende Lebenserwartung impliziert, dass sich die Sterberate auf eine steigende 
Zahl an Altersklassen verteilen kann (vgl. Breyer et al. 2015).
6 Sogenannte Eubie Blake-Effekt (vgl. Breyer et al. 2015).
7 Vgl. Mollenkopf 2002.

Abbildung 2: Kompression (Fries) oder Medikalisierung (Gruenberg)
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Quelle: Niehaus 2006.

Die Gültigkeit beider Thesen wird weiterhin empirisch überprüft. 

Inzwischen wird auch eine Synthese der Kompressions- und Medi-

kalisierungsthese unter dem Namen „Bi-modaler Ansatz“ (Deutscher 

Bundestag 2002, S. 184.) formuliert. Der Bi-modale Ansatz geht davon 

aus, dass sich sowohl der Gesundheitszustand zukünftiger Generat-

ionen verbessern als auch ein gleichzeitiger Anstieg beeinträchtigter 

und pflegebedürftiger Menschen stattfinden wird. Dies wird zudem 

korreliert sein mit der entsprechenden sozialen Schichtzugehörigkeit, 

so dass für Angehörige der Oberschicht eher die Kompressionsthese, 

während in den unteren Einkommensschichten eher die Medikalisie-

rungsthese gelten dürfte.

3. Ausblick

Der Beitrag analysiert die Auswirkungen der demographischen Ent-

wicklung auf die Finanzierung der GKV. Die Literatur unter scheidet 

sich insbesondere dadurch, dass die Arbeiten zum einen isoliert 

den demographischen Wandel abbilden, zum anderen den Kosten-

druck mit abbilden, der auf den medizinisch-technischen Fortschritt 

zurückzuführen ist und auch Produktivitätsentwicklungen berück-

sichtigen.

Die meisten Hochrechnungen weisen ein beachtliches Potenzial zu 

Ausgaben- und Beitragssatzsteigerungen aus, wobei der reine demo-

graphische Effekt beherrschbar erscheint. Das Dilemma der Gesund-

heitspolitik besteht darin, dass es keinen bequemen Lösungsweg für 

die langfristige Finanzierung der Gesundheitsausgaben gibt. In der 

Tendenz zeichnet sich daher ein Finanzierungsmix, der Umlage- und 

kapitalgedeckte Elemente enthält. Diese Form hybrider Finanzie-

rungsmodelle zeigt sich auch im internationalen Vergleich.
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Ordnungspolitischer Kommentar
Das Institut für Wirtschaftspolitik diskutiert im regelmäßig und 
ausschließlich im Internet erscheinenden "Ordnungspolitischen 
Kommentar" an jedem ersten Dienstag im Monat aktuelle wirt-
schaftspolitische Fragen. 

Wenn Sie den ordnungspolitischen Kommentar regelmäßig erhal-
ten möchten, dann können Sie sich gerne auf unserer Homepage 
in unseren Newsletter eintragen.

Ausgaben 2016: Brexit - und jetzt? (Rebekka Rehm, Juli 2016); 
Voluntourismus in Entwicklungsländern - ein Markt mit Nebenwir-
kungen (Larissa Hages, Juni 2016); Luxemburg Leaks und Panama 
Papers - Chancen auf eine europäische Antwort? (Clemens Recker, 
Mai 2016);  Warum staatliche Kaufprämien für Elektroautos abzu-
lehnen sind (Markus Fredebeul-Krein, April 2016); : Warum die 
Ministererlaubnis trotzdem richtig ist (Carina Fugger, Florian Gössl 
und Achim Wambach, März 2016)

Publikationen des iwp

Zeitschrift für Wirtschaftspolitik
Zusammen mit der Gründung des Instituts für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln wurde die "Wirtschaftspolitische Chronik" 
ins Leben gerufen. Seit 1984 wird sie unter dem Namen "Zeitschrift 
für Wirtschaftspolitik" vom iwp herausgegeben.

Die referierte Zeitschrift ist offen für wirtschaftswissenschaftliche 
Beiträge aller Richtungen, mit einem Fokus auf Artikel zu aktu-

ellen Fragen der deutschen, europäischen und internationalen 
Wirtschaftspolitik. Im Mittelpunkt jeder Ausgabe steht das wirt-
schaftspolitische Forum. Es behandelt Themen, die in der Öffent-
lichkeit zum Teil sehr kontrovers diskutiert werden. Die Zeitschrift 
erscheint drei Mal im Jahr beim Verlag De Gruyter Oldenbourg (seit 
2016).
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Demographie und Rente – Altersarmut, Rentenreformoptionen und 
Alterssicherung         
Zusammenfassung des Vortrags von Prof. Dr. Heinz Rothgang

In seinem Vortrag befasst sich Prof. Dr. Rothgang1 mit der Bedeutung 

eines steigenden Pflegerisikos, steigender Fallzahlen und der erwar-

teten Versorgungslücke und diskutiert mögliche Lösungsansätze zur 

Finanzierung.

Die Bedeutung des Pflegerisikos

Steigende Lebenszeitprävalenzen machen Pflegebedürftigkeit zu 

einem allgemeinen Lebensrisiko, das entsprechend abgesichert wer-

den muss. Etwa jeder zweite Mann und drei von vier Frauen werden 

in ihrem Leben pflegebedürftig. Zusätzlich gibt es noch eine etwa 

gleich große Zahl Hilfebedürftiger unterhalb der im Elften Sozial-

gesetzbuch (SGB XI) festgelegten Schwelle.

Zahl der Pflegebedürftigen

Zur Ermittlung der Zahl der Pflegebedürftigen werden Projek-

tionen verwendet. Dabei werden zunächst die Zusammenhänge in 

einem allge meinen Modell modelliert und anschließend numerische 

Berechnungen auf der Grundlage des Modells vorgenommen. Aus-

gehend von den aktuellsten Zahlen wird mithilfe von Kalibrierung ein 

Ausgangwert berechnet. Die Steigerungsraten werden berechnet und 

auf den Ausgangswert angewendet. Sensitivitätsanalysen erlauben es, 

Parameter zu betrachten, die kritisch sind oder einen großen Einfluss 

haben. 

Der Beitragssatz bestimmt sich unter anderem in Abhängigkeit von 

demographischer Entwicklung und erwarteten Ausgaben pro Fall. 

Die Zahl der zukünftigen Leistungsempfänger wird auf der Grund-

lage alters- und geschlechtsspezifischer Prävalenzen und Annahmen 

zur Prävalenzentwicklung zusammen mit demographischen Projek-

tionen ermittelt. Sensitivitätsanalysen zeigen die Entwicklung für 

unterschiedliche demographische Szenarien. Die Ausgaben pro Fall 

werden nach verschiedenen Szenarien zur Leistungsinanspruch-

nahme differenziert. Anschließend wird die Fallzahl mit den Aus-

gaben pro Fall multipliziert. Kritische Größen bei der Berechnung 

sind Dynamisierungsregeln für Leistungen aus der sozialen Pflege-

versicherung und das Inanspruchnahmeverhalten.

1 Prof. Dr. Heinz Rothgang ist Professor an der Universität Bremen und hielt diesen Vor-
trag am 30.11.2015.

Verschiedene Modellrechnungen kommen zu unterschiedlichen 

Projektionsergebnissen für die Fallzahlentwicklung. Für das Jahr 

2050 reichen die Projektionen von ca. 2,8 Millionen bis ca. 4,8 Mil-

lionen Fälle (Bowles, 2015). Das statistische Bundesamt ermittelt im 

Status-Quo Szenario 4,5 Millionen und im Szenario „sinkende Pflege-

quote“ 3, 8 Millionen Pflegebedürftige für das Jahr 2050 (Statistische 

Ämter des Bundes und der Länder, 2010: 32). Die Altersspezifische 

Pflegehäufigkeiten bleiben im Wesentlichen unverändert. Differ-

enziert nach Pflegestufen zeigt sich ein Anstieg der Prävalenzen in 

Stufe I und sinkende Prävalenzen in Stufe II und III. Differenziert nach 

Pflegeform zeigt sich eine sinkende Prävalenz für informelle Pflege, 

insbesondere bei Frauen (Rothgang et al., 2011: 133). Unter Berück-

sichtigung des Zensus 2011 ergibt sich eine höhere Zahl zukünft iger 

Pflegebedürftiger als auf Grundlage des bis dahin verwendeten Zensus 

1987. Auf Grundlage des Zensus 2011 werden für das Jahr 2060 ca. 

4,5 Millionen Pflegebedürftige berechnet. Auf Grundlage des Zensus 

1987 nur ca. 4,3 Millionen. Die Differenz beträgt 221 000 Fälle, davon 

176 000 Männer (Rothgang et al., 2015: 87). 

Pflegearrangements und Versorgungssituation

Die Entwicklung der Versorgungsarten pflegebedürftiger zeigt einen 

rückläufigen Anteil der reinen Pflegegeldbezieher von 51% im Jahr 

1999 auf 45,6% im Jahr 2009 (Rothgang, Müller, Unger, 2012: 17). 

Der Anteil der Heimpflege hat schon 2005 den Zenit erreicht. Im 

Jahr 2011 kam es zu einer Übererfassung der Pflegegeldempfänger 

von 90 000. Eine Korrektur ergibt neue Werte, die Trends setzen sich 

allerdings fort.

Zukünftig wird ein weiterhin rückläufiger Anteil der Angehöri-

genpflege erwartet. Gründe dafür sind sinkendes familiales Pflege-

potenzial und ein Altersstruktureffekt. Eine sinkende Zahl an 

Kindern, pro Pflegebedürftigem durch steigende Kinderlosigkeit und 

eine rückläufige Kinderzahl, eine höhere Frauenerwerbsquote und 

damit verbundene höhere Opportunitätskosten der Pflege, ein höhe-

rer Anteil von Einpersonenhaushalten mit geringem Pflegepotential, 

größere Mobilität, die bedingt, dass Kinder an anderen Orten wohnen 

als ihre Eltern und eine abnehmende Pflegebereitschaft schränken das 

familiale Pflegepotenzial ein. Der Altersstruktureffekt führt zu einem 

niedrigen Anteil der Angehörigenpflege und einem hohen Anteil der 

Heimpflege bei Hochaltrigen. Die Erhöhung des Durchschnittsalters 

der Pflegebedürftigen führt zu steigender Heimquote. Insgesamt ist 

mit einem Trend zur formalen Pflege zu rechnen. 

Zur Vorausberechnung der Versorgungssituation werden Daten zur 

Zahl der Pflegebedürftigen in den verschiedenen Versorgungsarten 

und zu Beschäftigten in der Pflege betrachtet. Um die Zahl der Pflege-

bedürftigen zu ermitteln, werden über die Zeit konstante alters-und 

geschlechtsspezifische Pflegequoten gemäß der Daten des Statistischen 

Bundesamtes verwendet. Die Bevölkerungsvorausberechnung erfolgt 

gemäß des „Wegweiser Kommune“ der Bertelsmann-Stiftung. Die 

Zahl der Beschäftigten in der Pflege ergibt sich aus dem Arbeitskräf-

tenagebot mit einem über die Zeit konstanten Anteil der 19-64-Jähri-

gen. Der Arbeitskräftebedarf ergibt sich aus über die Zeit konstanten 

Quoten von Beschäftigten zu Pflegebedürftigen in ambulanter und 

Larissa Hages

Institut für Wirtschaftspolitik an der 
Universität zu Köln
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stationärer Pflege. Daraus ergibt sich eine Versorgungslücke als Dif-

ferenz von Arbeitskräftebedarf und -angebot, gerechnet in Vollzeit-

äquivalenten. Die Versorgungslücke bezieht sich auf die Lücke, die 

entsteht, wenn der gleiche Versorgungsgrad wie bisher beibehalten 

werden soll. Als Versorgungsarten werden Angehörigenpflege mit 

Bezug von Pflegegeld, Ambulante Pflege mit Pflegesachleistungen, 

Kombinationsleistung oder Tages-und Nachtpflege und Stationäre 

Pflege als vollstationäre Dauerpflege oder Kurzzeitpflege betrach-

tet. Dabei werden drei verschiedene Szenarien betrachtet. Szena-

rio 1 ist das Status quo-Szenario. Inanspruchnahme nach Alter und 

Geschlecht bleibt konstant. In Szenario 2 nimmt die Formelle Pflege 

zu. Der Anteil der Angehörigenpflege reduziert sich jährlich um 1% 

des Vorjahreswertes, entsprechende Personenzahl wird zu gleichen 

Teilen auf ambulante und stationäre Pflege verteilt. In Szenario 3 

wird die Häusliche Pflege gestärkt. Die Effekte der Umsteuerung sind 

(noch) nicht quantifizierbar. Es wird Nullwachstum bei Pflegeheim-

plätzen vorausgesetzt. Es wird eine Relative Zunahme der Zahl der 

Pflegebedürftigen zwischen 2009 und 2030 von 47,4% für Deutsch-

land erwartet. Der Zuwachs unterscheidet sich dabei zwischen den 

Kommunen. In Kommunen mit besonders niedrigem Zuwachs steigt 

die Zahl der Pflegebedürftigen um weniger als 20%. In Kommunen 

mit hohem Zuwachs steigt sie um mehr als 100%. Gründe für die 

unterschiedliche Entwicklung liegen in der demographischen Struk-

tur. Kommunen mit hohem Zuwachs haben in der Regel heute eine 

junge Bevölkerung mit niedriger Pflegeprävalenz. Kommunen mit 

niedrigem Zuwachs haben in der Regel heute eine ältere Bevölkerung 

mit hoher Pflegeprävalenz. 

Der Personalbedarf übersteigt das Personalangebot zunehmend 

sowohl in der stationären als auch in der ambulanten Pflege. 

Daraus ergibt sich bis 2030 in den verschiedenen Szenarien eine Ver-

sorgungslücke zwischen 262 000 Arbeitskräften in Szenario 3 Und 

491 000 Arbeitskräften in Szenario 2. 

Finanzierung

Im Status Quo Szenario steigen die Beiträge für die Pflegever-

sicherung immer weiter an. Je nach Modell erreichen sie im Jahr 2050 

bis zu ca. 4,5% und steigen danach weiter an (Bowles 2015). Es gibt 

daher verschiedene Überlegungen, um den steigenden Pflegebedarf 

zu finanzieren.

Ein Instrument ist die mit dem Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz 2013 

eingeführte geförderte Pflegezusatzversicherung, der Pflege-Bahr. 

Dabei handelt es sich um einen steuerfinanzierten pauschalen 

Zuschuss von 5 Euro pro Monat, der in eine private nicht obliga-

torische Pflegezusatzversicherung fließt, wenn vier Bedingungen 

erfüllt sind. Die Monatsprämie muss mindestens zehn Euro im Monat 

bzw. 120 Euro im Jahr betragen. Im Pflegefall müssen in Pflegestufe 

III mindestens 600 Euro als monatlicher Leistungsbetrag ausgezahlt 

werden. Niemand darf von den privaten Versicherungsunternehmen 

aus gesundheitlichen oder Altersgründen abgelehnt werden (Kontra-

hierungszwang). Auf Risikozuschläge und Leistungsausschlüsse wird 

seitens der Versicherer verzichtet. Eine Prämiendifferenzierung nach 

Alter ist aber möglich. Der Pflege-Bahr zeigt zahlreiche Schwächen, 

die Zweifel an seiner Tauglichkeit als Instrument zur Finanzierung 

der Pflege begründen. Die erwartete Inanspruchnahme ist gering. Für 

das Jahr der Einführung 2013 wurden 1,5 Mio. Verträge erwartet. Tat-

sächlich wurden aber weniger als 400 000 Abgeschlossen. Es handelt 

sich nicht um ein Produkt für die Mehrheit der Bevölkerung. Zudem 

hat das Instrument offenbar eine inverse Umverteilungswirkung. 

Es wird eher durch Einkommensstärkere in Anspruch genommen, 

sodass Einkommensschwache steuerliche Förderung für Einkom-

mensstarke finanzieren. Zusätzlich besteht die Möglichkeit aufgrund 

von Marktversagen durch adverse Selektion. Wegen fehlender Risiko-

prüfung ist der Pflege-Bahr attraktiv für schlechte Risiken. Dem 

Risiko entsprechende Prämien sind am Markt nicht durchsetzbar. Die 

Fehlkalkulation wird allerdings erst nach Ablauf der Karenzzeit sicht-

bar. Dann sind die Kunden aber schon „gefangen“. Schließlich ist die 

Leistungshöhe unzureichend. Es ist nicht möglich, die erwartete Ver-

sorgungslücke ein halbes Jahrhundert im Voraus zu berechnen. Eine 

private kapitalgedeckte Versicherung ist daher ungeeignet. 

Ein weiteres Instrument ist der Pflegevorsorgefonds, der im Pflege-

stärkungsgesetz I zum 1. Januar 2015 eingeführt wurde. Die 

Regel ungen im Gesetzentwurf sehen die Schaffung eines „Sonder-

vermögens“ Pflegevorsorgefonds vor. Ziel ist die, „langfristige Stabili-

sierung der Beitragsentwicklung“ (§132 SGB XI). Die Kapitalanlage 

und Fondsverwaltung erfolgen durch die Bundesbank. Die Rege-

lungen zur Kapitalbildung umfassen die Einzahlung von 0,1 Beitrags-

satzpunkten in Fonds über 19 Jahre von 2015 bis 2033. Ab 2035 soll 

die Auszahlung in die soziale Pflegeversicherung erfolgen. Dabei 

beträgt die Auszahlungshöhe maximal ein Zwanzigstel des Kapital-

bestands Ende 2034. Wenn der Kapitalstock abgeschmolzen ist wird 

der Fonds aufgelöst. Auch der Pflegevorsorgefonds kann kritisiert 

werden. Das Prognoseinstrument „Babyboomer“ ist ungeeignet, denn 

nicht alle Angehörige einer Geburtskohorte sind Mitglieder in der 

sozialen Pflege versicherung. Zudem sind 30% der Pflegebedürft igen 

derzeit unter 75 Jahre alt. Es stehen bessere Vorausberech nungen zur 

Verfügung (z.B. Statistisches Bundesamt). Insgesamt ist der Entlas-

tungseffekt sehr gering. Temporäre Kapitalbildung ist grundsätzlich 

ungeeignet, um die Pflege zu finanzieren. Der Fonds ist dann leer, 

wenn die Zahl der Pflegebedürftigen am größten ist (2050er Jahre). 

Auch danach sinkt der Beitragssatz nicht. Es gibt keinen Belastungs-

berg sondern den Aufstieg auf ein Hochplateau, das nicht untertunnelt 

werden kann. Während die Zahl der Pflegebedürftigen und die Zahl 

der Beitragszahler ab 2055 wieder sinken, sinkt der Beitrags satz nie 

wieder. Außerdem ist die Anlage nicht sicher vor Zugriff der Politik: 

„Nicht zuletzt die aktuelle Erfahrung zeigt, dass Rücklagen bei den 

Sozialversicherungen offenbar Begehrlichkeiten entweder in Rich-

tung höherer Leistungsausgaben oder auch zur Finanzierung von 

Projekten des Bundes wecken. Zweifel an der Nachhaltigkeit einer 

kollektiven Vermögensbildung unter staatlicher Kontrolle erscheinen 
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umso eher angebracht, je unspezifischer die Verwendung der Rück-

lagen festgelegt wird“ (Deutsche Bundesbank, 2014: 10).

Als weiteres Instrument zur Finanzierung kommt eine Bürgerver-

sicherung in Frage. 1994 wurde eine „Pflegevolksversicherung in 

der Gestalt zweier Versicherungszweige“ geschaffen (Bundesverfas-

sungsgericht 2001). Sie erfordert Solidarität zwischen der Privatver-

sicherung und der Sozialversicherung aber die Privatversicherung 

profitiert von mehrfacher Risikoselektion. Die (beitragspflichtigen) 

Einkommen der Privatversicherten übersteigen die der Sozialver-

sicherten um 60%. Privatversicherte haben außerdem eine günstigere 

Altersstruktur, weisen einen höheren Männeranteil auf und haben 

ein niedrigeres altersspezifisches Pflegerisiko. Hätten die Sozialver-

sich erten die Prävalenzen der Privatversicherten, läge die Fallzahl um 

ein Viertel niedriger. Hätten die Privatversicherten die Prävalenzen 

der Sozialversicherten, läge die Fallzahl um die Hälfte höher. Hätte 

die gesamte deutsche Bevölkerung die Prävalenzen der Privatver  sich-

erten, läge die Fallzahl um ein Drittel niedriger. Daher sind die Ausga-

ben pro Versichertem in der Sozialversicherung viermal so hoch wie 

bei Privatversicherten (bei Berücksichtigung der Beihilfe: dreimal so 

hoch). Im Umlageverfahren läge Beitragssatz bei Privatversicherten 

nur bei 20% des Beitragssatzes in der Sozialversicherung. Eine Inte-

gration der Systeme oder zumindest ein Finanzausgleich zwischen 

den Systemen erscheint angezeigt. Eine Möglichkeit dazu bietet eine 

Bürger versicherung unter Einbeziehung der gesamten Bevölkerung 

in ein (Sozial-)Versicherungssystem. Dabei erfolgt eine Verbeitra-

gung aller Einkommensarten und eventuell eine Anhebung der 

Beitrags bemessungsgrenze. So könnte eine Bürgerversicherung die 

strukturelle Einnahmeschwäche der Sozialversicherung beenden, die 

vertikale Umverteilung erhöhen und zu etwas niedrigeren Beitrags-

sätzen führen. Sie verhindert allerdings nicht, dass der Beitragssatz 

zur Pflegeversicherung mittel-und langfristig ansteigt. Der Beitrags-

satzanstieg wird aber gebremst. Initial sinkt der Beitragssatz um 0,4, 

langfristig um 0,3 Beitragssatzpunkte, bleibt aber bei 3,3 Beitragssatz-

punkten. Weitere Leistungsverbesserungen kämen dazu.

Fazit

Die Zahl der Pflegebedürftigen wird steigen. Dabei gibt es große re gi-

onale Unterschiede, sodass die Kommunalpolitik gefragt ist. Gleich-

zeitig sind Versorgungspotenziale rückläufig sowohl in familialer als 

auch in formaler Pflege. Daher wird eine Unterstützung aller Pflege-

arten benötigt. Zur Unterstützung der Angehörigenpflege kommen 

beispielsweise eine Verbesserung der Vereinbarkeit von Pflege und 

Beruf und Angebote zu Beratung und Begleitung, Case und Care 

Management in Frage. Die Formale Pflege könnte durch eine Stei-

gerung der Attraktivität des Berufs, stärkere Rekrutierung, höhere 

Rückkehrquoten nach Familienphasen, längeren Verbleib im Beruf 

und die Anwerbung ausländischer Pflegekräfte unterstützt werden. 

Die Anwerbung aus dem Ausland sollte dabei allerdings nicht als 

Patentrezept betrachtet werden. Zivilgesellschaftliches Engagement 

ließe sich durch Quartiersmanagement unterstützen. Die Versor-

gungslücke in der formalen Pflege kann halbiert werden, wenn die 

Zahl der Heimplätze eingefroren wird und ambulante Kapazitäten 

ausgebaut werden. Heimpflege entspricht nicht den Präferenzen der 

Betroffenen, lässt vorhandene Fähigkeiten der Bewohner zur Selbst-

versorgung ungenutzt und mobilisiert zivilgesellschaftliches Enga-

gement nur in geringem Ausmaß. Die Versorgungslücke ist geringer 

je niedriger der Anteil der stationären Pflege ist. Auch in Zukunft ist 

die Heimpflege unverzichtbar. Sozialpolitik sollte aber darauf abzie-

len, vor allem „Pflege im Quartier“ zu fördern und eine ent sprechende 

Infrastruktur zu schaffen.

Mit der Zahl der Pflegebedürftigen werden auch die Ausgaben für 

Langzeitpflege und damit auch die Finanzierungslasten steigen. 

Damit stellt sich die Frage nach einer geeigneten Finanzierung. Eine 

Privatversicherung ist grundsätzlich ungeeignet, weil die zukünftigen 

Bedarfe nicht kalkuliert werden können. Der Pflegevorsorgefonds ist 

unausgereift, weil übersehen wird, dass der Beitragssatz auch lang-

fristig nicht wieder sinkt. Zum Abbau der vielfachen Risikoselektion 

ist eine Integration von Sozial-und Privatversicherung oder zumin-

dest ein Finanzausgleich zwischen den Systemen wünschenswert. 
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Viele sehen den demographischen Wandel als eine Bedrohung für 

Deutschland: Das Land vergreise und das Geld reiche nicht für Ren-

ten, medizinische Behandlungen und für die Pflege von älteren und 

alten Menschen. Denn die Geburtenrate ist niedrig, und parallel zur 

steigenden Zahl der Ruheständler gibt es immer weniger junge, die in 

die Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung einzahlen.

Zudem bedroht der demographische Wandel - auch in diesem Punkt 

sind sich viele einig - die makroökonomische Entwicklung. Denn in 

den nächsten 20 Jahren wird sich die Bevölkerungszahl in Deutsch-

land kaum ändern; sie schrumpft erst nach dem Tod der Babyboom- 

Generation. Vielen Konsumenten werden also deutlich weniger 

Erwerbstätige, die Güter und Dienstleistungen produzieren, gegen-

überstehen. Damit sinkt das Bruttoinlandsprodukt, und Deutschland 

wird in der Rangordnung der wirtschaftsstärksten Länder zurück-

fallen.

Pessimisten sehen auch unseren ökonomischen Lebensstandard 

in Gefahr. Sie fürchten, dass nicht nur die Erwerbstätigen weniger 

werden, sondern diese auch immer weniger produzieren werden. 

Weil nach gängigem Vorurteil ältere Menschen weniger produktiv 

sind als jüngere, bräuchte es ausreichend Maschinen und Computer 

– und das bedeutet enorme Kosten. Zudem tendiert eine ältere Bevöl-

kerung dazu, Vermögenswerte abzubauen anstatt neue anzusammeln, 

und das macht es schwerer, neue Investitionen zu finanzieren. Dieser 

tief liegende Pessimismus übersieht, dass der demographische Wan-

del auch positive Seiten hat, die dazu beitragen können, dass die düs-

teren Zukunftsprognosen nicht Realität werden. Dabei hilft es, sich 

klarzumachen, wie der demographische Wandel zustande kommt.

Zum einen ist die in Politik und Medien viel diskutierte niedrige 

Geburtenrate in Deutschland: Seit gut 40 Jahren stagniert sie – allen 

familienpolitischen Maßnahmen zum Trotz - bei circa 1,3 Kindern 

pro Frau, so dass jede neue Generation um etwa ein Drittel kleiner ist 

als ihre Vorgängergeneration. Ohne Zuwanderung würde die Bevöl-

kerungszahl schon seit langem schrumpfen. Tatsächlich hat sie die 

niedrige Geburtenrate der Deutschen aber überkompensiert: 

Nicht erst seit der großen Flüchtlingswelle 2015, sondern schon in 

den Jahren davor ist die Bevölkerungszahl gestiegen. 

Zum anderen gründet der demographische Wandel auf dem erstaun-

lichen Anstieg der Lebenserwartung: In jedem Jahrzehnt wächst sie 

um etwa zwei Jahre. Derzeit beträgt sie etwa 80 Jahre, sie hat sich 

damit während eines Menschenlebens um etwa 16 Jahre verlän-

gert. Die gewonnene Zeit wird, dies ist die nächste gute Nachricht, 

überwiegend ohne gesundheitliche Einschränkungen verbracht. 

Die „gesunde Lebenserwartung“ – die Zeit bis zur ersten größeren 

gesundheitlichen Einschränkung – ist noch schneller angestiegen als 

die statistische Lebenserwartung. Dies liegt nicht daran, dass die typi-

schen Alterskrankheiten später auftreten, denn die Biologie des Men-

schen ändert sich nur langsam. Sie machen sich jedoch erst später 

negativ bemerkbar, weil Medizin und Technik das Leben mit diesen 

Krankheiten deutlich erleichtern.

In den gewonnenen gesunden Lebensjahren liegt der Schlüssel dafür, 

dass aus der demographischen Bedrohung eine Chance werden kann. 

Die Lösungsansätze liegen auf der Hand: Menschen können länger 

arbeiten, weil sie länger gesund bleiben. Sie erhalten mehr Aus- und 

Weiterbildung, damit sie auch in der zweiten Lebenshälfte produktiv 

bleiben können. Menschen, die nach wie vor psychisch und physisch 

anstrengende Tätigkeiten ausüben, müssen mehr geschont werden 

und brauchen mehr präventive Maßnahmen.

Die moderne Forschung im Grenzgebiet zwischen den Sozial- und 

Wirtschaftswissenschaften einerseits und der Medizin andererseits 

zeigt, dass all dies möglich und machbar ist. Das Munich Center 

for the Economics of Aging (MEA), eine Forschungsinstitution der 

Max-Planck-Gesellschaft, betreibt eine großangelegte Studie, die 

europaweit die Gesundheit der Menschen misst und mit den öko-

nomischen und sozialen Rahmenbedingungen ihres Lebens in Ver-

bindung setzt. Dieser „Survey of Health, Ageing and Retirement 

in Europe (SHARE)“ hat seit 2004 über 110.000 Menschen befragt 

und deren Gesundheit gemessen, viele davon mehrfach über eine 

Zeitspanne von zehn Jahren. Diese Studie zeigt unter anderem die 

Gesundheitsentwicklung der Deutschen im Alter zwischen 60 und 

69, also in dem Lebensabschnitt, über den derzeit im Rahmen der 

Rente mit 67 und anderer Vorschläge zur Erhöhung der Erwerbs-

tätigkeit Älterer viel diskutiert wird. Das Ergebnis ist beeindruckend 

gut, und dies unabhängig davon, wie man Gesundheit misst. 78 Pro-

zent der 60-Jährigen bezeichnen ihre Gesundheit als gut, sehr gut bis 

ausgezeichnet; zehn Jahre später sind es nur vier Prozent weniger. 65 

Prozent der 60-Jährigen haben keine Funktionseinschränkungen; 

zehn Jahre später sind es mit 61 Prozent immer noch fast zwei Drit-

tel. Hinzu zufügen ist allerdings, dass es große Unterschiede innerhalb 

jeder Altersstufe gibt. Diese sind viel größer als etwa der Unterschied 

zwischen 60- und 69-Jährigen. In Deutschland viel ausgeprägter als 

zum Beispiel in Skandinavien ist der Zusammenhang zwischen Bil-

dung, Einkommen und Gesundheit: Menschen aus bildungsfernem 

Elternhaus verdienen in ihrem späteren Leben nicht nur weniger, sie 

sind auch weniger gesund; umgekehrt haben Menschen mit schlech-

terer Gesundheit oft Berufe, in denen sie weniger gut verdienen.

Quantitative Untersuchungen zeigen auch, dass ältere Menschen nicht 

notwendigerweise weniger produktiv sind als jüngere. In einer weite-

ren Studie des MEA wurden Fließbandarbeiter in einem deutschen 

Ökonomische und sozialpolitische Implikationen der 
Alterung in Deutschland

Prof. Axel Börsch-Supan, Ph. D.

Munich Center for the 
Economics of Ageing (MEA) 

Technische Universität München
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Lastwagenmontagewerk intensiv beobachtet - über 1,2 Millionen 

Mal. Dabei wurde sichtbar, dass sich Erfahrung und körperliche 

Leistungs fähigkeit zu ergänzen scheinen: Die Leistungsfähigkeit sinkt 

zwar mit zunehmendem Alter, aber die Erfahrung steigt. Eine detail-

lierte Analyse zeigt, dass die 50- bis 60-jährigen Mitarbeiter insofern 

produktiver sind als die 25- bis 35-Jährigen, weil sie seltener schwere 

Fehler machen, deren Korrektur das Montagewerk besonders teuer 

zu stehen kommt. 

Es ist also sinnvoll, die Erfahrung älterer Mitarbeiter zu schätzen, 

anstatt sie durch Frühverrentung zu verlieren. Ganz im Gegenteil 

braucht ein Land, in dem die Lebenserwartung stetig steigt, auch ein 

höheres Rentenalter. Eine älter werdende Belegschaft sollte künftig 

durch vermehrte Aus- und Weiterbildungsangebote neue Techniken 

erlernen und dadurch flexibel bleiben können. Auf diesem Feld sind 

die skandinavischen Länder ein Vorbild; dort werden über 40-Jährige 

erheblich stärker gefördert als in Deutschland. Eine Verbesserung der 

Weiterbildung und lebenslanges Lernen sind hierzulande politisch 

unumstritten und eine volkswirtschaftliche Binsenweisheit –bislang 

ist es jedoch bei Lippenbekenntnissen geblieben, weil Arbeitgeber, 

Arbeitnehmer und der Staat sich um die Finanzierung streiten.

Fundamentaler Pessimismus ist also fehl am Platze. Im Gegenteil: Wir 

leben länger, bleiben länger gesund und sammeln im Laufe unseres 

Lebens wertvolle Erfahrungen, die uns auch als ältere Mitarbeiter noch 

hochproduktiv machen. Diese Seite des demographischen Wandels 

gibt Grund für Optimismus. Daher sind auch seine negativen öko-

nomischen Auswirkungen kein unabänderliches Schicksal. Die sich 

verändernde Welt verlangt Anpassungen. Entscheidend dafür wäre 

eine erhöhte Erwerbsquote und eine gute Aus- und Weiterbildung vor 

allem von Älteren. Politikerinnen und Politiker  dürfen daher nicht 

nur auf die Kosten schauen, sondern Bildung und Gesundheit als 

Investitionen auffassen, die sich bis ins hohe Alter auszahlen. 

Prof. Dr. Axel Börsch-Supan ist Direktor im Max-Planck-Institut für 

Sozialrecht und Sozialpolitik in München, wo er das Munich Center for 

the Economics of Aging (MEA) leitet.



21
INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSPOLITIK AN DER UNIVERSITÄT ZU KÖLN
DEMOGRAPHISCHER WANDEL| FAKTEN, PROGNOSEN, HERAUSFORDERUNGEN UND CHANCEN

Generationenbeziehungen und demographischer Wandel

Einleitung

Angesichts eines massiven demographischen Wandels mit dauer-

haft niedrigen Geburtenziffern und einer stetig steigenden Lebens-

erwartung stellt sich verstärkt die Frage nach der zukünftigen 

Entwicklung und den Solidaritätspotenzialen generationenüber-

greifender Netzwerke innerhalb von Familien. Vor diesem Hinter-

grund gibt der vorliegende Beitrag1  auf Basis von Daten des Survey of 

Health, Ageing and Retirement in Europe (SHARE) einen Überblick 

über empirische Befunde zu drei zentralen Aspekten intergeneratio-

naler Solidarität: (a) räumliche Nähe und Kontakthäufigkeit; (b) Hilfe 

und finanzielle Transfers; sowie (c) die Betreuung von Enkelkindern.

1 Hierbei handelt es sich um eine stark gekürzte Version des vom Verfasser ursprünglich 
2009 in der Zeitschrift für Familienforschung (Vol. 21, S. 86-97) publizierten Artikels 
„Generationenbeziehungen im alternden Europa: Analysepotenziale und Befunde des 
Survey of Health, Ageing and Retirement in Europe“.

Räumliche Nähe und Kontakthäufigkeit

Untersucht man in international, d.h. europäisch vergleichender Per-

spektive das regionale Muster der Wohnentfernung und der Kontakt-

häufigkeit zwischen Eltern im Alter 50+ und ihren erwachsenen 

Kindern zeigt sich, dass im Wesentlichen zwei Ländergruppen unter-

schieden werden können (vgl. Abbildung 1). Erstens, die ‚nordischen’ 

und westmitteleuropäischen Länder, in denen zwischen knapp 50% 

(Deutschland, Frankreich, Österreich, Schweiz) und gut 60% (Däne-

mark, Niederlande, Schweden) der Eltern mindestens ein Kind haben, 

das maximal 25 km entfernt (aber nicht im elterlichen Haushalt) lebt. 

Ein ähnlich hoher Anteil (54-62%) von Eltern in diesen Ländern hat 

mindestens einmal wöchentlich (aber seltener als täglich) Kontakt zu 

einem Kind. Dem stehen, zweitens, die Mittelmeerländer (Griechen-

land, Italien, Spanien) gegenüber, in denen das Zusammenleben unter 

einem Dach (55-63%) und tägliche Kontakte (57-61%) am weitesten 

verbreitet sind.

Dieses Muster könnte auf eine regional unterschiedliche Verteilung 

relevanter individueller Merkmale der Eltern und Kinder zurückzu-

führen sein. Doch auch wenn man etwa den möglichen Einfluss des 

Familienstandes, des Erwerbsstatus’ oder des Gesundheitszustandes 

berücksichtig, findet sich ein signifikantes Nord-Süd-Gefälle der geo-

graphischen und sozialen Nähe zwischen den Generationen. Zwar 

wirken die genannten individuellen Merkmale im Allgemeinen unab-

hängig vom jeweiligen regionalen Kontext sehr ähnlich, es können 

allerdings auch länderspezifische Effekte, z.B. des Alters der Eltern 

und der Kinder, beobachtet werden. Hierfür dürften sowohl unter-

schiedliche wohlfahrtsstaatliche Institutionen (etwa bei der Pflege 

älterer Menschen), als auch Unterschiede in sozialen Normen verant-

wortlich sein.

Prof. Dr. Karsten Hank

Universität zu Köln

Abbildung 1: Geographisches Muster der räumlichen Nähe und Kontakthäufigkeit zwischen Eltern und (erwachsenen) Kindern in Europa  

(a) Entfernung zum nächsten Kind (häufigster Wert) (b) Kontakte zum meistkontaktierten Kind (häufigster Wert) 

  

Quelle: Hank (2009: 95).  

Abbildung 1: Geographisches Muster der räumlichen Nähe und Kontakthäufigkeit zwischen Eltern und (erwachsenen) Kindern in Europa

Quelle: Hank (2009: 95)
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Jenseits aller Unterschiede zeigt sich jedoch vor allem eine Vielzahl 

von Gemeinsamkeiten: in allen untersuchten Ländern – und über alle 

Altersklassen hinweg – leben 85 % der beobachteten Eltern-Kind-

Paare nicht mehr als 25 km voneinander entfernt, und der Anteil der 

Eltern, die seltener als wöchentlichen Kontakt zu einem ihrer Kin-

der haben, bewegt sich in Schweden und Spanien mit jeweils 7% auf 

einem ähnlich niedrigen Niveau. Die Voraussetzungen dafür, dass 

sich die Generationen gegenseitig unterstützen können, scheinen 

also – zumindest soweit sie sich in den hier betrachteten Beziehungs-

dimensionen widerspiegeln – in ganz Europa stabil gegeben zu sein.

Hilfe und finanzielle Transfers

Im vorangegangenen Abschnitt wurden räumliche Nähe und regel-

mäßige Kontakte als grundlegende Opportunitätsstruktur für inter-

generationalen Austausch dargestellt. Koresidenz kann jedoch auch 

als indirekter finanzieller Transfer verstanden werden (weil das 

gemeinsame Wohnen Kosten für den Lebensunterhalt, insbesondere 

die Miete, spart) oder als indirekte instrumentelle Hilfe (weil Syner-

gien bei der Bewältigung alltäglicher Herausforderungen, z.B. Ein-

kaufen, Kochen, etc., entstehen). Betrachtet man direkte finanzielle 

Transfers zeigt sich, dass diese ganz überwiegend von der Eltern- an 

die Kindergeneration gehen (siehe Abbildung 2a). Im kontinental-

europäischen Durchschnitt unterstützt etwa ein Viertel der Eltern in 

der Generation 50+ ihre Kinder finanziell mit jährlichen Beträgen in 

Höhe von 250€ oder mehr. Die höchsten Anteile finden sich mit etwa 

30% in den skandinavischen Ländern (Dänemark und Schweden), 

während die Mittelmeerländer Italien (16%) und Spanien (9%) deut-

lich unter dem Durchschnitt liegen. Die durchschnittliche Höhe der 

Transfersummen liegt in Südeuropa jedoch signifikant über jener in 

den nordeuropäischen Ländern. Zudem zeigt sich, dass der Umfang 

der Leistungen zwar mit dem Alter der Eltern abnimmt, dass aber 

auch im höheren Lebensalter netto ein positiver monetärer Transfer 

an die jüngere Generation erfolgt. Damit werden Befunde früherer 

Untersuchungen für den aktuellen europäischen Kontext bestätigt: 

finanzielle intergenerationale Transfers fließen einem Kaskaden-

prinzip folgend von den älteren an die jüngeren Generationen. Ledig-

lich in Griechenland findet sich mit 8% ein nennenswerter Anteil von 

Eltern, die durch ihre Kinder finanziell unterstützt werden.

Eine ausgewogenere Balance des Gebens und Nehmens zwischen den 

Generationen in der Familie ergibt sich bei der Betrachtung instru-

menteller Hilfe (Abbildung 2b), worunter etwa Hilfe beim Waschen, 

Ankleiden oder Essen, im Haushalt oder bei finanziellen Angelegen-

heiten sowie Behördengängen gefasst wird. Diesem Bereich funktio-

naler Solidarität wurde im Vergleich zur Pflege bislang – zu Unrecht 

– verhältnismäßig wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Instrumentelle 

Hilfe im Alltag ist nicht nur ein wesentliches Element zum Erhalt 

einer weitgehend autonomen Lebensführung außerhalb von Pflege-

einrichtungen, sie ist auch in dem Sinne quantitativ bedeutsamer als 

die Pflege, dass ein deutlich höherer Anteil von Eltern-Kind-Dyaden 

Hilfeleistungen austauschen. Im internationalen Vergleich zeigt sich, 

dass in den skandinavischen Ländern (mit jeweils ca. 20%) sowie in 

den Niederlanden und der Schweiz (mit jeweils um 12%) die Anteile 

der Eltern, die ihren Kindern helfen genauso hoch sind wie die Anteile 

jener, die Hilfe erhalten. In den anderen Ländern liegt der Anteil der 

instrumentelle Hilfe empfangenden Eltern jedoch deutlich – z.T. um 

das Doppelte – über jenem, der selbst Helfenden. Berücksichtigt man 

zudem den Zeitaufwand der Hilfe zeigt sich, erstens – wie schon bei 

der Analyse finanzieller Transfers – ein regionales Muster mit zwar 

hoher Prävalenz aber geringer Intensität in Nordeuropa (und vice 

versa in Südeuropa), sowie, zweitens, ein netto durchweg positiver 

Transfer von den Kindern an die Elterngeneration. Diese Balance 

verändert sich jedoch deutlich, wenn man zusätzlich die Leistungen 

der älteren Generation im Bereich der Enkelkinderbetreuung berück-

sichtig.

Betreuung von Enkelkindern

Die Hilfe der Großeltern bei der Kinderbetreuung gilt als eine der 

wichtigsten Formen innerfamiliärer Unterstützung, da sie gleich drei 

Generationen einer Familie betrifft. Hinsichtlich des Umfangs der 

Enkelkinderbetreuung finden sich im europäischen Vergleich wieder 

große regionale Unterschiede. Durchschnittlich fast 60% der Groß-

mütter und fast die Hälfte der Großväter betreuen im Laufe eines Jah-

res zumindest gelegentlich ein Enkelkind (Abb. 3a). Ähnlich wie bei 

der instrumentellen Hilfe finden sich auch hier die höchsten Anteile 

in den nördlichen Ländern Europas (65% Großmütter; 60% Groß-

väter), während die südeuropäischen Länder wieder unterdurch-

schnittliche Werte aufweisen (50% Großmütter; 40% Großväter). 

Betrachtet man jedoch die Häufigkeit der Betreuung, dreht sich die 

Rangfolge der Länder nahezu vollständig um (Abb. 3b): die deutlich 

höchsten Anteile regelmäßig betreuender Großeltern finden sich mit 

ca. 40% in Griechenland und Italien, während in den skandinavischen 

Quelle: Hank (2009: 96)

Abbildung 2: Finanzielle Transfers und instrumentelle Hilfe zwischen 

Eltern und Kindern in Europa
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Ländern nur etwa halb so viele Großeltern mindestens wöchentlich 

eines ihrer Enkelkinder betreuen.

Eine mögliche Interpretation dieses Befundes weist auf einen Zusam-

menhang zwischen Enkelkinderbetreuung, dem Angebot an öffent-

licher Kinderbetreuung und Frauenerwerbstätigkeit hin. So erfordert 

das gut ausgebaute System öffentlicher Kinderbetreuung in Skandi-

navien trotz hoher Müttererwerbstätigkeit keine regelmäßige Betreu-

ung durch die Großeltern, die aber dann von großer Bedeutung sind, 

wenn es darum geht in Ausnahmefällen (z.B. Überstunden im Beruf) 

‚einzuspringen’. In Südeuropa kümmert sich die große Mehrheit der 

Mütter hingegen Vollzeit um die Kinder, so dass die Hilfe der Groß-

eltern in der Regel nicht gebraucht wird. Die vergleichsweise geringe 

Zahl erwerbstätiger Mütter ist hier allerdings auf regelmäßige fami-

liäre Unterstützung bei der Betreuung ihrer Kinder angewiesen, da es 

institutionelle Betreuungsmöglichkeiten kaum gibt.

Zusammenfassung

Trotz der historisch gewachsenen und bis heute fortdauernden Viel-

falt von Familien in Europa finden sich überall auf dem Kontinent 

lebendige Beziehungen zwischen den Generationen: im Allgemeinen 

leben Eltern und erwachsene Kinder in erreichbarer Nähe (wenn-

gleich nicht immer im selben Haushalt), haben häufige Kontakte 

(wenngleich nicht immer täglich) und unterstützen sich auf vielfältige 

Weise im Alltag (wenngleich in unterschiedlicher Form und Inten-

sität).

Der demographische Wandel bringt als einer der Megatrends des 

21. Jahrhunderts ebenso neue Chancen (man denke an die längere 

gemeinsame Lebenszeit von Großeltern und Enkelkindern) wie auch 

Herausforderungen (z.B. durch einen steigenden Anteil Kinderloser) 

für die familialen Generationenbeziehungen mit sich. Krisensze-

narien, die einen ‚Verfall der Familie‘ prophezeien erscheinen als 

unangemessen: ‚die‘ Familie überlebt den gesellschaftlichen Wandel, 

weil sie selbst eine dynamische und anpassungsfähige soziale Insti-

tution ist. Allerdings scheint auch klar zu sein, dass sich gerade dort, 

wo die intergenerationalen Beziehungen heute noch besonders eng 

sind, der demographische Wandel als Herausforderung darstellen 

wird, der Familie und Wohlfahrtsstaat nur in gemeinsamer Verant-

wortung erfolgreich werden begegnen können.

Abbildung 3: Betreuung von Enkelkindern durch Großmütter und 

Großväter in Europa

Quelle: Hank (2009: 97)
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Herausforderungen des demographischen Wandels für die 
Träger caritativer Einrichtungen

A. Die Caritas in Deutschland: Träger-, Leistungs- und 

Beschäftigungsstrukturen

In einem ersten Schritt möchte ich Ihnen die Caritas und ihre Struk-

turen etwas näherbringen. Der Deutsche Caritasverband ist der Wohl-

fahrtsverband der katholischen Kirche in Deutschland und wurde 

1897 in Freiburg i. Br. gegründet. Dort befindet sich noch heute der 

Hauptsitz des Verbandes. Derzeit agieren circa 8.250 eigenständige 

Rechtsträger unter dem Dach der Caritas. Bei diesen arbeiten beruf-

lich in 24.248 Einrichtungen und Diensten rund 590.000 Menschen. 

Zusätzlich engagieren sich geschätzt rund eine halbe Million Ehren-

amtliche und Freiwillige. Dabei spielt die Verbindung der Caritas zu 

den Pfarrgemeinden eine wichtige Rolle. Die Caritas ist nicht der 

einzige Wohlfahrtsverband in Deutschland. Die Diakonie Deutsch-

land, die Arbeiterwohlfahrt, das Deutsche Rote Kreuz, der Paritä-

tische Wohlfahrtsverband und die Zentrale Wohlfahrtstelle der Juden 

zählen ebenfalls dazu. Mit circa 105.000 Diensten und Einrichtungen 

und circa 1,67 Mio. Mitarbeitenden ist die Freie Wohlfahrtspflege der 

wesentliche Pfeiler der sozialen Infrastruktur in Deutschland und 

damit auch ein gewichtiger Wirtschaftsfaktor.1

Die Dienste und Einrichtungen der Caritas decken ein breites Spekt-

rum der Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen in Deutschland ab. 

Insgesamt zählt die Caritas über 180 Einrichtungsarten wie Pflege-

heime, Behindertenwerkstätte, Kindergärten, Suchtberatungen etc., 

die ihre Angebote fortlaufend an die aktuellen Bedarfsanlagen anpas-

sen.

B. Wesentliche Fakten zum demographischen Wandel –  

Verantwortung der Wohlfahrtsverbände

Wir werden älter, weniger und bunter. Mit dieser einfachen Formel 

rückt der demographische Wandel verstärkt ins Bewusstsein der 

Öffentlichkeit. Zu Recht, denn die zu erwartenden Entwicklungen 

der nächsten 20 bis 30 Jahre werden unsere Gesellschaft und unser 

Zusammenleben stark verändern. Diese Perspektiven erfordern eine 

besondere Aufmerksamkeit gegenüber den sozialen Auswirkungen 

des Wandels.

1 Quelle: Einrichtungsstatistik der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege, Stand 31.12.2012.

Wie sehen die wesentlichen Fakten aus?

Seit über vier Jahrzehnten werden in Deutschland jedes Jahr weniger 

Kinder geboren als Menschen versterben. Dies liegt an der niedri-

gen Kinderzahl je Frau, die seit Anfang der 1970er Jahre bei durch-

schnittlich 1,4 Kindern stagniert. Damit eine Kindergeneration die 

ihrer Eltern ersetzen kann, wären durchschnittlich 2,1 Kinder je 

Frau notwendig. Die Schrumpfung der Bevölkerung kann nur durch 

Zuwanderung kompensiert werden. Schon heute liegt das Geburten-

defizit bei 209.000 Personen pro Jahr. Es dürfte bis 2060 auf 486.000 

Personen steigen. Eine Trendwende ist bisher nicht absehbar.

1960 lag das Medianalter der Deutschen – also jenes Alter, das die 

Bevölkerung in eine jüngere und eine ältere Hälfte teilt – noch bei 

34,2 Jahren. 2015 ist es schon auf 45,6 Jahre gestiegen und 2060 wird 

es voraussichtlich bei 49,7 Jahren liegen. Die am stärksten besetzten 

Jahrgänge machen heute die so genannten Babyboomer aus, die zwi-

schen 1959 und 1969 geboren wurden. Bis 2030 wird selbst bei einem 

Renteneintrittsalter von 67 Jahren ein Großteil der Babyboomer aus 

dem Erwerbsleben ausgeschieden sein. Um diese Zeit wächst für zwei 

neue Ruheständler nur noch eine junge Erwerbsperson ins Berufs-

leben nach. Im Jahr 2060 wird jeder dritte Deutsche über 64 Jahre alt 

sein, jeder achte sogar über 79 Jahre. Nur jeder sechste wird zu den 

unter 20-Jährigen zählen. 

Die Alterung der Gesellschaft stellt uns vor vielerlei Herausfor-

derungen. Es gilt, mehr altersgerechten Wohnraum zu schaffen, den 

öffentlichen Raum und den öffentlichen Nahverkehr barrierefrei zu 

strukturieren und – vor allem dort, wo immer mehr Hochbetagte 

leben – das Angebot zur Pflege weiter auszubauen. 

Zwar werden ältere Menschen durch die allgemein gesünderen 

Lebensumstände sowie den medizinischen Fortschritt immer später 

auf Pflege angewiesen sein. Dennoch dürfte die Zahl der Pflegebe-

dürftigen von heute 2,6 Millionen bis 2050 auf 3,8 bis 4,5 Millionen 

steigen. Die Zahl der demenziell Erkrankten dürfte sich nahezu ver-

doppeln. Menschen, die pflegebedürftig werden, brauchen viel Auf-

merksamkeit. Heute werden noch 70 Prozent der Pflegebedürftigen zu 

Hause versorgt, davon zwei Drittel ohne Hilfe von einem Pflegedienst. 

Stattdessen sorgt oftmals Tochter oder Schwiegertochter für die Pflege 

und stellt dafür ihre eigene berufliche Tätigkeit zurück. Doch obwohl 

diese Form der häuslichen Pflege von den meisten Pflegebedürftigen 

bevorzugt wird, verliert sie aufgrund der sich verändernden Familien-

strukturen und der stärkeren beruflichen Tätigkeit von Frauen immer 

mehr an Bedeutung. Im vergangenen Jahrzehnt hat der Anteil der 

beruflichen Pflege in Heimen oder durch ambulante Dienste an allen 

Pflegedienstleistungen kontinuierlich zugenommen. Gleichzeitig 

zeigt sich, dass die Pflegeaufgaben häufiger auf mehrere Personen, 

sowohl aus den Familien als auch aus beruflichen Pflegediensten, ver-

teilt werden. Pflege wird also in Zukunft zunehmend zu einer Aufgabe 

für die gesamte Gesellschaft, die sich nicht mehr hauptsächlich an die 

Familien delegieren lässt. Zudem geht es bei der Alterung nicht nur 

um Versorgung, sondern auch um Teilhabe. 

Hans Jörg Millies

Finanzvorstand des Deutschen 
Caritasverbandes

und

Dr. Christopher BangertD
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Noch nie zuvor ist eine so gut ausgebildete, gesundheitlich fitte und 

wohlhabende Gruppe ins Rentenalter hineingewachsen – ein Lebens-

abschnitt, der heutzutage 20, 30 oder mehr Jahre währen kann. Viele 

Studien weisen darauf hin, dass sich Menschen auch jenseits der 64 

Jahre mit ihren Fähigkeiten in die Gesellschaft einbringen möchten. 

Die Engagementquoten sind in den Jahren zwischen 1999 und 2009 

in keiner Altersgruppe stärker gestiegen als bei den über 64-Jährigen. 

Auf diese Ressource wird jedoch noch zu wenig zurückgegriffen.2

C. Herausforderungen für die Caritas

Die Caritas ist bei der Bewältigung der Herausforderungen des demo-

graphischen Wandels in allen ihren drei Grundfunktionen gefragt: als 

Anwältin für Benachteiligte, Solidaritätsstifterin und Dienstleisterin. 

Hinzu kommt noch die Rolle als Arbeitgeberin, die der Dienstleis-

tungsfunktion zugeordnet werden kann. An dieser Stelle werden die 

Herausforderungen der Caritas als Anbieter sozialer Dienstleistungen 

dargestellt. Dazu hat der Deutsche Caritasverband eine Studie beim 

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung in Auftrag gegeben.

Um sich für die demographische Herausforderung ausreichend wapp-

nen und dem eigenen Anspruch gerecht werden zu können, braucht 

die Caritas ein größtmögliches Faktenwissen darüber, wie sich die 

Bevölkerungs- und Sozialstruktur wo verändert. Der Wandel spielt 

sich keinesfalls gleichmäßig über das Land verteilt ab. In der oben 

genannten Studie wurden die Auswirkungen des demographischen 

Wandels auf drei wesentliche Arbeitsbereiche der Caritas untersucht: 

Altenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe und Migration / Integration. Wir 

konzentrieren uns hier auf den Bereich Altenhilfe, da diese angesichts 

der zunehmenden Überalterung unserer Gesellschaft besonders im 

Fokus der Öffentlichkeit steht.

Aus statistischen Daten auf Kreisebene wurden für die Altenhilfe die 

regional unterschiedlichen Problemlagen und zukünftigen Heraus-

forderungen dargestellt. Auf dieser Basis wurden Leitfragen und 

Handlungsempfehlungen für die Caritas herausgearbeitet. Es wurden 

Landkreise, die sich hinsichtlich bestimmter statistischer Indika-

toren (Anteil Hochaltriger und Pflegeheimangebot, Anteil Älterer 

und ambulante Pflege, Altenabwanderung, Altenzuwanderung, 

Erreichbarkeit von Mittelzentren, Gewicht stationäre Pflege/ Pflege-

geldempfänger) ähnlich verhalten, zusammengefasst. So entstanden 

vier Cluster.

In das Cluster 1 „Stark alternde Kreise mit ausgedehnter stationärer 

Pflege“ fallen sowohl westdeutsche kreisfreie Städte wie auch Land-

kreise (insgesamt 72), die sich durch einen hohen Anteil älterer 

Menschen auszeichnen. Diese Kreise sind breit in Westdeutschland 

gestreut, auffällig ist aber, dass weite Teile Schleswig-Holsteins und 

ein nicht unerheblicher Teil Niedersachsens dazu gehören. 

• hohe Anteile Älterer

• positive Altenzuwanderung

• hohes Angebot an Pflegeheimplätzen und Pflegepersonal

• hoher Anteil Pflegebedürftiger in stationärer Pflege

Zusammengefasst: Hoher Pflegebedarf bei gut entwickelter Infra-

struktur für stationäre Pflege

2 Quelle für die demographischen Fakten: Studie des Berlin-Instituts für Bevölkerung und 
Entwicklung im Auftrag des DCV, 2015.

Das Cluster 2 „Alterndes und schrumpfendes Ostdeutschland“ ver-

eint die Mehrheit der ostdeutschen Kreise (ohne Berlin). Hier leben 

knapp 12 Millionen Menschen in 70 Kreisen.

• hoher Anteil Älterer und Hochaltriger 

• steigende Abhängigenquote der Älteren, dabei wird die Zahl 

der mindestens 65-Jährigen auf die Anzahl der Erwerbstätigen 

bezogen

• hoher Anteil Pflegebedürftiger insgesamt und in ambulanter 

Pflege

• geringe Bevölkerungsdichte

• schwache Wirtschaftslage

Zusammengefasst: Hoher Pflegebedarf bei vergleichsweise stärke-

rer Abwanderung jüngerer Menschen, wodurch die bisher gut ent-

wickelte ambulante Pflege über Angehörige erheblich unter Druck 

gerät. Menschen mit Migrationshintergrund spielen eine sehr unter-

geordnete Rolle.

Im Cluster 3 „Junge, urbane Zentren mit wachsendem Anteil älterer 

Migranten“ finden sich die westdeutschen Großstädte, viele der kreis-

freien Städte und Berlin wieder. 

Hier leben in 80 Kreisen knapp 27 Millionen Menschen. 

• junge Altersstruktur der Bevölkerung

• geringer Anteil Pflegebedürftiger

• hohes Angebot professioneller Pflege

• hoher Anteil älterer mit Migrationshintergrund

Zusammengefasst: Hier liegen vergleichsweise günstige Rahmenbe-

dingungen vor. 

Im Cluster 4 „Alternde Landkreise im Westen” finden sich vor 

allem Landkreise im Westen, auf die ein sehr großer Flächenanteil 

in Westdeutschland entfällt. Einige wenige ostdeutsche Landkreise 

fallen ebenfalls in dieses Cluster. Auf dieses Cluster entfällt mit 

knapp 34 Mio Menschen der größte Bevölkerungsanteil unter den 

Clustern. 

• noch wenig Ältere und Pflegebedürftige, aber stark wachsende 

Anteile

• hoher Anteil familiäre Pflege 
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Zusammengefasst: Der Familie kommt noch eine große Bedeutung 

bei der Bewerkstelligung der Pflege zu. Der stark ansteigende Pflege-

bedarf in den kommenden Jahren wird aber auch hier neue Heraus-

forderungen an die Pflegeinfrastruktur stellen.

Die Entwicklung der Cluster kann wie folgt beschrieben werden. 

Demnach wird im Cluster „Alterndes und schrumpfendes Ost-

deutschland“ die Gesamtbevölkerung deutlich schrumpfen, während 

die Zahl der älteren Menschen am stärksten ansteigen wird. Diese 

Kreise haben damit eine deutlich schnellere und stärkere Alterung zu 

erwarten als jene in den anderen Clustern. Im Schnitt wird dort 2030 

nahezu jeder zweite Einwohner 60 Jahre oder älter sein (44 Prozent).

Die negative Entwicklung in Ostdeutschland wird durch die Zu- 

und Abwanderungsbewegungen noch verstärkt. Hier dominiert die 

Abwanderung. Dafür ziehen aber im Schnitt mehr über 64-Jährige 

in diese Kreise als fortziehen. Dies beschleunigt die Alterung der 

Bevölkerung in vielen ostdeutschen Kreisen. Im Cluster 3 „Junge, 

urbane Zentren mit wachsendem Anteil älterer Migranten“ dagegen 

ist der Gesamtwanderungssaldo relativ hoch, während der Alterswan-

derungssaldo als einziger negativ ausfällt. Diese Kreise gewinnen also 

viele jüngere Menschen und verlieren die Älteren. Setzen sich diese 

Trends fort, wird sich die Schere der Altersstruktur zwischen den 

Regionen weiter öffnen. 

Wichtig für die Ableitung des Handlungsbedarfs ist auch die Frage, auf 

welche Weise die Pflege älterer Menschen momentan erfolgt. In allen 

Clustern ist der Anteil derjenigen, die im familiären Um feld versorgt 

werden, am größten, doch nur im Cluster 4 „Alternde Landkreise 

im Westen“ liegt er bei 50 Prozent und dominiert damit. Im Cluster 

1 „Stark alternde Kreise mit ausgedehnter stationärer Pflege“ findet 

sich dagegen der größte Anteil an Pflegebedürftigen, die stationär 

versorgt werden. Und im Cluster 2 „Alterndes und schrumpfendes 

Ostdeutschland“ ist der Anteil der ambulanten Pflege auffällig groß. 

Diese Analyse kann allerdings keine Aussage über die Kombination 

von verschiedenen Pflegesystemen machen.

Wenn das bestehende Angebot in Beziehung gesetzt wird zur Anzahl 

der pflegedürftigen Menschen, lassen sich Aussagen zum Versor-

gungsgrad machen. 

Der Anteil der Pflegebedürftigen im Verhältnis zur Einwohnerzahl 

liegt im Cluster 2 „Alterndes und schrumpfendes Ostdeutschland“ 

deutlich höher als in den westdeutsch geprägten Clustern. Dennoch 

ist die Versorgungslage in den Kreisen Ostdeutschlands eher dürftig. 

Erschwerend kommt hier hinzu, dass ostdeutsche Landkreise häufig 

sehr groß und dünn besiedelt sind, so dass die Versorgung der Pflege-

bedürftigen über eine weite Distanz erfolgen muss. Am besten sieht 

die Versorgungslage in den Kreisen des Clusters 1 „Stark alternde 

Kreise mit ausgedehnter stationärer Pflege“ aus.

Auf Basis der Faktenlage wurden Leitfragen und Handlungs-

empfehlungen für die Caritas herausgearbeitet, die sich auf die einzel-

nen Cluster und deren speziellen Herausforderungen beziehen.

Handlungsempfehlungen 1: Entwicklung einer altersfreundlichen 

Infrastruktur (alle Cluster)

Der Anteil der älteren und hochaltrigen Menschen wird in allen 

Clustern weiterwachsen und somit auch die Bedarfe an eine 

altersfreundliche Infrastruktur. Es fehlt an barrierefreiem Wohnraum, 

problematisch ist auch die nicht ausreichende Barrierefreiheit des 

öffentlichen Raums. Hinzu kommt eine erschwerte Mobilität (Trans-

port zum Arzt, zur Tagespflege etc.) im ländlichen Raum. 

Handlungsempfehlungen: 

• Der rasche Ausbau einer altersfreundlichen Infrastruktur, aber 

auch einer altersfreundlichen kommunalen Verwaltung, ist 

wesentlich.

• Die Caritasorganisationen prüfen, ob die relativ starke Nutzung 

der stationären Pflege in diesen Kreisen mit einem Mangel an 

ambulanten Angeboten zusammenhängt und bauen diese gege-

benenfalls weiter aus.

• Generell wird durch die Alterung die Nachfrage nach Pflege-

leistungen (ambulant und stationär) steigen. Die Caritas muss 

sich darauf einstellen, neue Angebote zu schaffen, die an dem 

tatsächlichen Bedarf ausgerichtet sind. 

• Die Versorgung hochaltriger Menschen im ländlichen Raum 

stellt eine besondere Herausforderung dar und erfordert spe-

zielle Konzepte für Hochaltrigkeit im ländlichen Umfeld.

• Um Menschen möglichst lange ein eigenständiges Wohnen zu 

ermöglichen, braucht es entsprechende Beratungsangebote 

zum Wohnen im Alter. Dazu gehören Auskünfte zu einfachen 

technischen Hilfsmitteln im Alltag bis hin zu Finanzierungs-

möglichkeiten eines altersgerechten Umbaus.

• Die Kreise müssen dafür sorgen, dass auch die finanzschwachen 

älteren Menschen Zugang zu den Versorgungs- und Beteili-

gungsangeboten haben. Caritasorganisationen können dabei 

beratend tätig werden. Gegenüber den Kreisen und Kommunen 

können Caritasvertreter die Zugangsschwierigkeiten für benach-

teiligte ältere Menschen darstellen und Lösungsmöglichkeiten 

aufzeigen. Da gerade bei benachteiligten älteren Menschen die 

Mobilität eingeschränkt ist, sind hier der Ausbau wohnortnaher 

Angebote und die Vernetzung im Sozialraum besonders gebo-

ten.

Handlungsempfehlungen 2: Aufrechterhaltung der Grundver-

sorgung in besonders stark vom demographischen Wandel betrof-

fenen Regionen und hier insbesondere Ostdeutschland (Cluster 2)

Ein hoher Anteil der Pflegebedürftigen wird hier derzeit durch Ange-

hörige und durch ambulante Pflegedienste im häuslichen Umfeld 
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versorgt. Doch die steigende Zahl der Pflegebedürftigen zusammen 

mit einer sinkenden Bevölkerungsdichte wird die ambulante Pflege 

vor logistische und finanzielle Herausforderungen stellen. Gleich-

zeitig wird durch die Abwanderung jüngerer Menschen der Anteil 

jener Pflegebedürftigen sinken, die in der Familie versorgt werden.

Handlungsempfehlungen:

• Gerade ältere Menschen, deren Mobilität eingeschränkt ist, 

können Schwierigkeiten bekommen, die Angebote der Daseins-

grundversorgung zu erreichen. Die Caritasvertreter prüfen hin-

sichtlich ihrer eigenen Dienstleistungen, welche sie als mobile 

Angebote weiter ausbauen kann. 

• Caritasexperten empfehlen, Angebote aus den Standorten her-

aus zu entwickeln. Sie empfehlen eine Erweiterung der Leistun-

gen im Bereich ambulantes betreutes Wohnen und einen Ausbau 

der Versorgung zu Hause. 

• Da den ambulanten Diensten in diesen Regionen eine besondere 

Bedeutung zukommt, sollte die Kooperation mit Wohnbau-

unternehmen geprüft werden. Es könnten innovative Konzepte 

entwickelt werden, die es älteren Menschen ermöglichen, länger 

in ihrer gewohnten Umgebung zu wohnen, was wiederum ein 

Vorteil für die Wohnbauunternehmen wäre.

• Auch der Umzug in besser versorgte Regionen sollte als mögli-

che Strategie berücksichtigt werden. Ältere Menschen brauchen 

bei der Wohnungssuche und bei Aufgabe / Verkauf des bisheri-

gen Heimes oft ebenfalls Unterstützung. Hier könnte die Caritas-

organisationen mit Kooperationspartnern oder mit Hilfe von 

Freiwilligen unterstützend tätig werden. 

• Generell stellt sich die Frage, ob Mittelzentren nicht verstärkt 

Versorgungsfunktionen für das Umland übernehmen können. 

Hier können die Caritasvertreter mit den Kreisen und Kom-

munen sowie mit der betroffenen Bevölkerung einen Prozess 

initi ieren, diesen Ansatz für verschiedene Regionen konkret zu 

prüfen und gegebenenfalls umzusetzen.

• Zudem braucht es dringend neue Strukturen und Netzwerke, um 

die gesamte Versorgung der Bevölkerung in diesen Kreisen zu 

gewährleisten. 

• In vielen ostdeutschen Kreisen werden schon heute neue 

Modelle in der Grundversorgung mit medizinischen Leis-

tungen und in der Pflege ausprobiert. Zum einen gilt es, dass 

mobile Versorgungsdienste gefördert werden, wie z.B. mobile 

Arzt praxen, Gemeindeschwestern, aber auch der Ausbau von 

Kompeten zzentren zur ganzheitlichen Gesundheitsvorsorge 

sollten ausgebaut werden. Hier kann die Caritas im Austausch 

mit den Kommunen darauf hinwirken, dass solche neuen Ideen 

ausprobiert und umgesetzt werden. 

Handlungsempfehlungen 3: Berücksichtigung der Anforder ungen 

von Pflegebedürftigen mit Migrationshintergrund (vor allem 

Anforderung an Cluster 3)

Der Anteil der älteren Menschen mit Migrationshintergrund ist 

relativ hoch und wird zukünftig weiter steigen. Sie haben im Alter 

einen besonderen Unterstützungsbedarf.

Handlungsempfehlungen:

• Gerade in den Städten finden sich viele noch „junge“ Alte, die 

sich gerne auch nach Beendigung ihrer beruflichen Tätigkeiten 

für die Gesellschaft engagieren möchten. Sie bieten eine gute 

Ressource an Ehrenamtlichen, die Migranten dabei unterstützen 

könnten, sich bei Fragen zu Pflege, Gesundheit oder Versorgung 

zurechtzufinden. Die Caritasorganisationen können hierzu die 

geeignete Schnittstelle bereitstellen.

• Grundsätzlich ist hier ein sozialraumorientierter Ansatz emp-

fehlenswert, der die Ressourcen im Quartier einbezieht, die 

Zusammenarbeit mit Migrantennetzwerken sowie mit dem 

Fachbereich Migration / Integration ist für die Arbeit für und 

mit älteren Migranten besonders wichtig.

• Dienst und Einrichtungen der Caritas öffnen sich interkulturell, 

um die spezifischen Belange von älteren Menschen mit Migrati-

onshintergrund auch erfüllen zu können. 

Handlungsempfehlung 4: Unterstützung pflegender Angehöriger 

(Anforderung an alle Cluster)

Viele Familien versuchen die Pflege von Angehörigen im eigenen 

Haushalt zu organisieren und gehen dabei teilweise bis an die Gren-

zen ihrer Belastbarkeit.

Handlungsempfehlungen:

• Die Caritasorganisationen bauen in diesen Kreisen besonders 

Unterstützungsangebote für pflegende Angehörige auf. Aus-

tauschmöglichkeiten, unkomplizierte temporäre Entlastungs-

angebote und die Förderung einer Anerkennungskultur für die 

erbrachten Leistungen sind nur einige Optionen. 

• Es werden Pflegekurse für pflegende Angehörige angeboten. Die 

Ausbildung von Demenzberater(innen) ist eine weitere Mög-

lichkeit.3

• Unsere Expert(inn)en empfehlen die Schaffung flächende-

ckender Pflegestützpunkte, die einheitlich organisiert werden.

• Entlastung von Angehörigen durch Sicherung der häusli-

chen Versorgung, so lange, als möglich durch Kooperationen, 

sektoren übergreifende Angebotsvielfalt, die den sich verän-

dernden pflegerischen Bedarfen gerecht werden: ambulant –  

teilstationär – vollstationär.

3 Diese sind in der Regel ehrenamtlich tätig und bieten Demenzkranken und ihren Ange-
hörigen Unterstützung sowie kompetente Begleitung bei allen Fragen rund um das Thema 
Demenz.
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Veränderungen der Altersstruktur – Folgen für die Generationen-
„gerechtigkeit“          
Zusammenfassung des Vortrags von Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen

In seinem Vortrag befasst sich Prof. Dr. Raffelhüschen1 mit der fiska-

lischen Nachhaltigkeit des Staatshaushaltes. Um diese zu berechnen, 

nutzt er die Methode der Generationenbilanzierung. In dem ersten 

Teil seines Vortrags präsentiert er verschiedene mögliche Szenarien, 

wie sich der Flüchtlingszustrom auf die fiskalische Nachhaltigkeit 

auswirken könnte.2 In einem zweiten Teil  geht er auf die Zukunft 

der Sozialversicherungssysteme in Deutschland ein und betrachtet 

die fiskalische Nachhaltigkeit der Gesetzlichen Rentenversicherung, 

der Gesetzlichen Krankenversicherung und der Sozialen Pflege-

versicherung. 

Die Methode: Generationenbilanzierung

Die Generationenbilanzierung ist ein statistisches Maß, das die fis-

kalische Nachhaltigkeit eines Staatshaushaltes misst. Dafür werden 

alle zukünftigen Zahlungen an den Staat der heute lebenden Genera-

tionen aufsummiert und mit den Leistungen, die diese Genera-

tionen in der Zukunft vom Staat erhalten werden, verrechnet. Aus 

dem Vergleich der Ein- und Ausgaben wird die Nettosteuerlast der 

Genera tionen bestimmt. Von einer Nachhaltigkeitslücke wird dann 

gesprochen, wenn die Nettosteuerzahlungen der heutigen und 

zukünftigen Generationen nicht dazu ausreichen, um die heute 

bestehenden Staatsschulden zu begleichen. Die Nachhaltigkeitslücke 

(tatsächliche Staatsverschuldung) setzt sich aus der expliziten Staats-

verschuldung (den ausgewiesenen Staatsschulden) und der impli ziten 

Staatsverschuldung, bestehend aus den zukünftigen Ansprüchen der 

Generationen an den Staat, zusammen (Moog, Raffelhüschen, 2016). 

Bei einer negativen Nettosteuerlast, wie dies in Deutschland der Fall 

ist, müssten daher die Staatsausgaben gesenkt und/oder die Ein-

nahmen erhöht werden, um die Nachhaltigkeit der Fiskalpolitik zu 

gewährleisten.

Um mittels Generationenbilanzierung die tatsächliche Verschuldung 

des Staates zu messen, müssen Projektionen über die Entwicklung der 

öffentlichen Finanzen erstellt werden. In diese Vorausberechnungen 

gehen die wirtschaftlichen und fiskalischen Rahmenbedingungen mit 

ein. Im Mittelpunkt stehen jedoch darüber hinaus die Projektionen 

über die demographische Entwicklung (Moog, Raffelhüschen, 2015). 

1 Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen ist Professor an der Universität Freiburg und hielt diesen 
Vortrag am 14.12.2016.
2 Die Ergebnisse der Berechnung der fiskalischen Kosten der Zuwanderung wurden in 
Moog, Raffelhüschen (2016) dargestellt. Die Veröffentlichung dient auch als Grundlage 
dieser Zusammenfassung.

Dazu gehören sowohl Annahmen hinsichtlich der Fertilität und Mor-

talität3 als auch Annahmen über die Wanderung.

Fiskalische Kosten der Flüchtlingskrise

Um die Auswirkungen der Zuwanderung auf die fiskalische Nachhal-

tigkeit zu prognostizieren, müssen zunächst Annahmen über die Ent-

wicklung der Außenwanderung getroffen werden. In Abbildung 1 sind 

zwei verschiedene Annahmen dargestellt. Zum einen eine Annahme 

mit einem gemäßigten Wanderungssaldo, das im weiteren Verlauf als 

Grundlage für das Basisszenario und das Szenario „Qualifikationsdi-

vergenz“ dient. Zum anderen eine Annahme, die von einer verstärk-

ten Zuwanderung zwischen 2015 und 2018 ausgeht und die Basis 

für das Szenario „Flüchtlingswelle“ bildet. Die Flüchtlingswelle wird 

insgesamt auf 2 Millionen Personen beziffert (Moog, Raffelhüschen, 

2016). Langfristig wird bei beiden Annahmen von einem jährlichen 

Wanderungssaldo von 150 000 Personen ausgegangen. 

Abbildung 1: Annahme zur künftigen Entwicklung der Außen-

wanderung, 1950-2060

Quelle: Moog, Raffelhüschen (2016)

Die Annahmen über die Migration bilden die Basis, um mittels 

Generationenbilanzierung die fiskalischen Kosten der Zuwanderung 

zu prognostizieren. Zusätzlich zu den Annahmen über das Ausmaß 

der Zuwanderung werden noch weitere unterschiedliche Annahmen 

beispielsweise bzgl. der Integrationsgeschwindigkeit und Bildung 

der Einwanderer getroffen, die dann die Grundlagen für die vier 

im Folgenden erläuterten Szenarien bilden (Basisszenario, Szena-

rio „Qualifikationsdivergenz“, Szenario „Flüchtlingswelle“, Szenario 

„Einwanderungsgesetz“).  

Im Basisszenario werden Inländer deutscher und ausländischer 

Natio nalität identisch behandelt. Es wird somit angenommen, dass es 

keine Unterschiede bzgl. der Nettosteuerzahlungen zwischen diesen 

beiden Gruppen gibt. Die Arbeitsmarktintegration der Zuwanderer 

erfordert daher bspw. keine Übergangszeiten und die Zuwanderer 

entsprechen dem Bevölkerungsdurchschnitt. Die durchschnittlichen 

tatsächlichen Nettosteuerzahlungen sind in Abbildung 2 dargestellt. 

3 Die Annahmen über die Entwicklung der Fertilität und Mortalität beruhen auf der 13. 
koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamts (2015).

Sandra Hannappel

Institut für Wirtschaftspolitik an der 
Universität zu Köln
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Diese verdeutlicht, dass sich die Profile der Deutschen und Aus länder 

im Jahr 2013 entgegen der im Basisszenario getroffenen Annahme 

unterschieden haben. Wie erwartet zeigt die Abbildung darüber hin-

aus, dass die durchschnittlichen Nettosteuerzahlungen etwa bis zum 

25. Lebensjahr negativ sind, danach in den positiven Bereich überge-

hen und ab dem 60. Lebensjahr stark abfallen.

In einem nächsten Schritt wird nun die fiskalische Nachhaltigkeit 

im Basisszenario berechnet. Abbildung 3 verdeutlicht, dass sich die 

Nachhaltigkeitslücke im Basisszenario auf 237,6% des Bruttoinlands-

produkts (BIP) beläuft. Diese setzt sich zusammen aus einer explizi-

ten Staatsschuld von 77,1% und einer impliziten Staatsschuld in Höhe 

von 160,5% des BIP. Um diese Nachhaltigkeitslücke zu schließen, 

müssten bei gleich bleibenden Ausgaben alle Steuern und Abgaben 

um 11,7% erhöht werden. 

Abbildung 2: Nettosteuerzahlungen nach Alter und Nationalität im 

Jahr 2013

Quelle: Moog, Raffelhüschen (2016)

Da jedoch davon auszugehen ist, dass zukünftige Einwanderer z. B. 

anders qualifiziert sind als die inländische Bevölkerung und die Inte-

gration in den Arbeitsmarkt Zeit kostet, ist die Prognose des Basissze-

narios vermutlich sehr optimistisch. Daher werden in dem Szenario 

„Qualifikationsdivergenzen“ unterschiedliche Qualifikationsniveaus 

von einheimischer Bevölkerung und Zuwanderern angenommen. 

Dies ist relevant, da ein höheres Qualifikationsniveau zu einem höhe-

ren Einkommen und somit auch zu höheren Steuer- und Beitrags-

zahlungen führt. Zusätzlich wird davon ausgegangen, dass eine 

vollständige Integration in den Arbeitsmarkt durchschnittlich 6 Jahre 

dauert. Nimmt man diese Annahmen als Grundlage, erhöht sich die 

Nachhaltigkeitslücke im Vergleich zum Basisszenario um 37,8% auf 

275,4% des BIP. Die Abgaben müssten somit c. p. um 13,9% erhöht 

werden, um eine nachhaltige Fiskalpolitik zu erreichen.

In einem dritten Szenario betrachtet Prof. Raffelhüschen die langfris-

tigen Kosten der erhöhten Flüchtlingswelle. Auch in diesem Szenario 

wird von unterschiedlichen Nettosteuerzahlungen von Einhei mischen 

und in Deutschland lebenden Ausländern ausgegangen. Die ver-

stärkte Zuwanderung zwischen 2015 und 2018 führt dazu, dass die 

Nachhaltigkeitslücke auf 307,3% des BIP ansteigt, woraus sich eine 

durchschnittliche Abgabenerhöhung von 15,4% ableitet. Die erhöhte 

Zuwanderung von 2 Millionen Menschen führt somit nicht zu einer 

fiskalischen Dividende, sondern zu einem Anstieg der Nachhaltig-

keitslücke um 31, 9% des BIP. Das entspricht ca. 900 Mrd. Euro. 

Abbildung 3: Langfristige Kosten der Zuwanderung – Nachhaltig-

keitslücke und notwendige Abgabenerhöhung

Anmerkungen: Die Nachhaltigkeitslücke im Szenario „Flüchtlingswelle“ 

beträgt 307,3%. Die Beschriftung von 207,3% ist fehlerhaft.

Quelle: Moog, Raffelhüschen (2016)

Zusätzlich zu diesen drei Szenarien wird noch das Szenario „Ein-

wanderungsgesetz“ berücksichtigt. Dabei wird von einer gesteu-

erten Einwanderungspolitik ausgegangen, die im Gegensatz zu der 

ungesteuerten Einwanderung zu einer fiskalischen Dividende der 

Zuwanderung führen könnte (Moog, Raffelhüschen, 2016). Die 

Nachhaltig keitslücke könnte dadurch von 237,6% des BIP auf 217,9% 

des BIP sinken. 

Die Zukunft der Sozialversicherungssysteme in Deutsch-

land 

Im zweiten Teil des Vortrags beschäftigt sich Prof. Dr. Raffelhüschen 

mit der fiskalischen Nachhaltigkeit der sozialen Sicherungssysteme, 

welche insbesondere durch den demographischen Wandel unter 

Druck geraten sind. Um die Nachhaltigkeit der Sicherungs sys-

teme zu untersuchen, wird die Generationenbilanzierung für die 

einzelnen Bereiche der sozialen Sicherung durchgeführt. Wie bei 

der Untersuchung der fiskalischen Kosten der Zuwanderungen wird 

auch hier mit unterschiedlichen Szenarien gearbeitet. Dabei werden 

die demographischen Faktoren konstant gehalten und verstärkt die 

politischen und sozialen Rahmenbedingungen betrachtet. 

Gesetzliche Rentenversicherung

Zunächst wird die fiskalische Nachhaltigkeit der Gesetzlichen Renten-

versicherung analysiert. Im Basisszenario ergibt sich dabei für 2014 

eine Nachhaltigkeitslücke von 107,4% des BIP. Um eine fiskalische 

Nachhaltigkeit zu erreichen muss daher entweder der Rentenbeitrag 

steigen oder das Bruttorentenniveau sinken. Wenn das Bruttorenten-

niveau beibehalten werden soll, müsste der Rentenbeitrag von knapp 

19% im Jahr 2012/13 auf über 25% im Jahr 2060 ansteigen. Im Gegen-

satz dazu müsste bei konstantem Beitrag die Bruttorente von ca. 47% 

im Jahr 2012/13 auf ca. 36% fallen. In der Folge würden sich somit 

Probleme bei der Sicherung des Lebensstandards ergeben. Insbeson-

dere, da die Bruttorente in Zukunft deutlich stärker versteuert wird. 

Um ein Nettorentenniveau von 70% zu erzielen, ist es daher empfeh-

lenswert, etwa 5 bis 7% des Bruttoeinkommens zu sparen. Dabei sollte 
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man bei der privaten Altersvorsorge darauf achten, immer einen Mix 

von Aktien, Immobilien und (Staats-?)Anleihen zu nutzen. Gemäß 

dem Motto: „Lege nicht alle Eier in einen Korb.“

Gesetzliche Krankenversicherung

Auch bei der Gesetzlichen Krankenversicherung ist die Nachhaltig-

keitslücke beachtlich. Im Status Quo beträgt sie 70,3% des BIP. Da 

jedoch davon auszugehen ist, dass die Ausgaben durch den techni-

schen Fortschritt weiter steigen werden, könnte sich die Tragfähig-

keitslücke auf 192,4% des BIP erhöhen. Im Status quo müsste daher 

der Beitragssatz von ca. 15% im Jahr 2012 auf 20% im Jahr 2050 anstei-

gen. Unter Berücksichtigung des technischen Fortschritts müsste der 

Beitragssatz sogar bis auf 28% im Jahr 2050 ansteigen, um die Tragfä-

higkeit des Systems zu erhalten.

Herr Raffelhüschen weist darauf hin, dass die Politik bisher wenig 

unternimmt, um die Nachhaltigkeit der Gesetzlichen Krankenver-

sicherungen zu erhöhen und dass die Maßnahmen, die implementiert 

worden sind, nicht die richtigen waren. Als Orientierung sollten die 

Empfehlungen der Freiburger Agenda genutzt werden, die folgende 

vier Komponenten umschließt:

1. Einführung einer sozial abgefederten Gesundheitsprämie

2. Vermeidung eines zusätzlichen Kostendrucks im stationären 

Bereich durch ordnungs- und wettbewerbspolitische Maßnah-

men

3. Einführung eines Selbstbehalts von 800 bis 1.000 Euro p. a. für 

ambulante Leistungen und Medikamente 

4. Ausgliederung der zahnmedizinischen Leistungen

Soziale Pflegeversicherung

Wie die Gesetzliche Rentenversicherung und die Gesetzliche Kran-

kenversicherung weist auch die Soziale Pflegeversicherung eine starke 

Nachhaltigkeitslücke auf. Während diese im Szenario „Status quo“ nur 

37,6% beträgt, steigt die Nachhaltigkeitslücke unter Berücksichtigung 

der Personalintensität der Leistungen (Kostendruck) auf 67,4% an. 

Das Problem verschärft sich noch einmal, wenn man davon ausgeht, 

dass die relative Inanspruchnahme von stationärer Pflege ansteigt 

(Häcker, Raffelhüschen, 2007). Bei dem sogenannten Heimsog-Effekt 

steigt die Nachhaltigkeitslücke auf 80,4% an. Im Szenario „Status quo“ 

müsste der Beitragssatz der sozialen Pflegeversicherung daher, ausge-

hend von einem Satz von ca. 2% im Jahr 2012, um knapp 3% anstei-

gen, um die Tragfähigkeit zu gewährleisten.

Fazit 

Die Methode der Generationenbilanzierung offenbart die fiskalischen 

Kosten der Flüchtlingswelle. Wie die Betrachtung der fiskalischen 

Nachhaltigkeit zeigt, ist nicht gesteuerte Zuwanderung mit erheb-

lichen Kosten verbunden. Eine gesteuerte Zuwanderung hingegen 

könnte zu einer fiskalischen Dividende führen.

Die Sozialversicherungssysteme in Deutschland sind noch nicht auf 

den demographischen Wandel vorbereitet. Weder die Gesetzliche 

Rentenversicherung, noch die Gesetzliche Krankenversicherung oder 

die Soziale Pflegeversicherung sind im Status quo fiskalisch nachhal-

tig. Wie stark die Nachhaltigkeitslücken jedoch tatsächlich sind, lässt 

sich nicht genau vorhersagen und hängt von einigen Faktoren ab. 

Ein Teil dieser Unsicherheiten wird versucht durch die Darstellung 

unterschiedlicher Szenarien aufzufangen. Aufgrund der schlechten 

Tragfähigkeit der Gesetzlichen Rentenversicherung und der dadurch 

drohenden Verschlechterung des Lebensstandards im Alter, sollte 

man insbesondere über Maßnahmen zur privaten Altersvorsorge 

nachdenken. 
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Gutachten des Sachverständigenrats
Das Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität zu Köln lädt 
jedes Jahr im Winter den Vorsitzenden des Sachverständigenrats 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ein, 
um das Jahresgutachten nach dem Erscheinen an der Universität 
zu Köln vorzustellen. Der Sachverständigenrat ist das bekannteste 

Gremium der ökonomischen Politikberatung in Deutschland. In 
den Jahresgutachten analysieren die Ratsmitglieder die zentralen 
wirtschaftspolitischen Themen aus ökonomischer Sicht und leiten 
daraus Handlungsempfehlungen ab. Im Anschluss an den Vortrag 
stellt sich der Vorsitzende den interessierten Fragen des Publikums.

Weitere Veranstaltungen des iwp

Kölner Wirtschaftspolitischer Dialog:
Praxis trifft Wissenschaft
Das Institut für Wirtschaftspolitik an der Universität zu Köln orga-
nisiert eine Veranstaltungsreihe zur Mittagszeit, die den Namen 
„Kölner wirtschaftspolitischer Dialog: Praxis trifft Wissenschaft“ 
trägt. Das iwp beabsichtigt mit diesen Veranstaltungen einen 
frucht baren Austausch zwischen Praxis und universitärer Wissen-
schaft zu befördern und Themen sachgerecht in überschaubarer 
Runde zu diskutieren. Die Veranstaltung richtet sich an ein Publi-
kum von Verbandsvertretern, Unternehmern und Behördenmit-

arbeitern, ausgesuchten fortgeschrittenen Studenten, Lehrern und 
andere Multiplikatoren. Themen der bisherigen elf Veranstaltungen 
waren unter anderem: „Einbettung der deutschen Energiewende 
in die europäische Energie- und Klimapolitik“, „Die Verantwortung 
der Forschung“, „Auswirkungen der Niedrigzinsen auf das Versiche-
rungswesen“, „Bezahlbarer Wohnraum in NRW“, „Die Auswirkungen 
der Zuwanderung auf den Arbeitsmarkt“.
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Demographischer Wandel:      
Kapitalrenditen, Löhne und Verteilungswirkungen

1. Einleitung 

Im Nachgang der Finanz- und Wirtschaftskrise beobachten wir der-

zeit sehr niedrige Renditen im „sicheren“ Anlagebereich auf dem 

Geldmarkt und für Staatsanleihen. In der Europäischen Union liegt 

die reale Rendite auf dem Geldmarkt – die Differenz zwischen dem 

Tagesgeldzins auf Basis von EONIA1 und der Inflationsrate – etwa 

seit Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/9 im negativen 

Bereich. Gleichzeitig sind Aktienkurse massiv gestiegen und zeichnen 

sich seit Beginn 2015 durch eine Seitwärtsbewegung aus. Die Ursa-

chen für diese Entwicklung sind teilweise bekannt: Niedrige Zinssätze 

aufgrund einer expansiven Geldpolitik gepaart mit hoher Unsicher-

heit an den Märkten reduzieren die Auswahl attraktiver Kapital-

anlagemöglichkeiten erheblich. Doch wie wird sich die langfristige 

Entwicklung gestalten, wenn oder falls die Wirkungen der jüngsten 

Finanz- und Wirtschaftskrise nachlassen? Gibt es einen langfristigen 

Trend? Spiegelt sich dieser Trend etwa bereits heute in den niedrigen 

Renditen wider? 

Vor mehr als einem Jahrzehnt, also bereits einige Jahre vor der 

jüngsten Finanz- und Wirtschaftskrise, wurde wiederholt die soge-

nannte „Asset Market Meltdown“-Hypothese postuliert. Nach dieser 

Hypothese würden in den dreißiger Jahren dieses Jahrhunderts die 

Kapitalrenditen stark sinken, wenn die „Babyboomer“-Generation in 

den Ruhestand gehe und infolgedessen Kapital aus dem Wertpapier-

markt abziehe. Heute wird eine ähnliche Debatte unter dem Stichwort 

„säkulare Stagnation“ geführt (Summers 2014, Teulings and Baldwin 

2014). Danach bestehe die Gefahr, dass die nächsten Jahrzehnte durch 

niedrige Wachstumsraten geprägt sein und negative Realzinsen gar 

zur Normalität werden könnten. Der Ausdruck „säkulare Stagnation“ 

geht auf Hansen (1938) zurück, der damit im Nachgang der Welt-

wirtschaftskrise vermutete, dass Wachstumsraten infolge anhaltend 

geringer Investitionsgüternachfrage auch langfristig sehr niedrig sein 

könnten. Der Begriff wird demnach in Abgrenzung zu einer tempo-

rären Reduktion des Wachstums im Zuge einer Rezession verwendet. 

Dieser Beitrag geht der Frage nach, inwiefern die demographische 

Entwicklung für eine solche Stagnation verantwortlich ist. 

1 Euro Over Night Index Average.

Durch demographische Entwicklungen entstehen zwei Effekte. Zum 

einen sinkt die Investitionsnachfrage, da in einer alternden Gesell-

schaft weniger Arbeitskräfte zur Verfügung stehen und weniger 

Güter produziert werden. Dies wird die Wachstumsraten redu-

zieren. Prognosen gehen davon aus, dass die Trendwachstumsrate 

des Pro-Kopf-Einkommens von real 1,5 Prozent jährlich bis zum Jahr 

2030 um ca. 0,5-0,8 Prozentpunkte auf 0,7 bis 1,0 Prozent zurück-

gehen werde. Zum anderen besteht aufgrund der steigenden Lebens-

erwartung und wegen des Rückgangs der Renteneinkommen relativ 

zu den Lohneinkommen2 in vielen Industrienationen ein Überan-

gebot an Ersparnis. Folglich trifft ein hohes Kapitalangebot auf eine 

relativ niedrige Nachfrage, was zu einem Sinken der Kapitalrenditen 

führen wird.  Ferner kann davon ausgegangen werden, dass in einer 

alternden Gesellschaft die Nachfrage nach sicheren Anlagen relativ 

steigen wird, da ältere Menschen eine Präferenz für höhere Investi-

tionen in sicheren Wertpapieren, etwa deutschen Staatsanleihen, 

haben. Dies wird die Renditen im risikofreien Bereich weiter senken. 

Eine ausschließliche Betrachtung von Wachstumsraten und Kapi-

talrenditen allein greift allerdings zu kurz. Sie unterschlägt, dass die 

Verknappung des Faktors Arbeit auch zu einer Steigerung der Brut-

tolöhne führen wird. Sofern dieser Anstieg nicht durch eine parallel 

stattfindende gravierende Anhebung der Sozialversicherungsbeiträge 

oder Steuern absorbiert wird, steigen auch die Nettolöhne. Dieses 

Zusammenspiel von niedrigeren Kapitalrenditen auf der einen 

Seite und höheren Reallöhnen auf der anderen Seite könnte die 

Einkom mensungleichheit reduzieren. Ferner ist die Betrachtung des 

Pro-Kopf-Einkommens eine Querschnittsanalyse. Für den Einzelnen 

aber ist aus ökonomischer Perspektive relevant, wie sich sein Einkom-

men über den Lebenszyklus entwickelt. Das Zusammenspiel höherer 

Löhne und niedrigerer Zinsen könnte also Wohlfahrtsgewinne für 

zukünftige Generationen bedeuten, wenn die Bruttosteigerungen 

nicht durch eine höhere Abgabenlast abgeschöpft werden. 

2. Der Ausgangspunkt: Die demographische Entwicklung

Ausgangspunkt ist die demographische Entwicklung in verschie denen 

Weltregionen. Für die demographische Entwicklung sind drei Fakto-

ren relevant: Lebenserwartung, Geburtenraten und Netto migration. 

Über die ersten beiden Größen liegen relativ gesicherte Erkenntnisse 

vor. Da die Trends in den Industrienationen sehr ähnlich, nur zeitlich 

verschoben sind, beschränkt sich die nachfolgende Analyse beispiel-

haft auf die Zahlen für Deutschland.3

Die heutige durchschnittliche Lebenserwartung liegt in Deutschland 

bei etwa 81 Jahren. Im Jahr 2050 wird sie, je Jahrzehnt um etwas mehr 

als ein Altersjahr steigend, auf ca. 86 Jahre anwachsen. 

Die Entwicklung der gesamten Fertilitätsrate – die Summe der 

lebendgeborenen Kinder in einem Jahr je Frau im gebärfähigen Alter 

– ist in Deutschland frappierend. Eine Gesamtfertilitätsrate von etwa 

2 In Deutschland etwa wird die Nettorentenhöhe, also das Verhältnis aus durchschnitt-
licher Nettorente und durchschnittlichem Nettolohneinkommen, aufgrund der jüngsten 
Reformen bis zum Jahr 2040 um etwa 15 Prozent-punkte zurückgehen.
3 Diese Prognose ist noch relativ pessimistisch, da die Lebenserwartung in den vergange-
nen Jahrzenten fast um 2 Jahre je Jahrzehnt gestiegen ist.

Prof. Dr. Alexander Ludwig

Goethe Universität Frankfurt
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2,1 würde bei konstanter Lebenserwartung und konstanter Migration 

zu einer stabilen Bevölkerung führen, da jedes Mädchen und jeder 

Junge in der nächsten Generation „ersetzt“ wird. In Deutschland 

liegt die Fertilitätsrate seit etwa 1980 (!) indes auf konstant niedrigem 

Niveau von ca. 1,4 – derzeit genau 1,36. Nach dem zweiten Weltkrieg 

fand zwar ein Aufholprozess statt – also ein Anstieg der Fertilitäts-

rate. Diese Nachkriegsgeneration wird entsprechend als Generation 

der Babyboomer bezeichnet. Um ca. 1965 trat dann aber der Baby-

Bust ein, ein deutlicher Rückgang der Fertilitätsrate also. Ob dieses 

Sinken der Fertilität die Rückkehr zu einem langfristigen Trend seit 

der Industriellen Revolution ist oder aber auf die Anti-Baby-Pille 

zurückzuführen ist, sei dahingestellt. Vieles spricht für eine Rückkehr 

zu einem langfristigen Trend.

Weniger gesicherte Erkenntnisse liegen für die zukünftige Entwick-

lung der Nettomigration vor. Die nachfolgende Analyse beleuchtet 

daher verschiedene Varianten.

Die durchschnittliche Nettomigration (netto aus Zu- und Fortzügen) 

nach Deutschland liegt für die Jahre 1960 bis 2012 bei etwa 200.000 

Menschen jährlich. Abbildung 1 zeigt den zeitlichen Verlauf. Die 

Daten beziehen sich auf den Westen Deutschlands. Der Datenpunkt 

1990 mit einer ausgewiesenen Zuwanderung von mehr als 1 Millio-

nen Menschen ist ein Artefakt, da hier die innerdeutsche Ost-West- 

Wanderung mitgezählt wurde. Interessanter ist das Jahr 1992, als die 

Nettomigration nach Deutschland bei ca. 800.000 Menschen lag. 

Diese hohe Zuwanderung geht auf den Bürgerkrieg im ehemaligen 

Jugoslawien zurück. In der Abbildung fehlen die Jahre 2014 und 2015. 

Im Jahr 2014 kamen etwa 500.000 Menschen netto nach Deutschland, 

im Jahr 2015 waren es 1,1 Millionen (basierend auf Schätzungen im 

Januar 2016). Diese Zahl ist jedoch mit großen Unsicherheiten belegt, 

da es bei der Registrierung zu Doppelzählungen gekommen sein 

könnte.  

Abbildung 1: Nettomigration

Anmerkungen: Diese Abbildung zeigt die Migration nach Deutschland seit 

1960 für Männer (male) und Frauen (female) und gesamt (total). Der Daten-

punkt 1990 beinhaltet die Ost-West-Migration zur deutschen Wiedervereini-

gung. 

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf DeStatis.

Um einen Eindruck zu gewinnen, wie sich die Nettomigration auf 

demographische Größen auswirkt, werden im Folgenden zwei Sze-

narien gerechnet. Im kontrafaktischen Basisszenario wird davon aus-

gegangen, dass die Nettomigration schon ab dem Jahr 2013 bei dem 

langfristigen Durchschnittsniveau von 200.000 Personen jährlich lie-

ge.4 Das zweite Szenario nimmt die tatsächlichen Migrationsströme 

der Jahre 2013 und 2014 an („Flüchtlingsszenario“). Aufgrund von 

Datenunsicherheiten wird in diesem Szenario ferner davon ausge-

gangen, dass zusätzlich zu den 1,1 Millionen Flüchtlingen des Jahres 

2015 weitere 200.000 Migranten nach Deutschland kamen, so dass 

die Gesamtzahl bei 1,3 Millionen Zuwanderern liege (Stand: Februar 

2016). Für die Prognose wird bis zum Jahr 2020 ferner angenommen, 

dass die Nettomigration schrittweise auf 200.000 pro Jahr zurückgeht. 

Ferner impliziert das Szenario einschließlich 2015 insgesamt 3,85 

Millionen Flüchtlinge bis einschließlich 2020. Das sind etwas mehr als 

die von der Bundesregierung im Februar 2016 prognostizierte Zahl 

von 3,6 Millionen. Damit liegt die Differenz zwischen dem „Flücht-

lingsszenario“ und dem Basisszenario bei 4,15 Millionen Menschen.

Abbildung 2: Szenarien zur jährlichen Nettomigration

Anmerkungen: Diese Abbildung zeigt zwei Szenarien zur zukünftigen Migra-

tion nach Deutschland. Das Szenario „baseline“ (Basisszenario) nimmt eine 

Umkehr der Migrationsströme im Jahr 2013 zu dem langfristigen Durchschnitt 

von 200.000 jährlichen Nettomigranten nach Deutschland an. Das zweite Sze-

nario „refugees“ („Flüchtlingsszenario“) nimmt, basierend auf Schätzungen 

auf dem Stand Februar 2016, an, dass die Gesamtzahl der Migranten nach 

Deutschland in 2015 bei 1,3 Millionen Menschen lag und geht dann von einem 

schrittweisen Rückgang aus. 

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf DeStatis.

Die Auswirkung dieser Migrationsströme auf die absolute Bevöl-

kerungszahl nach beiden Szenarien ist in Abbildung 3 zusammen-

gefasst. Demnach geht die absolute Bevölkerungszahl im Basisszenario 

bis zum Jahr 2060 auf 76 Millionen Menschen zurück. Im „Flücht-

lingsszenario“ steigt die Bevölkerung zunächst an und liegt langfristig 

in etwa auf dem heutigen Niveau.

4 Das Szenario wird als „kontrafaktisch“ bezeichnet, da ja die tatsächliche Nettomigration 
in den Jahren 2013-2015 weit höher lag.



35
INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSPOLITIK AN DER UNIVERSITÄT ZU KÖLN
DEMOGRAPHISCHER WANDEL| FAKTEN, PROGNOSEN, HERAUSFORDERUNGEN UND CHANCEN

Abbildung 3: Bevölkerungsentwicklung

Anmerkungen: Bevölkerungsentwicklung unter den in Abbildung 1 gezeigten 

Migrationsannahmen bei konstanter Geburtenrate und steigender Lebenser-

wartung. Details zu den Annahmen sind in Busch, Krueger und Ludwig (2016) 

dokumentiert. 

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf DeStatis.

Im Zuge der weiteren Analyse ist etwas bedeutender als die 

absolute Bevölkerungszahl der relative Anteil der Erwerbsbevöl-

kerung, ausgedrückt im Verhältnis der 20- bis 64-jährigen zu der 

Gesamtbevölkerung. Diese Erwerbsbevölkerungsquote ist in Abbil-

dung 4 gezeigt. Sie geht im Basisszenario ab etwa 2020 bis zum Jahr 

2040 deutlich um ca. 8 Prozentpunkte zurück. Dieser Rückgang ist 

die für die weitere Analyse so bedeutsame Verknappung des Faktors 

Arbeit. Außerdem sieht man, dass die insgesamt sehr junge Alters-

struktur der Migranten dazu führen kann, dass die Erwerbsbe-

völkerung bis zum Jahr 2040 um etwa 0,8 und bis 2050 um ca. 1,8 

Prozentpunkte weniger stark zurückgehen wird. Die Migration durch 

die Flüchtlinge wird am wesentlichen Verlauf bis zum Jahr 2040 also 

wenig ändern.

Dem gegenüber steht die Entwicklung der Bevölkerung im Ruhe-

standsalter relativ zur Erwerbsbevölkerung. Dieses Verhältnis wird 

sich, wie in Abbildung 5 gezeigt, bis zum Jahr 2040 fast verdoppeln. 

Durch den Zuzug der Flüchtlinge wird der Anstieg bis 2040 um 

etwa 5 Prozentpunkte weniger stark ansteigen, und die demographi-

sche Pause, also die Zeit, bis es zu dem Anstieg kommen wird, wird 

sich um einige Jahre verschieben. An dieser Statistik zeigt sich, dass 

Migranten, wenn es gelingt, sie in den Arbeitsmarkt zu integrieren, 

einen Beitrag zur Linderung des bevorstehenden demographischen 

Problems leisten können. Ob dies gelingt und ob netto Kosten oder 

Gewinne durch eine entsprechende Arbeitsmarktpolitik entstehen, ist 

eine andere Frage, der in diesem Beitrag nicht nachgegangen werden 

kann.

Abbildung 4: Anteil der Bevölkerung im Erwerbsalter

Anmerkungen: Entwicklung der Quote der Erwerbsbevölkerung (die Bevölke-

rung im Alter von 20 bis 64 Jahren als Anteil der Gesamtbevölkerung, „working 

age population ratio“) unter den in Abbildung 2 gezeigten Migrationsannah-

men bei konstanter Geburtenrate und steigender Lebenserwartung. Details zu 

den Annahmen sind in Busch, Krueger und Ludwig (2016) dokumentiert. 

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf DeStatis.

Abbildung 5: Anteil der Bevölkerung im Ruhestandsalter an der 

Erwerbsbevölkerung

Anmerkungen: Entwicklung des „Altenquotienten“ (die Bevölkerung im Alter 

65+ als Anteil der Bevölkerung im Erwerbsalter, „old-age dependency ratio“) 

unter den in Abbildung 2 gezeigten Migrationsannahmen bei konstanter 

Geburtenrate und steigender Lebenserwartung. Details zu den Annahmen 

sind in Busch, Krueger und Ludwig (2016) dokumentiert. 

Quelle: Eigene Berechnungen basierend auf DeStatis.
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3. Makroökonomische Prognosen

Im Weiteren wird die Frage gestellt, welche Auswirkungen sich durch 

die Bevölkerungsentwicklung für die makroökonomische Entwick-

lung im kontinentaleuropäischen Raum ergeben werden. Hierzu 

wird ein Simulationsmodell herangezogen, das die Bevölkerungsent-

wicklung in einen makroökonomischen Rahmen einbettet. Auf der 

einen Seite werden Haushalte modelliert, die über ihren Lebens-

zyklus Kapital-, Arbeitsangebot- und Sparentscheidungen treffen. 

Daraus ergibt sich das für den Arbeitsmarkt bedeutende Angebot an 

Arbeitskräften und das für den Kapitalmarkt bedeutende Angebot 

an Ersparnis. Auf der anderen Seite werden Firmen modelliert, um 

die Nachfrage nach diesen Produktionsfaktoren abzubilden. Zusätz-

lich beinhaltet das Modell eine Abbildung des Steuer- und Transfer-

systems sowie eine Berücksichtigung internationaler Kapitalströme 

zwischen Industrienationen. 

Abbildung 6: Pro-Kopf-Einkommen

Anmerkungen: Diese Abbildung zeigt Entwicklungen des Pro-Kopf Brutto-

nationaleinkommens in Deutschland relativ zu einem Pfad mit konstanter 

Wachstumsrate unter verschiedenen Szenarien zur Erwerbspartizipation und 

Reformen der sozialen Sicherungssysteme. Eine genaue Beschreibung wird in 

Börsch-Supan, Härtl und Ludwig (2014) gegeben. 

Quelle: Börsch-Supan, Härtl und Ludwig (2014).

Zunächst wird hier auf eine Analyse in diesem Rahmen von 

Börsch-Supan, Härtl und Ludwig (2014) zurückgegriffen. Die Auto-

ren modellieren verschiedene Anpassungen durch Reformen auf dem 

Arbeitsmarkt, zum Beispiel eine Erhöhung des Renteneintrittsalters 

und eine erhöhte Partizipation von Frauen am Arbeitsmarkt sowie 

die Reaktionen der Haushalte auf solche Reformen. Abbildung 6 

zeigt die prognostizierte Entwicklung des Pro-Kopf–Einkommens 

unter verschiedenen Szenarien. Das hier gezeigte Einkommen ist 

relativ zu einem Pfad mit konstantem Wachstum. Die Szenarien bil-

den verschiedene Arbeitsmarkt- und Rentenpolitikszenarien ab. Die 

unteren Linien gehen davon aus, dass fundamentale Rentenreformen 

nicht durchgeführt werden und dass die im Jahr 2010 beobachteten 

Erwerbsquoten über das Alter konstant bleiben, d.h., dass weder eine 

spätere Verrentung noch eine höhere Erwerbstätigkeit von Frauen 

stattfindet. Dies ist das eine Extrem. Die oberen Linien zeichnen das 

andere Extrem: ein Einfrieren der Beitragssätze auf den Niveaus von 

2010 und einen starken Anstieg der Erwerbspartizipation wobei die 

gearbeiteten Stunden je Arbeitnehmer konstant gehalten werden. Wie 

Börsch-Supan, Härtl und Ludwig (2014) diskutieren, ist auch dies ein 

unrealistisches Szenario. Realistisch sind die Szenarien, die dazwi-

schen liegen, nach denen es bis zum Jahr 2040 zu einem akkumu-

lierten Rückgang des Pro-Kopf-Einkommens relativ zu einem Pfad 

mit konstanten Wachstum um 4-8 Prozent kommen wird. 

Gehen wir nun auf die eingangs gestellte Frage zurück und betrach-

ten die Wirkungen der jüngsten Migrationsströme auf die in Abbil-

dung 6 genannte Größe unter der Annahme, dass die Flüchtlingswelle 

nach Deutschland gekommenen Personen bis zum Jahr 2040 voll in 

den Arbeitsmarkt integriert sind. Mit einer einfachen approxima-

tiven Rechnung lässt sich der Rückgang der Erwerbsbevölkerung in 

eine Wachstumsdifferentialaussage übertragen. Die in Abbildung 4 

gezeigte Differenz lässt sich in eine prozentuale Differenz über tragen. 

Während der Rückgang der Erwerbsbevölkerungsquote bis 2040 

ohne die Flüchtlinge bei den vorgenannten 8 Prozentpunkten liegt 

und sich dies im Szenario mit 3,85 Millionen Flüchtlingen bis 2040 

auf minus 7,3 Prozentpunkte reduziert, so sind dies auf die Basis einer 

Erwerbsbevölkerungsquote von 60% im Jahr 2015 gerechnet -13,3% 

bzw. -12%. Diese Reduktion überträgt sich approximativ in einen 

Rückgang der akkumulierten Wachstumsdifferenzen um ca. 0,8 Pro-

zentpunkte.5 Im Vergleich zu der in Abbildung 5 gezeigten Bandbreite 

(die wiederum insbesondere anderweitige politische Unsicherheiten 

aufzeigt), ist dies gering.

Eine andere Perspektive nehmen Ludwig, Schelkle und Vogel (2012) 

und Geppert, Ludwig und Abiry (2016) ein, die betonen, dass die 

durch den demographischen Wandel induzierte Wachstumsdelle 

durch eine verstärkte Investition in Humankapital, die Qualität des 

Faktors Arbeit also, deutlich abgeschwächt werden kann. Darunter 

sind alle Formen der Aus- und Weiterbildung zu verstehen. In einer 

Anwendung für die USA liegt der Wert bis 2035 bei einer Reduktion 

um 6 Prozentpunkte ohne Humankapitalanpassungen und bei nur 

2 Prozentpunkten, falls die relative Verknappung des Faktors Arbeit 

durch eine entsprechende Erhöhung der Qualität zumindest in Teilen 

kompensiert werden kann. Allerdings setzen diese Berechnungen 

voraus, dass Sozialversicherungsbeiträge konstant gehalten werden, 

sodass die höheren Bruttolöhne nicht wieder wegbesteuert werden 

und sich somit vermehrte Bildungsaktivitäten auch lohnen. Ferner 

wird postuliert, dass es keine Friktionen auf dem Bildungsmarkt gibt, 

z.B. Kreditfriktionen für Haushalte. Insofern geben die genannten 

Zahlen nur einen oberen und einen unteren Rand der möglichen 

Entwicklung wieder.

Diese Rückgänge in der aggregierten Produktivität übertragen sich 

in relative Faktorpreise.6 Abbildung 7 zeigt relative Renditen in den 

USA, wenn Humankapital konstant bleibt; Abbildung 8 zeigt den glei-

chen Verlauf, falls es zu einer Anpassung kommt. Ohne Anpassung 

sinken in den USA wegen der Verknappung des Faktors Arbeit und 

einem damit einhergehenden Rückgang der Investitionsnachfrage die 

mittleren Aktienrenditen bis 2035 um ca. 0,7 Prozentpunkte, die Ren-

diten auf TIPS (Treasury Inflation Protected Securities, also inflati-

onsgeschützte Staatsanleihen) um 1 Prozentpunkt. Bei einer fle xiblen 

Anpassung des aggregierten Humankapitals reduzieren sich diese 

5 Bei dieser Berechnung wird eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion mit einer Kapi-
talelastizität von 0.33 angenommen. Zugleich wird eine Änderung der Anpassung des 
Kapitalstocks an den Unterschied in der demographischen Entwicklung zwischen den 
beiden Migrationsszenarien nicht berücksichtigt. 
6 Im Vergleich dazu sind die die Kapitalrendite stützenden Maßnahmen durch internatio-
nale Diversifikation relativ gering, siehe, z. B., Börsch-Supan, Ludwig und Winter (2003) 
und Krueger und Ludwig (2007).
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Rückgänge auf 0,16 bzw. 0,24 Prozentpunkte. Erneut sind dies nur 

grobe Bandbreiten.

In diesem Beitrag ist nicht der Raum, im Detail auf die komple-

xen intergenerationalen Verteilungswirkungen dieser Entwicklung 

einzugehen. Diese werden hier nur qualitativ wiedergegeben. Die 

Berechnungen in Geppert, Ludwig und Abiry (2016) legen nahe, dass 

zukünftige Generationen vom demographischen Wandel profitieren, 

da die Verknappung des Faktors Arbeit die Löhne nach oben treibt, 

was die negativen Zinseffekte dominiert. Dies gilt aber nur, wenn 

Sozialversicherungsbeiträge konstant gehalten werden. Andern-

falls werden Bruttolohngewinne durch einen Anstieg der Sozialver-

sicherungsbeiträge wieder zunichte gemacht, so dass Nettolöhne 

sinken werden und alle heutigen und zukünftigen Generationen 

Wohlfahrtsverluste erfahren (relative zu einer kontrafaktischen Situa-

tion ohne demographischen Wandel).

Abbildung 7: Renditen: Fixe Qualität

Anmerkungen: Diese Abbildung zeigt Prognosen für langfristige Renditen 

in den USA auf Aktien (linke Achse, rs) und risikofreie Wertpapiere (rechte 

Achse, rf) unter Annahme konstanter Qualität des Faktors Arbeit. 

Quelle: Geppert, Ludwig und Abiry (2016).

Eine andere Perspektive ist, die Entwicklung der Ungleichheit inner-

halb von Generationen zu betrachten. Geppert (2015) kommt zu dem 

Schluss, dass der Gini-Koeffizient der Einkommensverteilung bis 

2050 in Deutschland um etwa 6 Punkte zunehmen wird. Allerdings 

vermischt dies zwei Effekte: Einerseits führt der demographische 

Wandel per se zu größerer Ungleichheit, da das relative Bevölkerungs-

gewicht von Rentnern mit relativ geringen Einkommen zunehmen, 

das von Arbeitern hingegen abnehmen wird. Da durchschnittliche 

Renteneinkommen geringer als Arbeitseinkommen sind, steigt so die 

gemessene Ungleichheit in der Gesellschaft. Andererseits wird die 

angesprochene Relativpreisentwicklung (steigende Löhne, fallende 

Zinsen) zu einem Rückgang des Gini-Koeffizienten führen, da ein 

Rückgang der Zinsen und ein Anstieg der Löhne umverteilend wir-

ken. Hinzu kommt, dass durch eine zunehmende Bildungspartizipa-

tion der Anteil der Personen mit Universitätsabschluss steigen wird. 

Dieser Anstieg an gut ausgebildeten Menschen führt zu einem Rück-

gang der durchschnittlichen Lohnprämie auf Universitätsabschlüsse. 

Rechnet man den rein mechanischen Effekt einer Veränderung der 

relativen Bevölkerungsgewichte heraus, so ergibt sich ein Rückgang 

des Einkommens-Gini um 7 Punkte. Die Verknappung des Faktors 

Arbeit könnte also, wiederum unter Konstanz der Sozialversiche-

rungsbeiträge und Steuern, zu einem Rückgang der ökonomisch rele-

vanten Ungleichheit führen. 

Abbildung 8: Renditen: Steigende Qualität

Anmerkungen: Diese Abbildung zeigt Prognosen für langfristige Renditen 

in den USA auf Aktien (linke Achse, rs) und risikofreie Wertpapiere (rechte 

Achse, rf) unter Annahme steigender Qualität des Faktors Arbeit. 

Quelle: Geppert, Ludwig und Abiry (2016).

4. Schlussfolgerung

Dieser Beitrag befasst sich mit den Auswirkungen des demogra-

phischen Wandels auf Wachstum, Kapitalrenditen, Löhne und die 

Verteilung der demographischen Last zwischen und innerhalb von 

Generationen. Durch die Verknappung des Faktors Arbeit wird es zu 

niedrigeren Wachstumsraten, leicht fallenden Zinsen und steigenden 

Bruttolöhnen kommen. Bei einer fundamentalen Reform der sozialen 

Sicherungssysteme, durch die erhebliche ansteigende Sozialversiche-

rungsbeiträge vermieden werden, könnten zukünftige Generationen 

von dieser Entwicklung profitieren. Darüber hinaus kann die skiz-

zierte Entwicklung zu einer Reduktion der ökonomisch relevanten 

Ungleichheit führen, da steigende Löhne und sinkende Renditen 

umverteilend wirken.

Der Beitrag adressiert auch die jüngsten demographischen Verände-

rungen in Deutschland aufgrund der hohen Migrationsströme. Unter 

der Annahme, dass die Migranten auch langfristig in Deutschland 

bleiben werden, führen diese zu einer leichten Abfederung der Effekte 

des demographischen Wandels, können diesen aber nicht abwenden. 

Die makroökonomischen Konsequenzen der Zuwanderung fallen 

relativ gering aus; zumindest, wenn man sie in Bezug zu der Band-

breite möglicher Entwicklungen setzt, die durch verschiedene Sze-

narien der allgemeinen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik abgebildet 

werden.
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Demographische Entwicklung in Ländern und Kommunen – 
Finanzausgleich und Daseinsvorsorge*

Demographisch bedingte Auswirkungen auf der Ausga-

benseite

Die demographische Entwicklung bringt große Herausforderungen 

im Rahmen der Daseinsvorsorge, insbesondere bei Finanzierung und 

Betrieb von Netzinfrastrukturen, mit sich. Die wichtigsten Stichworte 

in diesem Zusammenhang sind Kostenremanenzen, Innovations-

druck und Anpassungsdruck mit Mehrkosten.

In den meisten staatlichen Aufgabenbereichen auf der Landes- und 

Kommunalebene ändern sich die Gesamtausgaben bei wachsender 

Bevölkerung nicht in gleichem Maße, wodurch in einem solchen Fall 

die Pro-Kopf-Ausgaben zurückgehen. Dies liegt an Kostendegressions-

effekten, die dadurch entstehen, dass die Verteilung der Fixkosten 

auf eine größere Zahl von Personen erfolgt. Bei einem Rückgang der 

Bevölkerung, der ceteris paribus mit einer sinkenden Nachfrage nach 

öffentlichen Gütern einhergeht, können die Gesamtausgaben statt-

dessen oftmals nicht im gleichen Umfang abgebaut werden. Ursachen 

hierfür sind einerseits eine mangelnde Anpassungsfähigkeit infolge 

netztechnischer Gegebenheiten und andererseits die fehlende Anpas-

sungsbereitschaft von Gemeinden.1

Infolge des Bevölkerungsrückgangs kommt es ohne Gegenmaß-

nahmen zu einem Anstieg der Pro-Kopf-Ausgaben.2 Gerade bei 

Infrastrukturen können sog. Kostenremanenzen auftreten, da der 

Fixkostenanteil relativ hoch ausgeprägt ist. Diese entstehen dadurch, 

dass vorhandene Kapazitäten bei rückläufiger Bevölkerung nicht 

mehr im kompletten Umfang benötigt werden. Der folglich notwen-

dige, kontinuierliche proportionale Rückbau der Infrastruktur ist 

meist technisch nicht möglich; dieser kann i. d. R. nur in Stufen erfol-

gen, falls die notwendigen Anpassungen der Kapazitäten politisch 

durchsetzbar sind. Kapazitätsanpassungen sind oft mit tech nischen

* Ausgewählte Aspekte des Vortrags „Demografische Entwicklung in Kommunen – 
Finanzausgleich und Daseinsvorsorge“ im Rahmen der Ringvorlesung „Demografischer 
Wandel – Fakten, Prognosen, Herausforderungen und Chancen“ am Institut für Wirt-
schaftspolitik an der Universität zu Köln am 25. Januar 2016.
1 Vgl. dazu bspw. Eck et al. (2012).
2 Vgl. BMVBS (2007), S. 17.

Änderungen verbunden, was unter Umständen umfassende Umbau-

maßnahmen und damit zusätzlichen Investitionsaufwand mit sich 

bringen würde. Eine vergleichbare Situation herrscht im Verwal-

tungsbereich von Kommunen mit rückläufiger Einwohnerzahl, 

weil die Größe der Verwaltung nicht oder nur langsam an die neue 

Situation angepasst werden kann. Hinzu kommt, dass auch kleinere 

Länder mit ihren Kommunen das vollständige Leistungsspektrum 

der Verwaltung abdecken müssen und Möglichkeiten für Kosten-

senkungen nicht mehr in allen Bereichen möglich sind.

Die Entfaltung solcher Remanenzeffekte erfolgt unauffällig, da die 

Aufstellung von Haushaltsplänen nicht auf Pro-Kopf-Ausgaben, 

sondern auf Gesamtausgaben basiert. Zudem werden Ausgaben-

positionen in den Haushalten oft durch einfache Fortschreibung der 

Gesamtausgaben des vorangegangenen bzw. laufenden Haushalts-

jahres fixiert. Bezüglich der künftigen Entwicklung wird davon ausge-

gangen, dass Kostenremanenzen bis zum Jahr 2020 vorrangig in den 

ostdeutschen Ländern, aber auch in einigen Regionen in den west-

deutschen Ländern auftreten. Dabei wird besonders die kommunale 

Ebene vor Probleme gestellt, da diese für etwa 80 % der Infrastruk-

turen formal zuständig ist.

Demographisch bedingte Auswirkungen auf der Einnah-

menseite

Die einnahmeseitigen Folgen der demographischen Entwicklung 

können eine weniger dynamische Entwicklung der Steuereinnahmen 

verursachen: So könnte aus der geringeren Anzahl an Erwerbstätigen 

eine geringere wirtschaftliche Dynamik resultieren. Zudem sinken 

infolge der abnehmenden Bevölkerung die Zuweisungen aus Vertei-

lungssystemen, die auf der Einwohnerzahl als Verteilungsschlüssel 

basieren. Dazu zählen z. B. der Länderfinanzausgleich im Rahmen 

des bundesstaatlichen Finanzausgleichs sowie die kommunalen 

Finanzausgleichssysteme.

Abbildung 1: Steuern der Länder nach dem Aufkommen je Einwoh-

ner in v. H. des Durchschnitts.

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des BMF (2016), 2014 vorläufige 

Abrechnung

Prof. Dr. Thomas Lenk

Institut für Öffentliche Finanzen 
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Als Kernelement des deutschen kooperativen Föderalismus ist der 

bundesstaatliche Finanzausgleich vom Solidargedanken geprägt. Er 

dient dem Zweck, alle Gebietskörperschaften so mit Finanzmitteln 

auszustatten, dass sie die ihnen verfassungsrechtlich vorgegebenen 

Aufgaben erfüllen können. Nachdem die Gemeinschaftssteuern (bis 

auf die Umsatzsteuer) auf die Gebietskörperschaften verteilt wurden, 

ergibt sich für die Länder unter Berücksichtigung der ländereigenen 

Steuern das in Abbildung 1 dargestellte Bild. Es wird ersichtlich, dass 

die westdeutschen Länder im Gesamtresultat eine erheblich höhere 

originäre Steuerkraft aufweisen als die ostdeutschen Länder.

Eine separate Betrachtung der originären Steuerkraft der Flächen-

länder erbringt folgende Erkenntnisse: Sachsen-Anhalt verfügt mit 

923 Euro/Einwohner als steuerschwächstes Land über lediglich 52,6 

% der durchschnittlichen Steuereinnahmen. Dagegen liegt Bayern 

mit 2.273 Euro/Einwohner als steuerstärkstes Flächenland mit 

129,7 % weit über dem Bundesdurchschnitt. Dies entspricht einem 

Unterschied von 1.350 Euro/Einwohner (etwa 77 Prozentpunkte). 

Gemäß der Forderung in Art. 72 Abs. 2 GG müssen diese Steuerkraft-

unterschiede ausgeglichen werden, um das Postulat gleichwertiger 

Lebensverhältnisse in Deutschland, im Sinne eines gleichwertigen 

Angebotes an öffentlich bereitgestellten Gütern und Dienstleis tungen, 

sicherstellen zu können. Die originären Einnahmenunterschiede 

zwischen den Ländern und damit die für den verfassungsrechtlich 

postulierten Finanzkraftausgleich erforderlichen Volumina wären 

hingegen deutlich geringer, wenn für die horizontale Zuordnung der 

Gemeinschaftssteuern ein wirtschaftskraftbezogenes Kriterium zur 

Anwendung käme.3

In den nachfolgenden Stufen des bundesstaatlichen Finanzaus-

gleiches folgen der Umsatzsteuervorwegausgleich, anschließend der 

Länderfinanzausgleich sowie die Zuweisung der allgemeinen Bundes-

ergänzungszuweisungen. Im Ergebnis dieser Verteilungs stufen erfolgt 

eine Angleichung der Steuerkraft der Länder, ohne dass die Finanz-

kraftreihenfolge verändert wird. Das bedeutet, dass vormals steuer-

starke Länder auch nach den Umverteilungsmaß nahmen finanziell 

besser ausgestattet bleiben. Dies ändert sich mit den sog. Sonderbe-

darfs-Bundesergänzungszuweisungen (SoBEZ), die nur bestimmten 

Ländern gewährt werden. Dadurch kommt es zu einer (verfassungs-

konformen4) Änderung der Finanzkraftreihenfolge (vgl. Abbildung 

2).5

3 Beispielsweise die Bruttowertschöpfung. Diese wird durch die Ergebnisse der primären 
Steuerzuordnung nach geltendem Recht (örtliches Aufkommen + Zerlegungsregeln nach 
Zerlegungsgesetz) beidseitig in erheblichem Umfang überzeichnet, was die Abbildung 
der Leistungsfähigkeit der Länder maßgeblich und systematisch verzerrt. Während im 
Jahr 2014 die Differenz der relativen Finanzkraft zwischen dem einnahmestärksten und 
dem –schwächsten Flächenland 77,1 Prozentpunkte betrug, ist die Spreizung der Brut-
towertschöpfung im gleichen Jahr mit 48 Prozentpunkten erkennbar geringer. Für die 
Ergebnisse und die Vorteile einer wirtschaftskraftbezogenen primären Steuerzuordnung 
siehe vertiefend: Lenk/Glinka (2015a-c).
4 Bundesverfassungsgericht: Urteil vom 11.11.1999, BVerfGE 101, 158 ff.
5 Leistungsschwachen Ländern werden folgende Unterstützungsleistungen von Seiten des 
Bundes gewährt:
i. SoBEZ zur Deckung von teilungsbedingten Sonderlasten, die dem Abbau des infra-

strukturellen Nachholbedarfs und zum Abbau der unterproportionalen, kommunalen 
Finanzkraft dienen sollen,

ii. SoBEZ aufgrund von überproportionalen Lasten bei der Zusammenfassung von 
Sozial- sowie Arbeitslosenhilfe für Erwerbstätige seit 2005 (ohne Berlin),

iii. SoBEZ aufgrund der überdurchschnittlich hohen Kosten politischer Führung.

Abbildung 2: Finanzkraftmesszahl nach Allgemeinen und Sonder-

bedarfs-Bundesergänzungszuweisungen in v. H. der Ausgleichs-

messzahl.

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben des BMF (2016), 2014 vorläufige 

Abrechnung.

Der größte Teil dieser SoBEZ fällt für den Abbau des infrastruktur-

ellen Nachholbedarfs und den Abbau der unterproportionalen, kom-

munalen Finanzkraft an.6 Diese sind für den Zeitraum von 2005 bis 

2019 degressiv ausgestaltet und ausschließlich für die ostdeutschen 

Länder bestimmt. Sie weisen ein Gesamtvolumen von etwa 105,3 

Mrd. Euro (davon im Jahr 2014 eine Summe von rund 5,8 Mrd. Euro) 

auf. Die sukzessive Reduzierung der SoBEZ und das ab dem Jahr 

2020 geltende Verbot der strukturellen Neuverschuldung der Länder 

im Rahmen der Schuldenbremse stellen die öffentlichen Haushalte 

(insbesondere der ostdeutschen Länder) vor erhebliche finanzielle 

Herausforderungen, deren Lösungserfolg derzeit noch nicht absehbar 

ist.

Bei einer Gegenüberstellung der originären Steuerkraft auf der einen 

Seite und des Schuldenstandes des jeweiligen Landes auf der anderen 

Seite (vgl. Abbildung 3) können Ländergruppen gebildet werden. 

• Die aktuellen Zahlerländer im Länderfinanzausgleich (grüne 

Quadrate) sind alle vergleichsweise gering verschuldet. 

• Dies gilt auch für die ostdeutschen Länder (rote Rauten) – aller-

dings weisen diese auch eine deutlich geringere Finanzkraft 

vor der Umverteilung auf. Dabei ist die Position des Frei-

staates Sachsen hervorzuheben: Dieser hat zwar den geringsten 

Schuldenstand je Einwohner, gleichzeitig aber in dem darge-

stellten Jahr auch die niedrigste originäre Steuerkraft pro Ein-

wohner. 

• Die finanzschwachen Flächenländer im Westen (blaue Kreise) 

verfügen über eine deutlich höhere Finanzkraft als die ost-

deutschen Länder, sind aber – mit Ausnahme Niedersachsens – 

auch höher verschuldet. 

• Die Stadtstaaten (gelbe Kreise) Berlin und Bremen verzeichnen 

die höchste Verschuldung pro Kopf, obwohl ihre Steuerkraft auf 

dem Niveau der LFA-Empfängerländer West liegt. Hamburg als 

6 Die unterproportionale kommunale Finanzkraft wäre bei einer vollständigen Einbezie-
hung der ausgleichserheblichen kommunalen Steuereinnahmen auf der Stufe des Länder-
finanzausgleichs als Sonderbedarfs-Kriterium obsolet. Die derzeitige Herabsetzung auf 64 
% entzieht sich nach übergreifender rechts- und finanzwissenschaftlicher Meinung jeder 
sachlichen und empirisch abgesicherten Begründung. Siehe vertiefend dazu: Lenk/Glinka 
(2015d) und Lenk/Glinka/Sunder (2015). 
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• dritter Stadtstaat weist die höchste Finanzkraft auf und ist im Ver-

gleich zu den anderen beiden Stadtstaaten am geringsten und im 

Vergleich zu den LFA-Zahlerländern am höchsten verschuldet. 

Abbildung 3: Vergleich von Schuldenstand und originärer Steuer-

kraft vor Umverteilung 2014.

Quelle: Eigene Darstellung nach Daten vom Statistischen Bundesamt (2015b 

und 2015c) und BMF (2016), 2014 vorläufige Abrechnung.

Folglich stehen insbesondere die ostdeutschen Länder vor einem 

großen Problemdruck, da sie wegen der drastischeren demogra-

phischen Veränderungen schneller (und vielleicht auch stärker) 

betroffen sein werden als die westdeutschen Länder. Eine große 

Bedeutung entfalten hierbei die Zuweisungsverluste aus der Umsatz-

steuerverteilung sowie beim Länderfinanzausgleich und den Allge-

meinen Bundesergänzungszuweisungen, die aus der sinkenden 

Einwohnerzahl resultieren. Diese demographisch bedingte Kompo-

nente auf der Einnahmenseite wird zusätzlich durch die degressiv ver-

laufenden SoBEZ und die Schuldenbremse verstärkt.

Mögliche Handlungsansätze für Kommunen

Die demographische Entwicklung birgt große Herausforderungen für 

die öffentlichen Haushalte. Gerade die Gemeinden werden aufgrund 

von Kostenremanenzen – insbesondere im Bereich der Daseins-

vorsorge - durch den Rückgang der Bevölkerung mit steigenden Pro-

Kopf-Kosten konfrontiert. Überdies bringt die Heterogenisierung der 

Bevölkerung auf allen staatlichen Ebenen einen erhöhten Aufwand 

für Integration und insbesondere für die Intensivierung der Bildungs-

anstrengungen sowie der Sozialhilfe mit sich. Ob diese steigenden 

Aufwendungen durch höhere Pro-Kopf-Einnahmen aufgefangen 

werden können, kann noch nicht prognostiziert werden.

In Bezug auf die Haushaltskonsolidierung kommen u. a. folgende 

Optionen in Betracht: 

• Eine Option bestünde in einer ausführlichen Aufgabenkritik 

auf allen staatlichen Ebenen. Diese sollte im Zuge der Schulden-

bremse möglichst zu einer Kürzung der öffentlichen Ausgaben 

führen, um damit Steuererhöhungen vermeiden zu können.

• Infolge der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte könn-

ten Aufgabenübertragungen (beispielsweise von den Län-

dern auf ihre Kommunen) stattfinden, wodurch die fiskalische 

Schutzfunktion des Konnexitätsprinzips auf die Probe gestellt 

wird. Wichtig wäre in diesem Zusammenhang die Vermeidung 

eines sog. „kalten Finanzausgleichs“7, um einer daraus resultie-

renden zusätzlichen Verschuldung der Kommunen vorzubeu-

gen. 

• Außerdem könnte eine Kürzung der Ausgaben auf Länderebene 

eine Reduzierung von Landesinvestitionen und kommunalen 

Förderprogrammen bewirken. Hierbei sollte allerdings zuvor 

eine Gesamtbewertung der öffentlichen Aufgaben auf Landes- 

und Kommunalebene stattgefunden haben. 

Gemäß dem föderalen Staatsaufbau der Bundesrepublik tragen die 

Länder selbst die Verantwortung für die Ausgestaltung des kommu-

nalen Finanzausgleichs (KFA). Dieser sollte zum einen in der Aus-

stattung und zum anderen in der Verteilungswirkung im Hinblick auf 

die zukünftigen (demographischen) Herausforderungen ausgerichtet 

werden. Dabei existiert in vielen Ländern eine starke Einwohner-

zentriertheit.8 Diese scheint allerdings keine angemessenen Aus-

gleichswirkungen für einen demographischen Wandel mit sich zu 

bringen. Eine Lösungsmöglichkeit bestünde darin, einen Demogra-

phiefaktor bei der Verteilung der Gesamtschlüsselmasse im horizon-

talen KFA einzubauen.9 Außerdem wäre es erforderlich, in stärkerem 

Maße die tatsächlichen Belastungen der Kommunen (z.B. die Sozial-

kostenbelastung) zu berücksichtigen. Gleiches gilt für die zentralen 

Funktionen, wie sie zum Beispiel von den Kernstädten in den Ver-

dichtungsräumen, aber auch den Zentren im ländlichen Raum wahr-

genommen werden.

Auch die Kommunen selbst müssen den finanziellen Herausforderun-

gen des demographischen Wandels entgegentreten: Dazu gehört u. a. 

die Herstellung von Transparenz über die tatsächlichen Kosten des 

demographischen Wandels. Ebenso sollte die Effizienz der Infrastruk-

tursysteme erhöht werden. Dies gilt insbesondere für die Bereiche 

Bildung und Integration. Ein weiteres Handlungsfeld der Kommu-

nen ist die (Weiter-)Entwicklung von übergreifenden und integrier-

ten Konzepten (z. B. fach- und generationenübergreifend). Auch die 

Erschließung zusätzlicher Ressourcen, beispielsweise durch Sponso-

ring und bürgerschaftliches Engagement, stellt eine Möglichkeit der 

kommunalen Einflussnahme dar. Überdies sollte verstärkt die Einbe-

ziehung des privaten Sektors zur Aufgabenerfüllung geprüft werden, 

wofür jede kommunale Aufgabe einer kritischen Prüfung unterzogen 

werden muss. Im Notfall muss weiterhin auf das Verschuldungs-

instrument in Form von Kassenkrediten zurückgegriffen werden. 

Zuletzt wäre außerdem zu hinterfragen, inwieweit es sinnvoll sein 

könnte, die kommunale Kreditaufnahme auf ausgelagerte öffentliche 

Institutionen zu verschieben (sog. „off-budget-borrowing“).

Auch bei den Finanzbeziehungen zwischen den Gebietskörper-

schaften auf der Einnahmeseite besteht Handlungsbedarf. Gründe 

dafür sind u. a. die Befristungen zum 31.12.2019 sowohl des 

Maßstäbe gesetzes (MaßstG)10 als auch des Finanzausgleichsgesetzes
7 Dies stellt eine Aufgabenübertragung auf eine andere Gebietskörperschaftsebene dar, 
ohne dass dieser Ebene eine entsprechende (zusätzliche) finanzielle Ausstattung gewährt 
wird.
8 Grundsätzlich wird den Einwohnern einer Kommune bzw. der gleichen Gemeindegröße 
prinzipiell ein gleichwertiges Niveau an öffentlicher Leistungserbringung zugestanden. 
Wegen der Einwohnerzentriertheit in der Hauptansatzstaffel vieler KFA-Systeme werden 
für unterschiedliche Gemeindegrößen auch verschieden hohe Bedarfe festgestellt. Vgl. 
Lenk/Hesse/Lück (2013), S. 58.
9 Siehe dazu Lenk et al. (2012), S. 95 ff.
10 Gesetz über verfassungskonkretisierende allgemeine Maßstäbe für die Verteilung des 
Umsatzsteueraufkommens, für den Finanzausgleich unter den Ländern sowie für die 
Gewährung von Bundesergänzungszuweisungen (Maßstäbegesetz - MaßstG) vom 9. Sep-
tember 2001 (BGBl. I S. 2302), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 29. Mai 
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 (FAG)11, in dem auch das Auslaufen des Solidarpaktes II geregelt ist. 

Im Rahmen einer Neuordnung der föderalen Finanzbeziehungen ist 

auch nach Lösungen zu suchen, die der demographischen Entwick-

lung und deren finanzpolitischen Folgen Rechnung tragen.12 Dabei 

kommt beispielsweise die Prüfung der aktuellen Einwohnerwertung 

dünnbesiedelter ostdeutscher Länder sowie der Stadtstaaten hinsicht-

lich ihrer quantitativen Sachgerechtigkeit infrage. Auch könnte im 

Tarif des Länderfinanzausgleichs ein demographischer Faktor analog 

zu einigen kommunalen Finanzausgleichssystemen eingeführt wer-

den. Einen weiteren möglichen Aspekt stellt die Einführung neuer 

Sonderbedarfs-BEZ im Zuge des demographischen Wandels dar.13
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Konsequenzen des demographischen Wandels für den 
Arbeitsmarkt

1. Einleitung

Die demographischen Veränderungen in Deutschland werden weitrei-

chende Auswirkungen auf die Gesellschaft und die Wirtschaft haben. 

Neben den Herausforderungen, die sich für die öffentlichen Finan-

zen und vor allem die sozialen Sicherungssysteme ergeben, sind auch 

erhebliche Effekte auf Gütermärkten und insbesondere den Arbeits-

markt zu erwarten. Mit dem Rückgang der Bevölkerungszahl wird die 

Zahl der arbeitsfähigen Menschen sinken. Und der Alterungs prozess 

der Bevölkerung wird sich auch in einem steigenden Durchschnitts-

alter der Arbeitskräfte niederschlagen. Der demographische Wandel 

wirkt somit unmittelbar auf das Arbeitsangebot, d. h. das Erwerbs-

personenpotential und die Altersstruktur der Erwerbspersonen. 

Darüber hinaus ist zu erwarten, dass sich bedeutende Effekte auch auf 

der Arbeitsnachfrageseite einstellen.

Den Ergebnissen der aktuellen Bevölkerungsvorausberechnung des 

Statistischen Bundesamtes zufolge wird die Zahl der Personen im 

erwerbsfähigen Alter (15–65 Jahre) bis zum Jahr 2060 von gegen-

wärtig mehr als 53 Millionen auf rund 41 Millionen sinken (Variante 

2 bei stärkerer Zuwanderung). Mit einem Rückgang von etwa 23 Pro-

zent fällt der Rückgang dieser Personengruppe damit stärker aus als 

der Rückgang der Bevölkerung insgesamt (Statistisches Bundesamt 

2015). Die Entwicklung wird allerdings keineswegs einheitlich ver-

laufen. Für die ostdeutschen Regionen wird mit -29 Prozent eine 

weit überdurchschnittliche Schrumpfung erwartet. Aber auch in 

Westdeutschland ist aller Voraussicht mit einer sehr differenzierten 

Entwicklung zu rechnen. Prognosen des Bundesinstituts für Bau-, 

Stadt- und Raumforschung (BBSR) weisen darauf hin, dass sich ins-

besondere Regionen im süddeutschen Raum und die großen Agglo-

merationsräume in Deutschland zumindest bis 2030 noch durch eine 

relativ stabile Entwicklung der Bevölkerung im Erwerbsalter aus-

zeichnen werden (BBSR 2015). 

Während die Zahl der Personen im Alter zwischen 15 und 65 Jahren 

verstärkt erst ab dem Jahr 2020 sinken wird, ist die Alterung der 

Erwerbsbevölkerung bereits weit fortgeschritten. Die Bevölkerung im 

Erwerbsalter wird aktuell durch stark besetzte Altersjahrgänge zwi-

schen 40 und 60 Jahren dominiert, die in den kommenden 20 Jahren 

sukzessiv aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden werden. Auch die Alte-

rung der Erwerbsbevölkerung verläuft nicht einheitlich und ist in den 

ostdeutschen Bundesländern bereits deutlich weiter fortge schritten 

als in Westdeutschland. Aufgrund des regional sehr differenziert 

verlaufenden demographischen Wandels werden auch die damit ver-

bundenen Arbeitsmarkteffekte durch eine ausgeprägte regionale Vari-

ation gekennzeichnet sein.

2. Ansatzpunkte für Arbeitsmarkteffekte des demographi-

schen Wandels

Die Wirkung des demographischen Wandels auf den Arbeitsmarkt 

kann sich über unterschiedliche Kanäle einstellen. Neben den direk-

ten Effekten auf den Umfang und die Struktur des Arbeitsangebots 

sind Auswirkungen aufgrund von Veränderungen in den sozialen 

Sicherungssystemen zu berücksichtigen. Wenn die Höhe der Beiträge 

und der Leistungen der Rentenversicherung und des Gesundheits-

system an die demographische Entwicklung angepasst werden müs-

sen, dürfte sich dies sowohl auf die Arbeitsangebotsentscheidungen 

der Menschen in Deutschland auswirken als auch auf die Arbeits-

nachfrage der Unternehmen. Steigen die an das Arbeitseinkommen 

gekoppelten Beiträge zur Sozialversicherung hat dies aufgrund des 

Anstiegs der Lohnnebenkosten ceteris paribus einen dämpfenden 

Effekt auf die Arbeitsnachfrage. Die Regelungen zum Renteneintritt 

und die Höhe der Bezüge beeinflussen zudem die Arbeitsangebots-

entscheidung vor allem älterer Erwerbspersonen. 

Ändert sich die Zahl der Konsumenten und ihre Altersstruktur, so sind 

auch Effekte auf die Güternachfrage zu erwarten. In einer alternden 

Gesellschaft werden bestimmte Güter und Dienstleistungen seltener 

nachgefragt, während zum Beispiel der Bedarf an Gesundheits- und 

Pflegedienstleistungen zunimmt. Die Änderungen der Güternach-

frage ziehen Effekte auf die Höhe und die Struktur der Arbeitsnach-

frage nach sich. Und nicht zuletzt können sich mit der Altersstruktur 

der Arbeitskräfte auch die Produktivität und die Innovations fähigkeit 

der deutschen Wirtschaft verändern. Befürchtet wird in diesem 

Zusammenhang oft, dass mit dem steigenden Durchschnittsalter der 

Beschäftigten die Produktivität und die Innovationsfähigkeit sinken. 

Dies kann wiederum signifikante Auswirkungen auf das wirtschaft-

liche Wachstum und die Arbeitsnachfrage nach sich ziehen. In aktu-

ellen Untersuchungen finden sich allerdings keine Hinweise auf eine 

negative Korrelation zwischen Alter und Produktivität (Göbel und 

Zwick 2009, Börsch-Supan und Weiss 2010).

3. Demographischer Wandel, Arbeitslosigkeit und drohen-

der Fachkräftemangel

Da sich der demographische Wandel sowohl auf das Arbeitsan gebot 

wie auch die Arbeitsnachfrage auswirken dürfte, sind die Effekte 

auf die Höhe der Arbeitslosigkeit schwierig zu prognostizieren. Aus 

dem zu erwartenden Rückgang des Arbeitsangebots kann nicht ohne 

wei teres auf eine sinkende Zahl arbeitsloser Personen geschlossen 

werden. Auch sind bundesweit gegenwärtig noch keine Auswir-

kungen des demographischen Wandels auf die Arbeitslosigkeit 

erkennbar. Der deutliche Rückgang der Arbeitslosenzahlen seit 2005 

kann nicht auf demographische Effekte zurückgeführt werden, weil 

die Zahl der Erwerbspersonen zwischen 2005 und 2014 trotz einer 
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abnehmenden Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter noch gestie-

gen ist. Dieses Wachstum des Arbeitsangebots erklärt sich durch die 

zunehmende Erwerbsbeteiligung in Deutschland. 

Betrachtet man allerdings die Arbeitsmarktentwicklung der Bundes-

länder, lassen sich durchaus entlastende demographische Effekte 

identifizieren. So ist in den ostdeutschen Flächenländern trotz einer 

relativ schwachen Dynamik der Arbeitsnachfrage die Arbeitslosigkeit 

in den vergangenen Jahren ganz erheblich gesunken. In Mecklenburg- 

Vorpommern und in Sachsen-Anhalt ist im Zeitraum 2008 bis 2014 

die Arbeitslosigkeit sogar trotz einer sinkenden Erwerbstätigkeit um 

mehr als 25 Prozent gesunken. Diese Entwicklung kann nur auf das 

schon gegenwärtig deutlich sinkende Arbeitsangebot in den ost-

deutschen Flächenländern zurückgeführt werden.

Aus den aktuellen Entwicklungstendenzen in Ostdeutschland darf 

jedoch keinesfalls die Schlussfolgerung gezogen werden, dass die 

Arbeitslosigkeit mit dem demographischen Wandel quasi auto-

matisch von gegenwärtig mehr als 2,5 Millionen auf ein Vollbeschäf-

tigungsniveau sinkt. Eine solche Entwicklung setzt voraus, dass die 

Qualifikationsprofile der arbeitslosen Personen weitgehend mit den 

Qualifikationsanforderungen der Betriebe übereinstimmen. Die 

jüngsten Veränderungen auf dem deutschen Arbeitsmarkt und ins-

besondere der steigende Anteil der Langzeitarbeitslosen weisen im 

Gegensatz dazu darauf hin, dass Stellen und Bewerberprofile immer 

häufiger nicht zusammenpassen. Aufgrund der Verfestigung der 

Arbeitslosigkeit und des bestehenden Mismatch zwischen Arbeits-

suchenden und offenen Stellen ist nicht damit zu rechnen, dass die 

Arbeitslosigkeit proportional zum Arbeitsangebot sinkt.

Im Hinblick auf die Veränderung der Arbeitslosigkeit sind zudem 

Kompositionseffekte zu berücksichtigen, die sich aufgrund unter-

schiedlicher altersspezifischer Arbeitslosenquoten einstellen 

können. In der Literatur werden die Konsequenzen solcher Kompo-

sitionseffekte kontrovers diskutiert. Nach der auf Easterlin (1961) 

zurückgehenden „cohort crowding hypothesis“ wirkt sich der 

Arbeitsmarkteintritt einer großen Kohorte ungünstig auf das Arbeits-

marktergebnis der Mitglieder dieser Kohorte aus und erhöht auch ins-

gesamt die Arbeitslosenquote. Dieses Ergebnis ist auf die Annahme 

zurückzuführen, dass die Arbeitsnachfrage relativ schwach auf eine 

Erhöhung des Arbeitsangebots reagiert, so dass es zu einem Anstieg 

der Arbeitslosigkeit kommt. Im Gegensatz dazu geht Shimer (2001) 

davon aus, dass eine Zunahme des Arbeitsangebots durch eine par-

allel steigende Arbeitsnachfrage mehr als kompensiert wird. Große 

Eintrittskohorten wirken dann dämpfend auf die Arbeitslosenquote. 

Empirische Analysen für Deutschland deuten im Einklang mit der 

Hypothese von Easterlin darauf hin, dass von großen Eintritts-

kohorten ein schwach positiver Effekt auf die Höhe der Arbeitslo-

senquote ausgeht (Garloff et al. 2013). Dieser Zusammenhang lässt 

erwarten, dass von der Veränderung der Altersstruktur und den ver-

gleichsweise schwach besetzten Kohorten, die in den kommenden 

Jahren in den deutschen Arbeitsmarkt eintreten, ein dämpfender 

Effekt auf die Arbeitslosenquote ausgeht. 

Neben den Effekten auf die Arbeitslosigkeit wird gegenwärtig vor 

allem ein drohender Fachkräftemangel im Zusammenhang mit den 

demographischen Veränderungen diskutiert. Ausgangspunkt ent-

sprechender Befürchtungen ist der Befund, dass im Jahr 2014 mehr 

als 9 Millionen Beschäftigte auf die Gruppe 50- bis 64-Jährigen entfal-

len und somit in den kommenden Jahren nach und nach in den Ruhe-

stand gehen werden. Die Kohorten, die zukünftig in den Arbeitsmarkt 

eintreten werden, sind deutlich schwächer besetzt als die ausschei-

denden Jahrgänge. Müssen alle ausscheidenden Arbeitskräfte und vor 

allem die gut ausgebildeten Fachkräfte ersetzt werden, ergibt sich eine 

nicht unerhebliche quantitative Lücke – ein Fachkräftemangel droht 

nach dieser Argumentation.

Gegen diese Einschätzung ist zunächst einzuwenden, dass die Alters-

struktur der Beschäftigten und damit der potentielle Ersatzbedarf 

ganz erheblich nach Regionen, Wirtschaftszweigen, Berufen und 

Qualifikationsniveaus variiert. Zudem liegt der Argumentation die 

Annahme zugrunde, dass die Unternehmen auch alle frei werdenden 

Arbeitsplätze wieder besetzen wollen. Ein Blick auf die Beschäfti-

gungsentwicklung zeigt jedoch ein Nebeneinander von Schrumpfung 

und Wachstum. In einigen Wirtschaftszweigen und Berufssegmenten 

dürfte infolge eines fortschreitenden Abbaus von Arbeitsplätzen also 

kein Ersatzbedarf bestehen oder lediglich ein Teil der Arbeitsplätze 

wieder besetzt werden. In dynamisch wachsenden Bereichen wird 

dagegen die Arbeitsnachfrage den Ersatzbedarf noch übersteigen. 

Die Befürchtung eines bedeutenden Fachkräftemangels basiert also 

im Wesentlichen auf einer recht statischen Vorstellung des Arbeits-

marktes. Tatsächlich ist aber zu erwarten, dass die demographischen 

Veränderungen zahlreiche Anpassungsprozesse auf dem deutschen 

Arbeitsmarkt auslösen werden (Brunow et al. 2012).

4. Anpassungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt

Änderungen des Lohnniveaus als Reaktion auf sich verändernde 

Knappheitsverhältnisse auf dem Arbeitsmarkt stellen einen zentra-

len Anpassungsmechanismus dar. In einem vollkommenen Wett-

bewerbsmarkt mit flexiblen Löhnen, vollständiger Information aller 

Marktteilnehmer und ohne Marktmacht führen Lohnanpassungen 

zu einem Ausgleich von Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage. Sinkt 

also infolge der demographischen Entwicklung das Arbeitsangebot, 

d. h. Arbeitskräfte werden knapper, dann ist zu erwarten, dass das 

Lohn niveau steigt und auf diese Weise erneut ein Ausgleich von 

Angebot und Nachfrage erreicht wird, weil steigende Löhne zu einem 

Rückgang der Arbeitsnachfrage und einem Anstieg des Arbeitsange-

bots führen. Allerdings kann es in diesem sehr einfachen Modell des 

Arbeits marktes keine Arbeitslosigkeit und auch keinen Fachkräfte-

mangel geben. Dies erfordert, dass die Löhne zumindest in der kur-

zen bis mittleren Frist nicht vollkommen flexibel sind. Zudem setzt 
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ein Fachkräftemangel infolge des demographischen Wandels eine 

Starrheit der Löhne nach oben voraus, zu beobachten sind aber in 

der Regel nach unten starre Löhne. Eine unvollkommene und zeitver-

zögerte Anpassung der Löhne kann aber dazu führen, dass sich vor-

übergehend ein Mangel an Arbeitskräften in bestimmten Segmenten 

des Marktes einstellt.

Lohnveränderungen als Reaktion auf veränderte Knappheitsver-

hältnisse haben eine wichtige Signalwirkung für Arbeitsangebots- 

und Bildungsentscheidungen der Menschen. Steigt die Entlohnung 

im Zuge des demographischen Wandels lediglich für bestimmte 

Qualifikationen und Tätigkeiten, sollte hiermit eine Signalwirkung 

verbunden sein, die dazu führt, dass junge Erwerbspersonen entspre-

chende Ausbildungsgänge wählen. Steigende Löhne führen aber auch 

dazu, dass der Produktionsfaktor Arbeit verglichen mit dem Faktor 

Kapital teurer wird. Dies lässt ceteris paribus erwarten, dass Arbeit 

durch Kapital substituiert wird, d. h. die knapper werdenden Arbeits-

kräfte werden durch Maschinen ersetzt. Der vermehrte Einsatz von 

Maschinen kann darüber hinaus mit der Einführung neuer Techno-

logien in den Produktionsprozessen einhergehen, durch welche die 

Arbeitsproduktivität steigt und ein Arbeitskräftemangel reduziert 

wird. Eine weitere Anpassungsstrategie der Unternehmen kann darin 

bestehen, Produktionsprozesse ins Ausland zu verlagern, wenn dort 

kein Arbeitskräftemangel besteht und damit ein niedrigeres Lohn-

niveau herrscht. 

5. Wirtschaftspolitische Implikationen

Zusammenfassend ist aufgrund der demographischen Entwick-

lung zu erwarten, dass es ab 2020 verstärkt zu einem Rückgang des 

Arbeitsangebots auf dem deutschen Arbeitsmarkt kommen wird. 

Inwieweit sich diese Entwicklung in einer signifikanten Reduzierung 

der Arbeitslosigkeit niederschlägt, hängt vor allem von der Verände-

rung der Arbeitsnachfrage und dem Ausmaß des Mismatch auf dem 

Arbeitsmarkt ab. Wenngleich davon auszugehen ist, dass aufgrund 

verschiedener Anpassungsmechanismen ein dauerhafter und umfas-

sender Fachkräftemangel unwahrscheinlich ist, können sich doch in 

verschiedenen Segmenten des Arbeitsmarktes kurz- bis mittelfristige 

Fachkräfteengpässe einstellen. 

Unstrittig ist, dass die Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt, die aus 

dem demographischen Wandel resultieren, umfangreiche Anpas-

sungserfordernisse nach sich ziehen. Im Zentrum entsprechender 

Diskussionen steht eine Stabilisierung des Arbeitsangebots, wobei 

in diesem Zusammenhang zwischen quantitativen und qualitativen 

Ansatzpunkten zu unterscheiden ist. Maßnahmen, die dem quantita-

tiven Ansatz zuzuordnen sind, zielen darauf ab, bislang nicht genutzte 

Personalreserven zu erschließen. Zu den Handlungsoptionen in 

diesem Bereich zählt unter anderem die Integration von erwerbslosen 

Personen in den Arbeitsmarkt, etwa durch Maßnahmen der aktiven 

Arbeitsmarktpolitik. Zudem wird angestrebt, die Erwerbsbeteiligung 

bestimmter Gruppen zu erhöhen. Im Fokus stehen hierbei vor allem 

die Frauen und ältere Arbeitskräfte. Hier gilt es, durch die Ausge-

staltung des Steuer- und Sozialsystems Anreize für eine Erwerbsbe-

teiligung zu setzen. Weitere wichtige Rahmenbedingungen betreffen 

die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, z. B. durch eine angemes-

sene Kinderbetreuungsinfrastruktur, und den Wiedereinstieg in den 

Arbeitsmarkt etwa nach einer längeren Familienphase. Daneben wird 

aber auch diskutiert, inwieweit die Erwerbsquote jüngerer Personen 

durch eine Verkürzung der Ausbildungszeiten gesteigert werden 

kann. Eine Stabilisierung des Arbeitsangebots aus quantitativer Sicht 

kann darüber hinaus durch eine Verlängerung der Jahresarbeitszeit 

und arbeitsmarktbedingte Zuwanderung erreicht werden.

Neben den quantitativ orientierten Handlungsoptionen zielt eine 

zweite Gruppe von Maßnahmen darauf ab, auf qualitativem Wege 

eine Stabilisierung des Arbeitsangebots zu erreichen. Hierbei geht 

es darum quantitative Lücken durch Investitionen in das Human-

kapital, d. h. ein höheres Qualifikationsniveau der Arbeitskräfte, zu 

kompensieren. Ein zentrales Ziel ist hierbei, den nach wie vor deut-

lichen Anteil von Erwerbspersonen ohne abgeschlossene Berufsaus-

bildung signifikant zu reduzieren. Von wesentlicher Bedeutung ist 

in diesem Zusammenhang, die Durchlässigkeit des Bildungs systems 

vor allem für Kinder mit Migrationshintergrund und aus bildungs-

fernen Elternhäusern zu erhöhen. Aufgrund des zunehmenden 

Durchschnittsalters der Arbeitskräfte gewinnt aber neben der beruf-

lichen Erstausbildung die Weiterbildung für den Erhalt und Ausbau 

der Beschäftigungs fähigkeit gerade älterer Erwerbspersonen erheb-

lich an Bedeutung. Um vor dem Hintergrund der demographischen 

Veränderungen die notwendigen Anpassungsreaktionen auf dem 

Arbeitsmarkt zu ermöglichen, muss also in verschiedenen Politik-

bereichen auf wichtige Weichenstellungen geachtet werden (siehe 

auch Börsch-Supan 2014).
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Vergangene Ringvorlesungen des iwp

Weltwirtschaftskrise – Ursachen und Folgen (WS 2010/2011)

Die Weltwirtschaftskrise, die 2008 auf dem US-amerikanischen Immobilienmarkt ihren Anfang nahm, ist der 
stärkste wirtschaftliche Einbruch seit der Großen Depression 1929. Weltweit ist die Wirtschaftsleistung zurück-
gegangen und die Arbeitslosigkeit angestiegen. Die Finanzmärkte sind noch immer fragil. Es ist wichtig, 
die Hintergründe der Weltwirtschaftskrise zu verstehen, um politische Handlungsoptionen gegeneinander 
abwägen zu können. Das gilt nicht nur für Wirtschaftswissenschaftler und Politiker, sondern auch für Bürger, 
die als die Betroffenen entscheiden müssen, welchen Politikern sie zustimmen. In der prominent besetzten 
Ringvorlesung wurden diese Hintergründe analysiert und aus verschiedenen Blickwinkeln beleuchtet.

Die Europäische Währungsunion (WS 2011/2012)

Gut zehn Jahre nach Verwirklichung des Projekts einer Europäischen Währungsunion sind einige Mitglieds-
länder in tiefe Staatsschuldenkrisen geraten. Muss damit das Experiment der Währungsunion fiskalpolitisch 
selbstständiger Staaten als gescheitert erklärt werden? Stehen sich politische Ziele und ökonomische Prinzi-
pien diametral gegenüber? Um wirtschaftspolitische Alternativen beurteilen zu können, müssen die Hinter-
gründe der Europäischen Währungsunion und die Ursachen der Schuldenkrisen betrachtet werden. In der mit 
Experten besetzten Ringvorlesung wurden Ursachen und Zusammenhänge aus unterschiedlichen Perspek-
tiven betrachtet und Politikoptionen diskutiert.

Krise als Chance – Auf dem Weg zu einem neuen Europa? (WS 2012/2013)

Die Europäische Union erlebt turbulente Zeiten. Nicht nur die Europäische Währungsunion steht auf dem 
Prüfstand. Vielmehr stellt sich die Frage, was eigentlich der Vorsatz einer „immer engeren Union der Völker 
Europas“ (Art. 1 EUV) in seiner politischen Umsetzung bedeutet. Die Diskussionen zeigen, dass zu diesen 
Fragen weder in der Politik noch in der europäischen Öffentlichkeit Einigkeit besteht. Allerdings fehlt es in der 
tagesaktuellen Debatte oft an der Zeit, die Folgen alternativer politischer Entscheidungen in ihrem gesamten 
Ausmaß zu prüfen. Ohne diese Zusammenhänge zu verstehen, ist es jedoch kaum möglich, politische Hand-
lungsoptionen gegeneinander abzuwägen. In der Ringvorlesung stand diese Zeit zur Verfügung. Es wurden 
ausgewählte Reformprojekte und Entwicklungen der letzten Zeit genau betrachtet und unterschiedliche 
Gestaltungsoptionen näher diskutiert.

Die Energiewende in Deutschland (WS 2013/2014)

Als Reaktion auf die Reaktorkatastrophe in Fukushima im März 2011 beschloss die deutsche Bundesregierung, 
aus der Atomenergie auszusteigen und die Energiewende zu forcieren. Mit der Energiewende verfolgt die 
Bundesregierung eine Vielzahl von politischen Unterzielen: Neben dem Ausstieg aus der Atomenergie auch 
den Ausbau erneuerbarer Energien und bspw. die Reduktion des Energieverbrauchs. Zwei Jahre nach Verab-
schiedung des Energiepakets 2011 zeigten die Diskussionen jedoch, dass viele Fragen offen geblieben sind 
und einige Maßnahmen zu unerwünschten Folgen führen. In der Ringvorlesung wurde die Anfangsphase der 
Energiewende erörtert, ausgewählte Themenbereiche genauer betrachtet, mögliche politische Handlungs-
optionen näher analysiert und internationale Auswirkungen der deutschen Energiewende diskutiert.

Entwicklungspolitik auf  dem Prüfstand - 

Stellschrauben für Post-2015 Developement Goals (WS 2014/2015)

Im Jahr 2015 endet die Frist zur Umsetzung der von den Vereinten Nationen festgelegten Millenni-
ums-Entwicklungsziele. Zugleich wurden im September 2015 mit der „Post 2015-Agenda für Nachhaltige 
Entwicklung“ ein neues Zielsystem der Entwicklungspolitik für die Vereinten Nationen beschlossen. Die Ring-
vorlesung 14/15 hatte daher das Ziel, die bisherigen Erfolge und Misserfolge der Entwicklungspolitik kritisch 
zu reflektieren, die politischen Handlungen den wissenschaftlichen Erkenntnissen gegenüberzustellen und 
öffentlich über die anvisierten neuen Maßnahmen sowie mögliche Alternativen zu diskutieren. Die Ergeb-
nisse der Ringvorlesung sind in einem Sammelband erschienen. 
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Demographische Entwicklung und Unternehmen – 
Personalstrategien, Arbeitszeitmodelle, Trends

Demographische Entwicklung und Unternehmen1

Der Demographische Wandel – Megatrend oder abstraktes Bedro-

hungsszenario?

Grundsätzlich haben wir es in der Bundesrepublik mit einer gravie-

renden Veränderung aber nicht mit einer Bedrohung zu tun. Schon 

heute ist in vielen Branchen der Fachkräftemangel erkennbar. Da die 

Geburtenraten generell niedrig sind und prognostiziert auch bleiben, 

sind die Unternehmen aufgerufen sich schon heute sehr intensiv und 

analytisch mit dem jeweiligen Personalstamm auseinander zusetzen. 

Es gilt, die Trends zu erkennen, qualifizierte Analysen durchzuführen 

und auf dieser Basis die richtigen und strategischen Maßnahmen zu 

ergreifen. Verstärkt wird die Notwendigkeit zum Handeln durch die 

zum Teil sehr zu Aktionen aufrufenden regionalen Daten ebenso wie 

durch den Paradigmenwechsel von Arbeitgeber- zum Arbeitnehmer-

markt gerade bei den jungen Generationen Y und Z.

Insbesondere die kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) sind 

auf Grund ihrer Organisationsstrukturen und Arbeitsprozesse oft-

mals nicht in der Lage, die Auswirkungen des demographischen 

Wandels auf ihren Betrieb in all seinen Dimensionen zu erfassen und 

zielgerichtete Aktivitäten einzuleiten (Schlick et al. 2009).

Im Vergleich zu Großunternehmen verfügen KMU meist über eine 

geringere Ausstattung an finanziellen, personellen und zeitlichen 

Ressourcen, um sich mit langfristigen strategischen Fragestellungen 

und Querschnittsaufgaben wie beispielsweise Qualitätsmanagement, 

Personal- und Organisationsentwicklung, Arbeitssicherheit und 

Gesundheitsschutz, auseinanderzusetzen. Das Tagesgeschäft 

und die kurzfristige Erfolgssicherung stehen meist im Fokus der 

Aufmerksamkeit, sodass längerfristige strategische Überlegungen 

und Entwicklungen schnell in den Hintergrund rücken (Hans 2006).

Sinnvoll für die Unternehmen ist es, sich strategisch und 

eventuell unterstützt durch externe Experten (sogenannte 

Demographie-Lotsen – nach dem Initiative Neue Quali-

tät der Arbeit (INQA) Netzwerk des Demographie-Experten

1 Dieser Artikel basiert auf dem Artikel: Mit klarem Blick in die Unternehmenszukunft 
von Hans-Jürgen Dorr und Nadine Köttendorf, erschienen im Forum sozialarbeit + 
gesundheit 2/2015.

e. V.) dem Thema des Demographischen Wandels zu nähern. Es 

gilt sich mit den Chancen und Risiken des demographischen Wan-

dels auseinanderzusetzen und auf Grundlage einer detaillierten 

Bestandsaufnahme die für das jeweilige Unternehmen möglichen 

Wege zur Bewältigung dieser Herausforderungen aufzuzeigen. Durch 

eine Demographieberatung, die als Kernelement eine Altersstruk-

turanalyse der Belegschaft enthält, werden Unternehmen gezielt 

dabei unterstützt, betriebliche Handlungsfelder zu identifizieren und 

betriebs- und standortspezifische Maßnahmen abzuleiten.

Bei einer detaillierten Altersstrukturanalyse (ASA) können neben dem 

Alter der Beschäftigten eines Unternehmens auch die Qualifikationen, 

der Beschäftigungsumfang, die Betriebszugehö rigkeit, die Weiter-

bildungsaktivitäten etc. der Mitarbeitenden systematisch betrach-

tet werden, um zukünftige Entwicklungen frühzeitig erkennen und 

aktiv gestalten zu können. Der Blick in die Zukunft erfolgt durch eine 

gezielte Fortschreibung der Altersstruktur für die nächsten drei, fünf 

und/oder zehn Jahre. Aufbauend auf den Ergebnissen einer Alters-

strukturanalyse entwickeln Demographieberater gemeinsam mit 

Unternehmensvertretern und Mitarbeitervertretern geeignete Maß-

nahmen, um das Unternehmen „demographiefest“ zu machen. Das 

Spektrum reicht dabei von Maßnahmen zur systematischen Personal-

rekrutierung, -bindung und -entwicklung über die Einführung flexi-

bler Arbeitszeitmodelle bis hin zur ergonomischen Gestaltung von 

Arbeitsplätzen im Büro oder in der Produktion.

Die Ergebnisse der Altersstrukturanalyse wiederum sind Basis für 

die Festlegung der Handlungsfelder und der konkreten Maßnahmen. 

Es empfiehlt sich die Einordnung der Handlungsfelder an die INQA 

Struktur anzulehnen. Diese Klassifizierung ist bundesweit akzeptiert 

und sowohl von den Arbeitgebern als auch von den Gewerkschaften 

im Rahmen des INQA Steuerkreises verabschiedet.

Abbildung 1: Handlungsfelder nach INQA2

2 Quelle: www.inqa.dehttp://www.inqa.de/DE/Informieren-Themen/inqa-vier- hand-
lungsfelder.html;jsessionid=9B12AFA2F763111143D47C96D7A6F2B6?nn=9758

Hans-Jürgen Dorr

d-ialogo Wuppertal
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Auf Grundlage der Daten können nicht nur die aktuelle und die 

zukünftige Altersstruktur im Unternehmen dargestellt, sondern auch 

konkrete Aussagen zu zukünftigen Entwicklungen und sich daraus 

ergebenden Anforderungen abgeleitet werden. Folgende Fragen las-

sen sich u. a. auf Grundlage einer Altersstrukturanalyse beantworten:

• Wie stellt sich die Altersstruktur des gesamten Unternehmens 

sowie in einzelnen relevanten Unternehmensbereichen sowie in 

wichtigen Funktions- und Qualifikationsgruppen aktuell dar?

• Wie entwickelt sich die Altersstruktur in den nächsten fünf oder 

auch zehn Jahren?

• Wo sind Bereiche erkennbar, in denen beispielsweise vorrangig 

ältere Mitarbeiter tätig sein werden? Welche Mitarbeiter stehen 

wann vor der Verrentung?

• Wo scheiden ggf. in den nächsten Jahren wichtige Funktions-, 

Wissens- und Erfahrungsträger aus dem Betrieb aus? Gibt es 

hier genügend Nachwuchskräfte?

• In welchen Bereichen zeichnet sich in den nächsten Jahren ein 

Fachkräftemangel ab, sodass vermehrt in Aus- und Weiter-

bildung investiert werden muss, um diesem vorzubeugen?

• In welchen Unternehmensbereichen gibt es konkreten Hand-

lungsbedarf, um eine zukunftssichere strategische Ausrichtung 

des Unternehmens zu gewährleisten? Welche Handlungsfelder 

stehen ggf. in welcher Funktions- oder Qualifikationsgruppe im 

Vordergrund?

• Welche Maßnahmen bieten sich konkret an? Welche dieser 

Maßnahmen müssen kurz-, mittel- und langfristig ansetzen?

• Wie kann das Unternehmen im „Kampf um junge Talente“ 

bestehen? Welche Möglichkeiten gibt es, das Unternehmen für 

neue (und vorhandene) Mitarbeiter attraktiv zu machen?

• Wie kann das Erfahrungswissen älterer, in naher Zukunft aus 

dem Unternehmen ausscheidender Mitarbeiter rechtzeitig an 

jüngere weitergegeben werden (beispielsweise durch „Tandem-

bildung“)?

Im Anschluss an die Maßnahmenplanung müssen Verantwortungs-

bereiche und Unterstützungsmöglichkeiten identifiziert werden, die 

zu einer erfolgreichen Umsetzung der Maßnahmen im Unternehmen 

beitragen können.

Solche initialisierenden Demographie-Prozesse gehen schnell in 

nachhaltig angelegte Organisationsentwicklungsprozesse über.

Sind diese Prozesse von Beginn an so aufgebaut, dass Beschäftigte 

und Unternehmensleitung gemeinsam und unter Einbeziehung aller 

notwendigen Kompetenzen, der regionalen Daten sowie einer trans-

parenten Analyse der eigenen Situation und zudem mit einer klaren 

strategischen Ausrichtung diesen Veränderungsprozess beschreiten, 

so ist sichergestellt, dass dieses Unternehmen die Demographische 

Entwicklung (besser: Demographische Veränderung) als Chance 

begreift.

Demographie ist mehr als das Ausscheiden der „Alten“ oder als eine 

immer älter werdende Belegschaft. Demographie heißt sich aktiv und 

engagiert der Veränderung der gesamten Belegschaft zu stellen und 

frühzeitig die richtigen Maßnahmen zu ergreifen.

Hans-Jürgen Dorr ist Dipl. Ökonom und Inhaber des Beratungsunter-

nehmens d-ialogo mit Sitz in Wuppertal, Geschäftsführer des Instiuts 

für Workability in Zürich und Vorsitzender des Demographie Experten 

Vereins in Wuppertal. 

Literatur: 

Schlick, C./Mütze-Niewöhner, S../Köttendorf, N. (2009) Unterstützung von 
zukunftsorientierten Unternehmensstrategien durch professionelle Demo-
graphie-Beratung in: Speck, P. (Hrsg.): Employability- Herausforderungen für 
die strategische Personalentwicklung , 4. Aktualisierte und erweiterte Auflage. 
Wiesbaden: Gabler-Verlag

Hans, N.(2006): Strategie-Zwischen Flexibilität und langfristiger Orientierung. 
In: Krüger, W/Klippstein, G/Merk, R/Wittberg, V.(Hrsg.): Praxishandbuch des 
Mittelstandes. Leitfaden für das Management mittelständischer Unternehmen. 
Wiesbaden: Gabler-Verlag



49
INSTITUT FÜR WIRTSCHAFTSPOLITIK AN DER UNIVERSITÄT ZU KÖLN
DEMOGRAPHISCHER WANDEL| FAKTEN, PROGNOSEN, HERAUSFORDERUNGEN UND CHANCEN

Immobilienmärkte vor dem Hintergrund des 
demographischen Wandels – Entwicklungen und Folgen

Wie und wo werden wir in Zukunft leben (wollen)? Diese Fragen sind 

entscheidend für die Immobilienmärkte. Die Wohn- und Arbeits-

welten sind einem ständigen Wandel unterworfen. Das Büro von heute 

ist in vielerlei Hinsicht nicht mehr mit dem Büro von vor 30 Jahren 

vergleichbar. Trends wie Homeoffice, Coworking und Büro-Sharing 

werden traditionelle Formen der Büroarbeit zunehmend ablösen. Die 

Büroimmobilie der Zukunft muss dem Rechnung tragen. Auch die 

Wohnwelten sind im Wandel. Reurbanisierung, Multilokalität und 

das Smart Home sind hier nur einige Schlagworte, die Erwartungen 

und Ansprüche an zukünftiges Wohnen implizieren. Diese Entwick-

lungen werden im Wesentlichen durch zwei Megatrends getrieben: 

Zum einen durch die Digitalisierung und die sie ermöglichen techno-

logischen Revolutionen. Und zum anderen durch die demogra phische 

Entwicklung der Gesellschaft. 

Immobilien bieten jedoch nicht nur Platz zum Wohnen und Arbeiten, 

sie stellen auch den größten Vermögensposten der Bürger dar. 2013 

verfügte jeder Haushalt im statistischen Durchschnitt über Immo-

bilienvermögen in Höhe von 788.000 Euro. Das durchschnittliche 

Geldvermögen betrug dem gegenüber nur 445.000 Euro. Immobilien 

nehmen in der Alters- und allgemeinen Risikovorsorge eine wesent-

liche Stellung ein. Die Folgen der demographischen Veränderungen 

für die Immobilienmärkte werden somit auch darüber entscheiden, 

ob die Vorsorgepläne der Immobilienbesitzer aufgehen. 

Aus staatlicher Sicht kommt den (Wohn-)Immobilienmärkten eine 

überragende Bedeutung für die allgemeine Daseinsvorsorge zu. Der 

Staat muss gewährleisten, dass bedürftige Haushalte auch zukünftig 

ihr Grundbedürfnis nach Wohnraum angemessen decken können. 

Gegenwärtig werden dafür mehr als jedem zehnten Haushalt wohn-

bezogene Geldleistungen etwa im Arbeitslosgengeld II, der Sozialhilfe 

oder dem Wohngeld gewährt. Hinzu kommen Aufwendungen von 

mehr als einer halben Milliarde für die soziale Wohnraumförderung.

Die Finanzmarktkrise 2008 hat gezeigt, wie wesentlich der Immo-

biliensektor für die Finanzmarktstabilität ist. Die Gefahr einer 

allge meinen Immobilienpreisblase für Deutschland wird zwar als 

gering eingeschätzt, aber auf zahlreichen regionalen Märkten weist 

die Entkopplung der Preise von Mieten durchaus auf zunehmende 

Übertreibungen hin. Auch die Zentralbanken beobachten die Immo-

bilienmärkte sehr viel engmaschiger als dies vor der Finanzmarktkrise 

der Fall war. Um Fehlentwicklungen frühzeitig erkennen zu können, 

sind Prognosen unerlässlich, die auch die demographische Entwick-

lung berücksichtigen.

Im Folgenden sollen die wesentlichen Determinanten von Wohnungs-

marktprognosen vorgestellt und der Einfluss demographischer Ent-

wicklungen aufgezeigt werden. Dabei liegt der Schwerpunkt auf 

Wohnimmobilien. Die Bedeutung der Demographie für Büroimmo-

bilien wird gegen Ende kurz dargestellt.

Einfluss der Demographie auf die Wohnimmobilienmärkte

Der doppelte Alterungseffekt führt dazu, dass die relative Besetzung 

der höheren Altersklassen immer weiter zunimmt. Die Ursachen 

sind die niedrigen Geburtenraten seit den 1970er Jahren und die 

gestiegene Lebenserwartung der „Babyboomer“, also der Mitte der 

1950er bis Mitte der 1960er Jahre geborenen Jahrgänge. Gleichzeitig 

schrumpft die Gesamtzahl der Bevölkerung. Allerdings ist das Aus-

maß der Schrumpfung umstritten und stark von Migrationseffekten 

abhängig. 

Für die Immobilienmärkte ist die Gesamtzahl der Bevölkerung nur 

von untergeordneter Bedeutung. Ausschlaggebend ist die Anzahl 

der Haushalte, da diese als Nachfrager am Immobilienmarkt auftre-

ten. Bereits vor der aktuellen Zuwanderungsentwicklung ging das 

Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) in seiner 

Haushaltsprognose 2035 davon aus, dass die Anzahl der Haushalte 

bis 2025 weiter ansteigen wird. Grund hierfür ist, dass der Trend zu 

kleineren Haushaltsgrößen mögliche gegenläufige Effekte durch eine 

Abnahme der Gesamtbevölkerung überkompensiert.

Auch in den nächsten Jahren ist daher mit einem steigenden zahlen-

mäßigen Besatz der Wohnungsnachfrage zu rechnen. Die Nachfrage-

effekte, die von der größeren Anzahl an Haushalten ausgehen, hängen 

wesentlich von der Einkommensentwicklung ab. Diese lässt sich nur 

schwer abschätzen. Vereinfacht dargestellt sind zwei Effekte relevant: 

Die sinkende Anzahl der Personen im erwerbsfähigen Alter bei gleich-

zeitig steigender Anzahl der Personen im Rentenalter führt zu einer 

Verknappung der Arbeitskräfte. Das kann zum einen die Einkommen 

der verbleibenden Arbeitskräfte verbessern. Zum anderen wird aber 

auch befürchtet, dass die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ins-

gesamt unter der Alterung leidet, wodurch die Einkommen sinken 

würden. Aufgrund der großen Bedeutung der umlagefinanzierten 

gesetzlichen Rentenversicherung hat die Einkommensentwicklung 

der Erwerbspersonen auch massive Folgen für die Einkommens-

entwicklung der Rentner. Die Einkommensentwicklung wird darüber 

entscheiden, ob sich der Trend zu mehr Wohnfläche pro Kopf und 

qualitativ hochwertigeren Wohnungen zukünftig unge brochen fort-

setzen wird.

Eine Prognose der Wohnraumnachfrage ist auch deshalb komplex, 

weil statistische Daten meist nur eine Momentaufnahme bieten 

(„Querschnittsdaten“). Um die Wohnraumnachfrage aber korrekt 

abbilden zu können, braucht der Statistiker Angaben über die Verän-

derung der Wohnsituation der Haushalte im statistischen Mittel über 

Dr. Oliver Arentz

Institut für Wirtschaftspolitik an 
der Universität zu Köln
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deren Lebenszyklus hinweg. Idealisiert beziehen junge Haushalte 

nach dem Auszug aus dem elterlichen Haushalt zunächst kleine Woh-

nungen. Wenn sie selbst eine Familie gründen, wächst die Wohnung 

mit. Im Alter sinkt die Haushaltsgröße durch den Auszug von Kinder 

oder dem Tod eines Lebenspartners, aber die Wohnfläche bleibt auf-

grund des sogenannten „Remanenzeffekts“ nahezu unverändert. Der 

Remanenzeffekt ist zum Beispiel dadurch zu erklären, dass Personen 

im Alter ihren Lebensmittelpunkt nicht mehr verändern möchten. 

Diesem Lebenszykluseffekt steht ein Kohorteneffekt gegenüber. Auf-

grund von ökonomischen und gesellschaftlichen Verhältnissen, die 

die Biografie der Mitglieder einer Kohorte wesentlich prägen, kann 

sich der Wohnkonsum zwischen verschiedenen Kohorten erheblich 

unterscheiden. Daher kann nicht einfach von der Wohnsituation 

der heute 70-jährigen auf die Wohnungsnachfrage der zukünftigen 

70-jährigen geschlossen werden. Vorsichtige Prognosen gehen jedoch 

von einer zunächst weiter steigenden Wohnfläche pro Kopf aus, die 

insbesondere dadurch getrieben wird, dass mehr Haushalte Eigen-

tum erwerben, was in den meisten Fällen mit einer Ausdehnung der 

Wohnfläche im Vergleich zur Mietwohnung verbunden ist.

Im Unterschied zu den meisten anderen Gütermärkten ist für Immo-

bilienmärkte die regionale Verteilung der Nachfrage von überra gender 

Bedeutung. Regionale Wohnungsengpässe können nicht durch eine 

Verlagerung des bestehenden Angebots behoben werden. Daher ist 

bereits heute ein Nebeneinander von lokalen Wohnungsmärkten mit 

einem erheblichen Nachfrageüberhang und solchen mit hohem Leer-

stand zu beobachten. Diese Polarisierung der Wohnungsmärkte wird 

zukünftig aufgrund der zu erwartenden Binnenwanderung und der 

regionalen Einkommensentwicklung weiter zunehmen.

Unter Berücksichtigung der genannten Faktoren erwartet das BBSR 

in seiner Wohnungsmarktprognose 2030 eine Zunahme der Wohn-

flächennachfrage im Mittel um 7 Prozent bezogen auf Deutschland. 

Für den Zuwachs ist insbesondere die erwartete zusätzliche Nachfrage 

von westdeutschen Haushalten, die Eigentum besitzen bzw. erwerben, 

verantwortlich. Aber auch in einigen ostdeutschen Kreisen wird mit 

steigender Nachfrage gerechnet. Insgesamt soll die Nachfrage in 293 

Kreisen steigen, während für 47 Kreise mit einer abnehmenden Nach-

frage gerechnet wird. Die höchsten Zuwachsraten werden in Berlin, 

Düsseldorf, Frankfurt a. M., Hamburg, Köln, München und Stuttgart 

(Big-7) und den umliegenden Kreisen („Speckgürtel“) erwartet.

Daraus lässt sich der Neubaubedarf unter Berücksichtigung des regio-

nalen Wohnungsbestandes und der typischen Gebäudealterung diffe-

renziert nach Kreistyp errechnen. Demnach sieht das BBSR bis 2030 

einen hohen Bedarf an Mehrfamilienhäusern in den Großstädten und 

insbesondere in Universitätsstädten wie etwa Regensburg, Freiburg, 

Heidelberg und Bonn. Im Umland der Agglomerationsräume wird 

ein relativ stärkerer Bedarf an Ein- und Zweifamilienhäusern gese-

hen. Insgesamt sieht das BBSR einen Neubaubedarf von 272.000 

Wohnungen jährlich bis 2020, der sich danach Schrittweise bis auf 

180.000 Wohnungen jährlich für die Jahre 2026-2030 verringert.

Der Neubaubedarf ist jedoch im strengen Sinne keine ökonomische 

Größe, weil die Bedeutung der Preise weitgehend unberücksichtigt 

bleibt. Um den Bedarf in tatsächliche Nachfrage nach neuen Woh-

nungen zu überführen, müsste zusätzlich modelliert werden, wie die 

Nachfrager auf steigende Preise reagieren. Allerdings würde dies die 

Fehleranfälligkeit der Modelle weiter erhöhen. Der Neubaubedarf hat 

daher als Orientierungsgröße für die Marktteilnehmer und die Politik 

seine Berechtigung, er sollte aber auch mit der entsprechenden Vor-

sicht betrachtet werden.

Wie schwierig die Prognose des zukünftigen Wohnungsbedarfs ist, 

hat sich im Zuge der starken Zuwanderung der letzten Jahre gezeigt. 

Aufgrund der höheren Migration geht die Bundesregierung davon 

aus, dass der Neubaubedarf in den nächsten Jahren von 272.000 

Wohnungen auf 350.000 Wohnungen steigen wird. Andere Quellen 

nennen zum Teil noch deutlich höhere Zahlen. Allerdings ist auch 

diese Prognose mit großer Unsicherheit behaftet, da die tatsächliche 

Entwicklung der Migrationsströme in den nächsten Jahren weiterhin 

offen ist. Zudem ist für die Wohnungsmärkte wiederum die regionale 

Verteilung wesentlich. Daher spricht aus wohnungswirtschaftlicher 

Sicht vieles für eine zeitlich begrenzte Wohnortzuweisung, um beste-

hende Leerstände zu nutzen und Engpässe und damit Verteilungs-

kämpfe nicht weiter zu verstärken.

Die demographische Entwicklung wird somit auch in den nächsten 

Jahren zu weiter steigenden Mieten und Immobilienpreisen in den 

beliebten Ballungsregionen beitragen. Eine Entspannung der Situa-

tion kann nur durch eine Erhöhung des Angebots erreicht werden. 

Dabei gilt, dass jede zusätzliche Wohneinheit den Wohnungsmarkt 

entlastet, weil der neue Eigentümer eine in der Regel kleinere und 

preisgünstigere Wohnung frei macht, die von weniger einkommens-

starken Haushalten bezogen werden kann. Durch diese Umzugs-

ketten trägt auch der Neubau von hochwertigen Wohnungen zur 

Entlastung der Wohnungsmarktsituation für alle Haushalte bei. Aber 

die Voraussetzung für mehr Neubau ist die Schaffung von Bauland 

und Baurecht. Hier wird in den meisten Gemeinden mit angespann-

ten Wohnungsmärkten der Engpass gesehen. 

Ein Wohnungsmarktsegment, das weiter an Bedeutung gewinnen 

wird, ist das altengerechte Wohnen. Die absehbare Zunahme an alten 

und sehr alten Personen wirft die Frage auf, wie diese Menschen 

zukünftig leben wollen. Die meisten Personen geben an, dass sie auch 

bei Pflegebedürftigkeit im Eigenheim bleiben wollen. Die Pflege zu 

Hause ist zudem für den Staat mit geringeren fiskalischen Kosten ver-

bunden. Allerdings müssen die baulichen Gegebenheiten vorhanden 

sein, damit sich der Wunsch nach einem möglichst langen Verblei-

ben im angestammten Wohnumfeld realisieren lässt. Die Umsetzung 

barrierefreier Wohnungen ist jedoch mit finanziellem Aufwand ver-

bunden. Schätzungen gehen von bis zu 20 Prozent höheren Kosten 

aus. Ob Förderzuschüsse hierbei das Instrument der Wahl sind, kann 
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kontrovers diskutiert werden. Mitnahmeeffekte und Überinvesti-

tionen in altengerechte Wohnungen sind nicht auszuschließen. 

Zudem ist aufgrund der oben beschriebenen Kohorteneffekte noch 

nicht klar, wie die zukünftigen Senioren im Alter tatsächlich leben 

wollen. Wenn Zuschüsse gewährt werden, sollten diese daher mög-

lichst offen gestaltet werden.

Büroimmobilien

In den letzten Jahrzehnten sind die Anzahl der Büroarbeitsplätze und 

der Büroflächenbestand im Zuge der Tertiarisierung stärker gestie-

gen als die Anzahl der Erwerbstätigen. Bestehende Büroleerstände 

konnten in den guten Lagen reduziert werden. Grundsätzlich sind die 

Unterschiede zwischen den regionalen Büromärkten noch deutlich 

ausgeprägter als bei Wohnimmobilien, da die Marktsegmentierung 

höher ist.

Für die zukünftige Büroflächennachfrage ist die Entwicklung der 

Personen im erwerbsfähigen Alter eine erste Bezugsgröße. Wie oben 

ausgeführt wird deren Anzahl im Zuge der demographischen Ent-

wicklung stark schrumpfen. Ob dies zu einem ebenso starken Rück-

gang bei der Büroflächennachfrage führt, hängt davon ab, wie hoch 

der Anteil der Personen im erwerbsfähigen Alter ist, der tatsächlich 

einer Beschäftigung nachgeht. Neben der Demographie kommt somit 

der Arbeitsmarkt- und Lohnentwicklung eine wesentliche Bedeutung 

zu. Aber auch gesellschaftliche Gegebenheiten, wie etwa die inner-

familiäre Aufteilung von Erwerbs- und Nichterwerbsarbeit oder das 

Angebot an Kinderbetreuungsplätzen, haben einen nicht zu unter-

schätzenden Einfluss auf das Arbeitsangebotsverhalten der Bürger. 

Und letztlich muss abgeschätzt werden, wie sich der Anteil der Büro-

arbeiter unter den Erwerbstätigen entwickelt und wie hoch die Nach-

frage eines Büroarbeiters nach Bürofläche ist. Diese Kompo nenten 

lassen sich global zuverlässig kaum abschätzen, da vieles von tech-

nischen Innovationen beeinflusst werden kann, deren Auswirkungen 

heute nur ansatzweise bekannt sind.

Fazit

Die Demographie wird das zukünftige Wohnen und Arbeiten an 

vielen Stellen verändern. Dabei kommt es zu Wechselwirkungen mit 

anderen gesellschaftlichen Veränderungen, die zum Beispiel durch 

technologische Innovationen getrieben werden. Prognosen sind 

daher mit großer Unsicherheit behaftet und sollten nur als grobe 

Richtschnur aufgefasst werden. Zumal für Immobilienmärkte immer 

die regionalen Gegebenheiten entscheidend sind. Die Politik kann 

den Prozess insbesondere durch eine angemessene Bodenpolitik und 

effiziente Strukturen bei der Schaffung von Baurecht begleiten.
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